
 

Synopse der wichtigen und relevanten Vorschriften für die Vergabe von Archi-
tekten- und Ingenieurleistungen, die unter die VgV fallen (VgV-F-Verfahren): 

 

Vorab: 

In der linken Spalte ist das neue seit 18.04.2016 geltende, in der rechten Spalte das alte Vergaberecht 
dargestellt. 

Soweit nachfolgend vom GWB vom 17.02.2016 gesprochen wird, ist damit das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 
3245), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Februar 2016 (BGBl. I S. 203) geändert worden ist, 
gemeint, welches ab dem 18.04.2016 gilt. 

Soweit nachfolgend vom GWB-alt vom 31.06.2015 gesprochen wird, ist damit das Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 
3245), das zuletzt durch Artikel 258 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert 
worden ist, gemeint, welches ab dem 18.04.2016 nicht mehr gilt. 

Soweit nachfolgend von der VgV vom 12.04.2016 gesprochen wird, ist damit die Verordnung über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV) in der Bekanntmachung vom 14.04.2016 
(BGBl. I Nr. 16 S. 624) gemeint, welche ab dem 18.04.2016 gilt. 

Soweit nachfolgend von der VgV-alt vom 31.08.2015 gesprochen wird, ist damit die Vergabeverord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I S. 169), die zuletzt durch 
Artikel 259 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, gemeint, wel-
che ab dem 18.04.2016 nicht mehr gilt. 

Der Autor hat nur die Regelungen aufgeführt und verglichen, welche er für die Vergabe von Architek-
ten- und Ingenieurleistungen für wichtig und relevant bewertet. Dies, damit die Synopse überschaubar 
bleibt. 

Alle anderen Regelungen sind im Originaltext ebenfalls zu lesen und zu beachten. 

Dabei bedeutet: 

– (...) es werden Auslassungen vorgenommen, die für die Vergabe von Architekten- und In-
genieurleistungen entweder keine oder in der Praxis kaum Relevanz haben 

Die durch andere Formatierung hervorgehobenen Texte sind neu oder stark verändert. Die in schwar-
zer Schriftfarbe unmarkierten Texte sind im Wesentlichen unverändert geblieben. 

Die Synopse begehrt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Mannheim, den 20.04.2016 
 
 
 
 
Dipl.-Ing. Peter Kalte 
GHV Gütestelle Honorar- und Vergaberecht e. V. 
Friedrichsplatz 6 
68165 Mannheim 
www.ghv-guetestelle.de 

 

  



 

GWB, vom 17.02.2016 GWB-alt, vom 31.06.2015 

Teil 4 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzes-
sionen 
 
Kapitel 1 
Vergabeverfahren 
 
Abschnitt 1 
Grundsätze, Definitionen und Anwendungsbe-
reich 
 

Vierter Teil 
Vergabe öffentlicher Aufträge 
 
 
 
Erster Abschnitt 
Vergabeverfahren 

§ 97 GWB Grundsätze der Vergabe 
 
(1) Öffentliche Aufträge und Konzessionen wer-
den im Wettbewerb und im Wege transparenter 
Verfahren vergeben. Dabei werden die Grunds-
ätze der Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismä-
ßigkeit gewahrt. 
 
(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren 
sind gleich zu behandeln, es sei denn, eine Un-
gleichbehandlung ist aufgrund dieses Gesetzes 
ausdrücklich geboten oder gestattet. 
 
(3) Bei der Vergabe werden Aspekte der Quali-
tät und der Innovation sowie soziale und um-
weltbezogene Aspekte nach Maßgabe dieses 
Teils berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Mittelständische Interessen sind bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu 
berücksichtigen. Leistungen sind in der Menge 
aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art oder 
Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. Mehrere 
Teil- oder Fachlose dürfen zusammen vergeben 
werden, wenn wirtschaftliche oder technische 
Gründe dies erfordern. Wird ein Unternehmen, 
das nicht öffentlicher Auftraggeber oder Sekto-
renauftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder 
Durchführung einer öffentlichen Aufgabe be-
traut, verpflichtet der öffentliche Auftraggeber o-
der Sektorenauftraggeber das Unternehmen, so-
fern es Unteraufträge vergibt, nach den Sätzen 
1 bis 3 zu verfahren. 
 

§ 97 GWB Allgemeine Grundsätze  
 
(1) Öffentliche Auftraggeber beschaffen Waren, 
Bau- und Dienstleistungen nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften im Wettbewerb und im 
Wege transparenter Vergabeverfahren. 
 
 
(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren 
sind gleich zu behandeln, es sei denn, eine Be-
nachteiligung ist auf Grund dieses Gesetzes 
ausdrücklich geboten oder gestattet. 
 
(4) Aufträge werden an fachkundige, leistungsfä-
hige sowie gesetzestreue und zuverlässige Un-
ternehmen vergeben. Für die Auftragsausfüh-
rung können zusätzliche Anforderungen an Auf-
tragnehmer gestellt werden, die insbesondere 
soziale, umweltbezogene oder innovative As-
pekte betreffen, wenn sie im sachlichen Zusam-
menhang mit dem Auftragsgegenstand stehen 
und sich aus der Leistungsbeschreibung erge-
ben. Andere oder weitergehende Anforderungen 
dürfen an Auftragnehmer nur gestellt werden, 
wenn dies durch Bundes- oder Landesgesetz 
vorgesehen ist. (4a) Auftraggeber können 
Präqualifikationssysteme einrichten oder zulas-
sen, mit denen die Eignung von Unternehmen 
nachgewiesen werden kann. 
 
(3) Mittelständische Interessen sind bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu 
berücksichtigen. Leistungen sind in der Menge 
aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art oder 
Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. Mehrere 
Teil- oder Fachlose dürfen zusammen vergeben 
werden, wenn wirtschaftliche oder technische 
Gründe dies erfordern. Wird ein Unternehmen, 
das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der 
Wahrnehmung oder Durchführung einer öffentli-
chen Aufgabe betraut, verpflichtet der Auftrag-
geber das Unternehmen, sofern es Unterauf-
träge an Dritte vergibt, nach den Sätzen 1 bis 3 
zu verfahren. 
 
 
 
 



 

(5) Für das Senden, Empfangen, Weiterleiten 
und Speichern von Daten in einem Vergabever-
fahren verwenden Auftraggeber und Unterneh-
men grundsätzlich elektronische Mittel nach 
Maßgabe der aufgrund des § 113 erlassenen 
Verordnungen.  
 
(6) Unternehmen haben Anspruch darauf, dass 
die Bestimmungen über das Vergabeverfahren 
eingehalten werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
(7) Die Unternehmen haben Anspruch darauf, 
dass der Auftraggeber die Bestimmungen über 
das Vergabeverfahren einhält. 
 

§ 98 GWB Auftraggeber  
 
Auftraggeber im Sinne dieses Teils sind öffentli-
che Auftraggeber im Sinne des § 99, Sektoren-
auftraggeber im Sinne des § 100 und Konzessi-
onsgeber im Sinne des § 101.  
 

 

§ 99 GWB Öffentliche Auftraggeber 
 
Öffentliche Auftraggeber sind 
 
1. Gebietskörperschaften sowie deren Sonder-
vermögen, 
 
2. andere juristische Personen des öffentlichen 
und des privaten Rechts, die zu dem besonde-
ren Zweck gegründet wurden, im Allgemeininte-
resse liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art 
zu erfüllen, sofern  
 
a) sie überwiegend von Stellen nach Nummer 1 
oder 3 einzeln oder gemeinsam durch Beteili-
gung oder auf sonstige Weise finanziert werden, 
b) ihre Leitung der Aufsicht durch Stellen nach 
Nummer 1 oder 3 unterliegt oder  
c) mehr als die Hälfte der Mitglieder eines ihrer 
zur Geschäftsführung oder zur Aufsicht berufe-
nen Organe durch Stellen nach Nummer 1 oder 
3 bestimmt worden sind;  
dasselbe gilt, wenn diese juristische Person ei-
ner anderen juristischen Person des öffentlichen 
oder privaten Rechts einzeln oder gemeinsam 
mit anderen die überwiegende Finanzierung ge-
währt, über deren Leitung die Aufsicht ausübt  
oder die Mehrheit der Mitglieder eines zur Ge-
schäftsführung oder Aufsicht berufenen Organs 
bestimmt hat,  
 
3. Verbände, deren Mitglieder unter Nummer 1 
oder 2 fallen, 
 
 
4. natürliche oder juristische Personen des pri-
vaten Rechts sowie juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts, soweit sie nicht unter Num-
mer 2 fallen, in den Fällen, in denen sie für Tief-
baumaßnahmen, für die Errichtung von Kran-
kenhäusern, Sport-, Erholungs- oder Freizeitein-
richtungen, Schul-, Hochschul- oder Verwal-
tungsgebäuden oder für damit in Verbindung  

§ 98 GWB Auftraggeber 
 
Öffentliche Auftraggeber im Sinne dieses Teils 
sind: 
1.   Gebietskörperschaften sowie deren Sonder-
vermögen,  
 
2.   andere juristische Personen des öffentlichen 
und des privaten Rechts, die zu dem besonde-
ren Zweck gegründet wurden, im Allgemeininte-
resse liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art 
zu erfüllen, wenn Stellen, die unter Nummer 1  
oder 3 fallen, sie einzeln oder gemeinsam durch 
Beteiligung oder auf sonstige Weise überwie-
gend finanzieren oder über ihre Leitung die Auf-
sicht ausüben oder mehr als die Hälfte der Mit-
glieder eines ihrer zur Geschäftsführung oder 
zur Aufsicht berufenen Organe bestimmt haben. 
Das Gleiche gilt dann, wenn die Stelle, die ein-
zeln oder gemeinsam mit anderen die überwie-
gende Finanzierung gewährt oder die Mehrheit 
der Mitglieder eines zur Geschäftsführung oder 
Aufsicht berufenen Organs bestimmt hat, unter 
Satz 1 fällt, 
 
 
 
 
 
 
 
3.   Verbände, deren Mitglieder unter Nummer 1 
oder 2 fallen,  
 
 
5.   natürliche oder juristische Personen des pri-
vaten Rechts sowie juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts, soweit sie nicht unter Num-
mer 2 fallen, in den Fällen, in denen sie für Tief-
baumaßnahmen, für die Errichtung von Kran-
kenhäusern, Sport-, Erholungs- oder Freizeitein-
richtungen, Schul-, Hochschul- oder Verwal-
tungsgebäuden oder für damit in Verbindung 



 

 
stehende Dienstleistungen und Wettbewerbe 
von Stellen, die unter die Nummern 1, 2 oder 3 
fallen, Mittel erhalten, mit denen diese Vorhaben 
zu mehr als 50 Prozent subventioniert werden. 
 

stehende Dienstleistungen und Auslobungsver-
fahren von Stellen, die unter Nummern 1 bis 3 
fallen, Mittel erhalten, mit denen diese Vorhaben 
zu mehr als 50 vom Hundert finanziert werden, 
 

§ 100 GWB Sektorenauftraggeber 
(...) 

 

§ 101 GWB Konzessionsgeber 
(...) 

 

§ 102 GWB Sektorentätigkeiten 
(...) 

 

§ 103 GWB Öffentliche Aufträge, Rahmenver-
einbarungen und Wettbewerbe 
 
(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltliche Ver-
träge zwischen öffentlichen Auftraggebern oder 
Sektorenauftraggebern und Unternehmen über 
die Beschaffung von Leistungen, die die Liefe-
rung von Waren, die Ausführung von Bauleistun-
gen oder die Erbringung von Dienstleistungen 
zum Gegenstand haben.  
 
(2) Lieferaufträge sind Verträge zur Beschaffung 
von Waren, die insbesondere Kauf oder Raten-
kauf oder Leasing, Mietverhältnisse oder Pacht-
verhältnisse mit oder ohne Kaufoption betreffen. 
Die Verträge können auch Nebenleistungen um-
fassen.  
 
(3) Bauaufträge sind (…) 
 
(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten die Ver-
träge über die Erbringung von Leistungen, die 
nicht unter die Absätze 2 und 3 fallen.  
 
(5) Rahmenvereinbarungen sind Vereinbarun-
gen zwischen einem oder mehreren öffentlichen 
Auftraggebern oder Sektorenauftraggebern und 
einem oder mehreren Unternehmen, die dazu 
dienen, die Bedingungen für die öffentlichen 
Aufträge, die während eines bestimmten Zeit-
raums vergeben werden sollen, festzulegen, ins-
besondere in Bezug auf den Preis. Für die 
Vergabe von Rahmenvereinbarungen gelten, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, dieselben 
Vorschriften wie für die Vergabe entsprechender 
öffentlicher Aufträge.  
 
(6) Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die 
dem Auftraggeber aufgrund vergleichender Be-
urteilung durch ein Preisgericht mit oder ohne 
Verteilung von Preisen zu einem Plan oder einer 
Planung verhelfen sollen. 
 

§ 99 GWB Öffentliche Aufträge 
 
 
(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltliche Ver-
träge von öffentlichen Auftraggebern mit Unter-
nehmen über die Beschaffung von Leistungen, 
die Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen zum Ge-
genstand haben, Baukonzessionen und Auslo-
bungsverfahren, die zu Dienstleistungsaufträgen 
führen sollen. 
 
(2) Lieferaufträge sind Verträge zur Beschaffung 
von Waren, die insbesondere Kauf oder Raten-
kauf oder Leasing, Miet- oder Pachtverhältnisse 
mit oder ohne Kaufoption betreffen. Die Verträge 
können auch Nebenleistungen umfassen. 
 
 
(3) Bauaufträge sind (…). 
 
(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten die Ver-
träge über die Erbringung von Leistungen, die 
nicht unter Absatz 2 oder Absatz 3 fallen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Auslobungsverfahren im Sinne dieses Teils 
sind nur solche Auslobungsverfahren, die dem 
Auftraggeber auf Grund vergleichender Beurtei-
lung durch ein Preisgericht mit oder ohne Vertei-
lung von Preisen zu einem Plan verhelfen sol-
len. 
 

§ 104 GWB Verteidigungs- oder sicher-
heitsspezifische öffentliche Aufträge 
(...) 

 

§ 105 GWB Konzessionen 
(...) 

 



 

§ 106 GWB Schwellenwerte 
 
(1) Dieser Teil gilt für die Vergabe von öffentli-
chen Aufträgen und Konzessionen sowie die 
Ausrichtung von Wettbewerben, deren ge-
schätzter Auftrags- oder Vertragswert ohne Um-
satzsteuer die jeweils festgelegten Schwellen-
werte erreicht oder überschreitet.  
§ 114 Absatz 2 bleibt unberührt. 
 
(2) Der jeweilige Schwellenwert ergibt sich 
1. für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die 
von öffentlichen Auftraggebern vergeben wer-
den, aus Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU in 
der jeweils geltenden Fassung; der sich hieraus 
für zentrale Regierungsbehörden ergebende 
Schwellenwert ist von allen obersten Bundesbe-
hörden sowie allen oberen Bundesbehörden und 
vergleichbaren Bundeseinrichtungen anzuwen-
den, 
2. für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die 
von Sektorenauftraggebern zum Zweck der Aus-
übung einer Sektorentätigkeit vergeben werden, 
aus Artikel 15 der Richtlinie 2014/25/EU in der 
jeweils geltenden Fassung, 
3. für verteidigungs- oder sicherheitsspezifische 
öffentliche Aufträge (…).  
4. (…) 
 
(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie gibt die geltenden Schwellenwerte un-
verzüglich, nachdem sie im Amtsblatt der Euro-
päischen Union veröffentlicht worden sind, im 
Bundesanzeiger bekannt.  
 

§ 100 GWB Anwendungsbereich 
 
(1) Dieser Teil gilt für Aufträge, deren Auftrags-
wert den jeweils festgelegten Schwellenwert er-
reicht oder überschreitet.  
 
 
 
 
 
Der Schwellenwert ergibt sich für Aufträge, die 
1.   von Auftraggebern im Sinne des § 98 Num-
mer 1 bis 3, 5 und 6 vergeben werden und nicht 
unter Nummer 2 oder 3 fallen, aus § 2 der 
Vergabeverordnung, 
 
 
 
 
 
2.   von Auftraggebern im Sinne des § 98 Num-
mer 1 bis 4 vergeben werden und Tätigkeiten 
auf dem Gebiet des Verkehrs, der Trinkwasser- 
oder Energieversorgung umfassen, aus § 1 der 
Sektorenverordnung,  
3.   von Auftraggebern im Sinne des § 98 verge-
ben werden und verteidigungs- oder sicherheits-
relevant im Sinne (…) 
 
 

§ 107 GWB Allgemeine Ausnahmen 
 
(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzes-
sionen 
1. zu Schiedsgerichts- und Schlichtungsdienst-
leistungen, 
2. für den Erwerb, die Miete oder die Pacht von 
Grundstücken (…), 
3. zu Arbeitsverträgen (…) 
4. (…) 
 

§ 100 GWB Anwendungsbereich 
 
(3) Dieser Teil gilt nicht für Arbeitsverträge. 
(4) Dieser Teil gilt nicht für die Vergabe von Auf-
trägen, die Folgendes zum Gegenstand haben: 
1.   Schiedsgerichts- und Schlichtungsleistungen 
oder 
2.   Forschungs- und Entwicklungsdienstleistun-
gen (…) 
 
 

§ 108 GWB Ausnahmen bei öffentlich-öffent-
licher Zusammenarbeit 
(...) 

 

§ 109 GWB Ausnahmen für Vergaben auf der 
Grundlage internationaler Verfahrensregeln 
(…) 

 

§ 110 GWB Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen und Konzessionen, die verschiedene 
Leistungen zum Gegenstand haben 
(...) 

 

§ 111 GWB Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen und Konzessionen, deren Teile unter-
schiedlichen rechtlichen Regelungen unter-
liegen(...) 

 



 

§ 112 GWB Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen und Konzessionen, die verschiedene Tä-
tigkeiten umfassen 
(...) 

 

§ 113 GWB Verordnungsermächtigung 
 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnungen mit Zustimmung des Bun-
desrates die Einzelheiten zur Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen und Konzessionen sowie 
zur Ausrichtung von Wettbewerben zu regeln. 
Diese Ermächtigung umfasst die Befugnis zur 
Regelung von Anforderungen an den Auftrags-
gegenstand und an das Vergabeverfahren, ins-
besondere zur Regelung  
1. der Schätzung des Auftrags- oder Vertrags-
wertes, 
2. der Leistungsbeschreibung, der Bekanntma-
chung, der Verfahrensarten und des Ablaufs des 
Vergabeverfahrens, der Nebenangebote, der 
Vergabe von Unteraufträgen sowie der Vergabe 
öffentlicher Aufträge und Konzessionen, die so-
ziale und andere besondere Dienstleistungen 
betreffen,  
3. der besonderen Methoden und Instrumente in 
Vergabeverfahren und für Sammelbeschaffun-
gen einschließlich der zentralen Beschaffung, 
4. des Sendens, Empfangens, Weiterleitens und 
Speicherns von Daten einschließlich der Rege-
lungen zum Inkrafttreten der entsprechenden 
Verpflichtungen,  
5. der Auswahl und Prüfung der Unternehmen 
und Angebote sowie des Abschlusses des Ver-
trags, 
6. der Aufhebung des Vergabeverfahrens, 
7. der verteidigungs- oder sicherheitsspezifi-
schen Anforderungen (…),  
8. der Voraussetzungen, nach denen Sektoren-
auftraggeber, Konzessionsgeber oder Auftrag-
geber nach dem Bundesberggesetz (…). 
Die Rechtsverordnungen sind dem Bundestag 
zuzuleiten. Die Zuleitung erfolgt vor der Zulei-
tung an den Bundesrat. Die Rechtsverordnun-
gen können durch Beschluss des Bundestages 
geändert oder abgelehnt werden. Der Beschluss 
des Bundestages wird der Bundesregierung zu-
geleitet. Hat sich der Bundestag nach Ablauf 
von drei Sitzungswochen seit Eingang der 
Rechtsverordnungen nicht mit ihnen befasst, so 
werden die unveränderten Rechtsverordnungen 
dem Bundesrat zugeleitet. 
 

§ 97 (6) GWB  
 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates nähere Bestimmungen über das bei der 
Vergabe einzuhaltende Verfahren zu treffen, ins-
besondere über die Bekanntmachung, den Ab-
lauf und die Arten der Vergabe, über die Aus-
wahl und Prüfung der Unternehmen und Ange-
bote, über den Abschluss des Vertrages und 
sonstige Fragen des Vergabeverfahrens. 

§ 114 GWB Monitoring und Pflicht zur Über-
mittlung von Vergabedaten 
 
(1) Die obersten Bundesbehörden und die Län-
der erstatten in ihrem jeweiligen Zuständigkeits-
bereich dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie über die Anwendung der Vorschrif-
ten dieses Teils und der aufgrund des § 113 er-

 



 

lassenen Rechtsverordnungen bis zum 15. Feb-
ruar 2017 und danach alle drei Jahre jeweils bis 
zum 15. Februar schriftlich Bericht.  
 
(2) Auftraggeber im Sinne des § 98 übermitteln 
an das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie Daten zu öffentlichen Aufträgen im 
Sinne des § 103 Absatz 1 und zu Konzessionen 
im Sinne des § 105 zur Gewinnung flächende-
ckender Daten im Vergabewesen. Die zu über-
mittelnden Daten umfassen für öffentliche Auf-
träge im Sinne des § 103 Absatz 1 und für Kon-
zessionen im Sinne des § 105 oberhalb der je-
weils geltenden Schwellenwerte maximal Daten, 
die in den Bekanntmachungen über vergebene 
öffentliche Aufträge und Konzessionen enthalten 
sind. Die zu übermittelnden Daten umfassen für 
öffentliche Aufträge durch öffentliche Auftragge-
ber im Sinne des § 99 unterhalb der jeweils gel-
tenden Schwellenwerte und oberhalb einer 
durch die Verordnung nach Satz 4 festzulegen-
den Bagatellgrenze Daten zur Art und zur 
Menge der Leistung sowie zum Wert des erfolg-
reichen Angebots. Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die Einzelheiten der Da-
tenübermittlung einschließlich des Umfangs der 
zu übermittelnden Daten und des Zeitpunkts des 
Inkrafttretens der entsprechenden Verpflichtun-
gen zu regeln.  
 
Abschnitt 2 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch öffent-
liche Auftraggeber 
 
Unterabschnitt 1 
Anwendungsbereich 
 

 

§ 115 GWB Anwendungsbereich 
 
Dieser Abschnitt ist anzuwenden auf die 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und die Aus-
richtung von Wettbewerben durch öffentliche 
Auftraggeber. 
 

 

§ 116 GWB Besondere Ausnahmen 
(...) 
 
 
(...) 
 

§ 100a GWB Besondere Ausnahmen für nicht 
sektorspezifische und nicht verteidigungs- 
und sicherheitsrelevante Aufträge 
 
(...) 
 

§ 117 GWB Besondere Ausnahmen für 
Vergaben, die Verteidigungs- oder Sicher-
heitsaspekte umfassen 
(...) 

 

§ 118 GWB Bestimmten Auftragnehmern vor-
behaltene öffentliche Aufträge 
(...) 

 

  



 

Unterabschnitt 2  
Vergabeverfahren und Auftragsausführung 
 
 

 

§ 119 GWB Verfahrensarten 
 
(1) Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen er-
folgt im offenen Verfahren, im nicht offenen Ver-
fahren, im Verhandlungsverfahren, im wettbe-
werblichen Dialog oder in der Innovationspart-
nerschaft.  
 
(2) Öffentlichen Auftraggebern stehen das of-
fene Verfahren und das nicht offene Verfahren, 
das stets einen Teilnahmewettbewerb erfordert, 
nach ihrer Wahl zur Verfügung. Die anderen 
Verfahrensarten stehen nur zur Verfügung, so-
weit dies aufgrund dieses Gesetzes gestattet ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Das offene Verfahren ist ein Verfahren, in 
dem der öffentliche Auftraggeber eine unbe-
schränkte Anzahl von Unternehmen öffentlich 
zur Abgabe von Angeboten auffordert.  
 
(4) Das nicht offene Verfahren ist ein Verfahren, 
bei dem der öffentliche Auftraggeber nach vor-
heriger öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme 
eine beschränkte Anzahl von Unternehmen 
nach objektiven, transparenten und nichtdiskri-
minierenden Kriterien auswählt (Teilnahmewett-
bewerb), die er zur Abgabe von Angeboten auf-
fordert.  
 
(5) Das Verhandlungsverfahren ist ein Verfah-
ren, bei dem sich der öffentliche Auftraggeber 
mit oder ohne Teilnahmewettbewerb an ausge-
wählte Unternehmen wendet, um mit einem oder 
mehreren dieser Unternehmen über die Ange-
bote zu verhandeln. 
 
(6) Der wettbewerbliche Dialog (...) 
 
(7) Die Innovationspartnerschaft (...) 
 

§ 101 GWB Arten der Vergabe 
 
(1) Die Vergabe von öffentlichen Liefer-, Bau- 
und Dienstleistungsaufträgen erfolgt in offenen 
Verfahren, in nicht offenen Verfahren, in Ver-
handlungsverfahren oder im wettbewerblichen 
Dialog. 
 
(7) Öffentliche Auftraggeber haben das offene 
Verfahren anzuwenden, es sei denn, auf Grund 
dieses Gesetzes ist etwas anderes gestattet. 
Auftraggebern stehen, soweit sie auf dem Ge-
biet der Trinkwasser- oder Energieversorgung o-
der des Verkehrs tätig sind, das offene Verfah-
ren, das nicht offene Verfahren und das Ver-
handlungsverfahren nach ihrer Wahl zur Verfü-
gung. Bei der Vergabe von verteidigungs- und 
sicherheitsrelevanten Aufträgen können öffentli-
che Auftraggeber zwischen dem nicht offenen 
Verfahren und dem Verhandlungsverfahren 
wählen. 
 
(2) Offene Verfahren sind Verfahren, in denen 
eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
öffentlich zur Abgabe von Angeboten aufgefor-
dert wird. 
 
(3) Bei nicht offenen Verfahren wird öffentlich 
zur Teilnahme, aus dem Bewerberkreis sodann 
eine beschränkte Anzahl von Unternehmen zur 
Angebotsabgabe aufgefordert. 
 
 
 
 
 
(5) Verhandlungsverfahren sind Verfahren, bei 
denen sich der Auftraggeber mit oder ohne vor-
herige öffentliche Aufforderung zur Teilnahme 
an ausgewählte Unternehmen wendet, um mit 
einem oder mehreren über die Auftragsbedin-
gungen zu verhandeln. 
 
(4) Ein wettbewerblicher Dialog (...) 
 
 

§ 120 GWB Besondere Methoden und Instru-
mente in Vergabeverfahren 
(...) 

 

§ 121 GWB Leistungsbeschreibung 
 
(1) In der Leistungsbeschreibung ist der Auf-
tragsgegenstand so eindeutig und erschöpfend 
wie möglich zu beschreiben, so dass die Be-
schreibung für alle Unternehmen im gleichen 

§ 6 VOF (siehe dazu § 31 VgV – neu) 



 

Sinne verständlich ist und die Angebote mitei-
nander verglichen werden können. Die Leis-
tungsbeschreibung enthält die Funktions- oder 
Leistungsanforderungen oder eine Beschrei-
bung der zu lösenden Aufgabe, deren Kenntnis 
für die Erstellung des Angebots erforderlich ist, 
sowie die Umstände und Bedingungen der Leis-
tungserbringung.  
 
(2) Bei der Beschaffung von Leistungen, die zur 
Nutzung durch natürliche Personen vorgesehen 
sind, sind bei der Erstellung der Leistungsbe-
schreibung außer in ordnungsgemäß begründe-
ten Fällen die Zugänglichkeitskriterien für Men-
schen mit Behinderungen oder die Konzeption 
für alle Nutzer zu berücksichtigen.  
 
(3) Die Leistungsbeschreibung ist den Vergabe-
unterlagen beizufügen. 
 
§ 122 GWB Eignung 
 
(1) Öffentliche Aufträge werden an fachkundige 
und leistungsfähige (geeignete) Unternehmen 
vergeben, die nicht nach den §§ 123 oder 124 
ausgeschlossen worden sind. 
 
(2) Ein Unternehmen ist geeignet, wenn es die 
durch den öffentlichen Auftraggeber im Einzel-
nen zur ordnungsgemäßen Ausführung des öf-
fentlichen Auftrags festgelegten Kriterien (Eig-
nungskriterien) erfüllt. Die Eignungskriterien dür-
fen ausschließlich Folgendes betreffen: 
1. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsaus-
übung,  
2. wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit, 
3. technische und berufliche Leistungsfähigkeit.  
 
(3) Der Nachweis der Eignung und des Nichtvor-
liegens von Ausschlussgründen nach den §§ 
123 und 124 kann ganz oder teilweise durch die 
Teilnahme an Präqualifizierungssystemen er-
bracht werden.  
 
(4) Eignungskriterien müssen mit dem Auftrags-
gegenstand in Verbindung und zu diesem in ei-
nem angemessenen Verhältnis stehen. Sie sind 
in der Auftragsbekanntmachung, der Vorinfor-
mation oder der Aufforderung zur Interessens-
bestätigung aufzuführen. 
 

§ 5 VOF (siehe dazu §§ 42 – 51 und 75 VgV – 
neu) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 5 (9) VOF Bei der Prüfung der Eignung erken-
nen die Auftraggeber als Nachweis auch Be-
scheinigungen der zuständigen Berufskammern 
an. 

§ 123 GWB Zwingende Ausschlussgründe 
 
(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unter-
nehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfah-
rens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis 
davon haben, dass eine Person, deren Verhal-
ten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurech-
nen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 

 
 
§ 4 (3) VOF Ein Bewerber oder Bieter ist von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren wegen 
Unzuverlässigkeit auszuschließen, wenn der 
Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine 
Person, deren Verhalten dem Unternehmen zu-
zurechnen ist, rechtskräftig verurteilt worden ist: 
 



 

Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig 
festgesetzt worden ist wegen einer Straftat 
nach: 
1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung kriminel-
ler Vereinigungen), § 129a des Strafgesetz-
buchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) o-
der § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle 
und terroristische Vereinigungen im Ausland),  
2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfi-
nanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder 
Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, 
dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise 
dazu verwendet werden oder verwendet werden 
sollen, eine Tat nach§ 89a Absatz 2 Nummer 2 
des Strafgesetzbuchs zu begehen,  
3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; 
Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermö-
genswerte), 
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit 
sich die Straftat gegen den Haushalt der Euro-
päischen Union oder gegen Haushalte richtet, 
die von der Europäischen Union oder in ihrem 
Auftrag verwaltet werden,  
5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbe-
trug), soweit sich die Straftat gegen den Haus-
halt der Europäischen Union oder gegen Haus-
halte richtet, die von der Europäischen Union o-
der in ihrem Auftrag verwaltet werden,  
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit 
und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), 
7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit 
und Bestechung von Mandatsträgern), 
8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs 
(Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils 
auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetz-
buchs (Ausländische und internationale Be-
dienstete), 
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
internationaler Bestechung (Bestechung auslän-
discher Abgeordneter im Zusammenhang mit in-
ternationalem Geschäftsverkehr) oder 
10. den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs 
(Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetz-
buchs (Förderung des Menschenhandels). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
a) § 129 des Strafgesetzbuches (StGB) (Bildung 
krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bil-
dung terroristischer Vereinigungen), § 129b 
StGB (kriminelle und terroristische Vereinigun-
gen im Ausland), 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung un-
rechtmäßig erlangter Vermögenswerte), 
 
c) § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat 
gegen den Haushalt der EG oder gegen Haus-
halte richtet, die von der EG oder in ihrem Auf-
trag verwaltet werden, 
 
d) § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich 
die Straftat gegen den Haushalt der EG oder ge-
gen Haushalte richtet, die von der EG oder in ih-
rem Auftrag verwaltet werden, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e) § 334 StGB (Bestechung), auch in Verbin-
dung mit Artikel 2 des EU-Bestechungsgeset-
zes, Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung 
internationaler Bestechung, Artikel 7 Absatz 2 
Nummer 10 des Vierten Strafrechtsänderungs-
gesetzes und § 2 des Gesetzes über das Ruhen 
der Verfolgungsverjährung und die Gleichstel-
lung der Richter und Bediensteten des Internati-
onalen Strafgerichtshofes, 
f) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung in-
ternationaler Bestechung (Bestechung ausländi-
scher Abgeordneter im Zusammenhang mit in-
ternationalem Geschäftsverkehr), 
 
g) § 370 der Abgabenordnung, auch in Verbin-
dung mit § 12 des Gesetzes zur Durchführung 
der gemeinsamen Marktorganisationen und der 
Direktzahlungen (MOG), soweit sich die Straftat 
gegen den Haushalt der EG oder gegen Haus-
halte richtet, die von der EG oder in ihrem Auf-
trag verwaltet werden. 
 



 

(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung ei-
ner Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen 
eine Verurteilung oder die Festsetzung einer 
Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften 
anderer Staaten gleich. 
 
(3) Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten 
Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, 
wenn diese Person als für die Leitung des Un-
ternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; 
dazu gehört auch die Überwachung der Ge-
schäftsführung oder die sonstige Ausübung von 
Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. 
 
 
 
 
 
(4) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unter-
nehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfah-
rens von der Teilnahme an einem Vergabever-
fahren aus, wenn   
1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur 
Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen 
zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist 
und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- o-
der bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
festgestellt wurde oder 
2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige ge-
eignete Weise die Verletzung einer Verpflich-
tung nach Nummer 1 nachweisen können.  
Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unter-
nehmen seinen Verpflichtungen dadurch nach-
gekommen ist, dass es die Zahlung vorgenom-
men oder sich zur Zahlung der Steuern, Abga-
ben und Beiträge zur Sozialversicherung ein-
schließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlä-
gen verpflichtet hat. 
 
 
 
 
(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann 
abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden 
Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist. 
Von einem Ausschluss nach Absatz 4 Satz 1 
kann abgesehen werden, wenn dies aus zwin-
genden Gründen des öffentlichen Interesses ge-
boten ist oder ein Ausschluss offensichtlich un-
verhältnismäßig wäre. § 125 bleibt unberührt. 
 

Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleich-
gesetzt sind Verstöße gegen entsprechende 
Strafnormen anderer Staaten.  
 
 
 
Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten 
Person ist einem Bewerber oder Bieter zuzu-
rechnen, wenn sie für diesen Bewerber oder 
Bieter bei der Führung der Geschäfte selbst ver-
antwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- o-
der Organisationsverschulden gemäß § 130 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
dieser Person im Hinblick auf das Verhalten ei-
ner anderen für den Bewerber oder Bieter han-
delnden, rechtskräftig verurteilten Person vor-
liegt. 
 
§ 4 (9) VOF Von der Teilnahme am Vergabever-
fahren können Bewerber oder Bieter ausge-
schlossen werden, 
 
a) die sich im Insolvenzverfahren oder in Liqui-
dation befinden oder ihre Tätigkeit eingestellt 
haben oder sich aufgrund eines in den einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
gleichartigen Verfahrens in einer entsprechen-
den Lage befinden, 
b) die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus 
Gründen bestraft worden sind, die ihre berufli-
che Zuverlässigkeit in Frage stellen, 
c) die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine 
schwere Verfehlung begangen haben, die vom 
Auftraggeber nachweislich festgestellt wurde, 
d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung der Steu-
ern und Abgaben nicht erfüllt haben, 
e) die sich bei der Erteilung von Auskünften, die 
nach den §§ 4,5 und 10 eingeholt werden kön-
nen, in erheblichem Maß falscher Erklärungen 
schuldig gemacht haben oder diese Auskünfte 
unberechtigterweise nicht erteilen 
 
§ 4 (8) VOF Von einem Ausschluss nach Absatz 
6 kann nur abgesehen werden, wenn zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen und 
Andere die Leistung nicht angemessen erbrin-
gen können oder wenn aufgrund besonderer 
Umstände des Einzelfalls der Verstoß die Zuver-
lässigkeit des Bewerbers oder Bieters nicht in 
Frage stellt. 
 

§ 124 GWB Fakultative Ausschlussgründe 
 
(1) Öffentliche Auftraggeber können unter Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt 
des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn  

 



 

1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentli-
cher Aufträge nachweislich gegen geltende um-
welt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtun-
gen verstoßen hat,  
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über 
das Vermögen des Unternehmens ein Insol-
venzverfahren oder ein vergleichbares Verfah-
ren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröff-
nung eines solchen Verfahrens mangels Masse 
abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im 
Verfahren der Liquidation befindet oder seine 
Tätigkeit eingestellt hat,  
3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen 
Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung 
begangen hat, durch die die Integrität des Unter-
nehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist 
entsprechend anzuwenden,  
4. der öffentliche Auftraggeber über hinrei-
chende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das 
Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Un-
ternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, 
Einschränkung oder Verfälschung des Wettbe-
werbs bezwecken oder bewirken,  
5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung 
des Vergabeverfahrens besteht, der die Unpar-
teilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öf-
fentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens beein-
trächtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam be-
seitigt werden kann,  
6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resul-
tiert, dass das Unternehmen bereits in die Vor-
bereitung des Vergabeverfahrens einbezogen 
war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht 
durch andere, weniger einschneidende Maßnah-
men beseitigt werden kann, 
7. das Unternehmen eine wesentliche Anforde-
rung bei der Ausführung eines früheren öffentli-
chen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheb-
lich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und 
dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Scha-
densersatz oder zu einer vergleichbaren Rechts-
folge geführt hat,  
8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschluss-
gründe oder Eignungskriterien eine schwerwie-
gende Täuschung begangen oder Auskünfte zu-
rückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die 
erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder 
9. das Unternehmen 
a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des 
öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger 
Weise zu beeinflussen, 
b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu er-
halten, durch die es unzulässige Vorteile beim 
Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Infor-
mationen übermittelt hat, die die Vergabeent-
scheidung des öffentlichen Auftraggebers erheb-
lich beeinflussen könnten, oder versucht hat, 
solche Informationen zu übermitteln. 
 



 

(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 
98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindest-
lohngesetzes und § 21 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes bleiben unberührt. 
 
§ 125 GWB Selbstreinigung 
(...) 

 

§ 126 GWB Zulässiger Zeitraum für Aus-
schlüsse 
(...) 

 

§ 127 GWB Zuschlag  
 
(1) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste 
Angebot erteilt. Grundlage dafür ist eine Bewer-
tung des öffentlichen Auftraggebers, ob und in-
wieweit das Angebot die vorgegebenen Zu-
schlagskriterien erfüllt. Das wirtschaftlichste An-
gebot bestimmt sich nach dem besten Preis-
Leistungs-Verhältnis. Zu dessen Ermittlung kön-
nen neben dem Preis oder den Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene oder soziale As-
pekte berücksichtigt werden. 
 
 
 
 
 
 
(2) Verbindliche Vorschriften zur Preisgestaltung 
sind bei der Ermittlung des wirtschaftlichsten An-
gebots zu beachten. 
 
 
(3) Die Zuschlagskriterien müssen mit dem Auf-
tragsgegenstand in Verbindung stehen. Diese 
Verbindung ist auch dann anzunehmen, wenn 
sich ein Zuschlagskriterium auf Prozesse im Zu-
sammenhang mit der Herstellung, Bereitstellung 
oder Entsorgung der Leistung, auf den Handel 
mit der Leistung oder auf ein anderes Stadium 
im Lebenszyklus der Leistung bezieht, auch 
wenn sich diese Faktoren nicht auf die materiel-
len Eigenschaften des Auftragsgegenstandes 
auswirken. 
 
(4) Die Zuschlagskriterien müssen so festgelegt 
und bestimmt sein, dass die Möglichkeit eines 
wirksamen Wettbewerbs gewährleistet wird, der 
Zuschlag nicht willkürlich erteilt werden kann 
und eine wirksame Überprüfung möglich ist, ob 
und inwieweit die Angebote die Zuschlagskrite-
rien erfüllen. Lassen öffentliche Auftraggeber 
Nebenangebote zu, legen sie die Zuschlagskri-
terien so fest, dass sie sowohl auf Hauptange-
bote als auch auf Nebenangebote anwendbar 
sind.  
 
(5) Die Zuschlagskriterien und deren Gewich-
tung müssen in der Auftragsbekanntmachung o-
der den Vergabeunterlagen aufgeführt werden.   
 

 
 
§ 97 (5) GWB Der Zuschlag wird auf das wirt-
schaftlichste Angebot erteilt. 
 
§ 11 (5) VOF Bei der Entscheidung über die Auf-
tragserteilung berücksichtigen die Auftraggeber 
verschiedene, durch den Auftragsgegenstand 
gerechtfertigte Kriterien, zum Beispiel Qualität, 
fachlicher oder technischer Wert, Ästhetik, 
Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Kun-
dendienst und technische Hilfe, Leistungszeit-
punkt, Ausführungszeitraum oder -frist und 
Preis/Honorar. Bei der Festlegung dieser Zu-
schlagskriterien ist auf die klare und nachvoll-
ziehbare Abgrenzung zu den Eignungskriterien 
bei der Auswahl der Bewerber zu achten. 
 
Ist die zu erbringende Leistung nach einer ge-
setzlichen Gebühren- oder Honorarordnung zu 
vergüten, ist der Preis nur im dort vorgeschrie-
benen Rahmen zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Auftraggeber haben in der Aufgabenbe-
schreibung oder der Vergabebekanntmachung 
oder der Aufforderung zur Angebotsabgabe alle 



 

Zuschlagskriterien anzugeben, deren Anwen-
dung vorgesehen ist. Sie haben auch anzuge-
ben, wie die einzelnen Kriterien gewichtet wer-
den. Die Gewichtung kann mittels einer Spanne 
angegeben werden. Kann die Gewichtung aus 
nachvollziehbaren Gründen nicht angegeben 
werden, so gibt der Auftraggeber die Kriterien in 
der absteigenden Reihenfolge ihrer Bedeutung 
an. 
 

§ 128 GWB Auftragsausführung 
(...) 

 

§ 129 GWB Zwingend zu berücksichtigende 
Ausführungsbedingungen 
(...) 

 

§ 130 GWB Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen über soziale und andere besondere 
Dienstleistungen 
(...) 

 

§ 131 GWB Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen über Personenverkehrsleistungen im Ei-
senbahnverkehr 
(...) 

 

§ 132 GWB Auftragsänderungen während der 
Vertragslaufzeit 
 
(1) Wesentliche Änderungen eines öffentlichen 
Auftrags während der Vertragslaufzeit erfordern 
ein neues Vergabeverfahren. Wesentlich sind 
Änderungen, die dazu führen, dass sich der öf-
fentliche Auftrag erheblich von dem ursprünglich 
vergebenen öffentlichen Auftrag unterscheidet. 
Eine wesentliche Änderung liegt insbesondere 
vor, wenn   
1. mit der Änderung Bedingungen eingeführt 
werden, die, wenn sie für das ursprüngliche 
Vergabeverfahren gegolten hätten,  
a) die Zulassung anderer Bewerber oder Bieter 
ermöglicht hätten,  
b) die Annahme eines anderen Angebots er-
möglicht hätten oder 
c) das Interesse weiterer Teilnehmer am Verga-
beverfahren geweckt hätten,  
2. mit der Änderung das wirtschaftliche Gleich-
gewicht des öffentlichen Auftrags zugunsten des 
Auftragnehmers in einer Weise verschoben wird, 
die im ursprünglichen Auftrag nicht vorgesehen 
war,   
3. mit der Änderung der Umfang des öffentlichen 
Auftrags erheblich ausgeweitet wird oder 
4. ein neuer Auftragnehmer den Auftragnehmer 
in anderen als den in Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
vorgesehenen Fällen ersetzt.  
 
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 ist die Ände-
rung eines öffentlichen Auftrags ohne Durchfüh-
rung eines neuen Vergabeverfahrens zulässig, 
wenn 
1. in den ursprünglichen Vergabeunterlagen 
klare, genaue und eindeutig formulierte Überprü-
fungsklauseln oder Optionen vorgesehen sind, 

 



 

die Angaben zu Art, Umfang und Voraussetzun-
gen möglicher Auftragsänderungen enthalten, 
und sich aufgrund der Änderung der Ge-
samtcharakter des Auftrags nicht verändert,  
2. zusätzliche Liefer-, Bau- oder Dienstleistun-
gen erforderlich geworden sind, die nicht in den 
ursprünglichen Vergabeunterlagen vorgesehen 
waren, und ein Wechsel des Auftragnehmers 
a) aus wirtschaftlichen oder technischen Grün-
den nicht erfolgen kann und 
b) mit erheblichen Schwierigkeiten oder be-
trächtlichen Zusatzkosten für den öffentlichen 
Auftraggeber verbunden wäre, 
3. die Änderung aufgrund von Umständen erfor-
derlich geworden ist, die der öffentliche Auftrag-
geber im Rahmen seiner Sorgfaltspflicht nicht 
vorhersehen konnte, und sich aufgrund der Än-
derung der Gesamtcharakter des Auftrags nicht 
verändert oder  
4. ein neuer Auftragnehmer den bisherigen Auf-
tragnehmer ersetzt  
a) aufgrund einer Überprüfungsklausel im Sinne 
von Nummer 1, 
b) aufgrund der Tatsache, dass ein anderes Un-
ternehmen, das die ursprünglich festgelegten 
Anforderungen an die Eignung erfüllt, im Zuge 
einer Unternehmensumstrukturierung, wie zum 
Beispiel durch Übernahme, Zusammenschluss, 
Erwerb oder Insolvenz, ganz oder teilweise an 
die Stelle des ursprünglichen Auftragnehmers 
tritt, sofern dies keine weiteren wesentlichen Än-
derungen im Sinne des Absatzes 1 zur Folge 
hat, oder   
c) aufgrund der Tatsache, dass der öffentliche 
Auftraggeber selbst die Verpflichtungen des 
Hauptauftragnehmers gegenüber seinen Unter-
auftragnehmern übernimmt.  
In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 darf 
der Preis um nicht mehr als 50 Prozent des 
Werts des ursprünglichen Auftrags erhöht wer-
den. Bei mehreren aufeinander folgenden Ände-
rungen des Auftrags gilt diese Beschränkung für 
den Wert jeder einzelnen Änderung, sofern die 
Änderungen nicht mit dem Ziel vorgenommen 
werden, die Vorschriften dieses Teils zu umge-
hen. 
 
(3) Die Änderung eines öffentlichen Auftrags 
ohne Durchführung eines neuen Vergabeverfah-
rens ist ferner zulässig, wenn sich der Ge-
samtcharakter des Auftrags nicht ändert und der 
Wert der Änderung   
1. die jeweiligen Schwellenwerte nach § 106 
nicht übersteigt und  
2. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen nicht 
mehr als 10 Prozent und bei Bauaufträgen nicht 
mehr als 15 Prozent des ursprünglichen Auf-
tragswertes beträgt.  
Bei mehreren aufeinander folgenden Änderun-
gen ist der Gesamtwert der Änderungen maß-
geblich.   
 



 

(4) Enthält der Vertrag eine Indexierungsklausel, 
wird für die Wertberechnung gemäß Absatz 2 
Satz 2 und 3 sowie gemäß Absatz 3 der höhere 
Preis als Referenzwert herangezogen. 
 
(5) Änderungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 
2 und 3 sind im Amtsblatt der Europäischen 
Union bekannt zu machen.   
 
§ 133 GWB Kündigung von öffentlichen Auf-
trägen in besonderen Fällen 
 
(1) Unbeschadet des § 135 können öffentliche 
Auftraggeber einen öffentlichen Auftrag während 
der Vertragslaufzeit kündigen, wenn  
1. eine wesentliche Änderung vorgenommen 
wurde, die nach § 132 ein neues Vergabever-
fahren erfordert hätte,  
2. zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung ein 
zwingender Ausschlussgrund nach § 123 Absatz 
1 bis 4 vorlag oder  
3. der öffentliche Auftrag aufgrund einer schwe-
ren Verletzung der Verpflichtungen aus dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union oder aus den Vorschriften dieses Teils, 
die der Europäische Gerichtshof in einem Ver-
fahren nach Artikel 258 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union festge-
stellt hat, nicht an den Auftragnehmer hätte ver-
geben werden dürfen.  
 
(2) Wird ein öffentlicher Auftrag gemäß Absatz 1 
gekündigt, kann der Auftragnehmer einen sei-
nen bisherigen Leistungen entsprechenden Teil 
der Vergütung verlangen. Im Fall des Absatzes 
1 Nummer 2 steht dem Auftragnehmer ein An-
spruch auf Vergütung insoweit nicht zu, als 
seine bisherigen Leistungen infolge der Kündi-
gung für den öffentlichen Auftraggeber nicht von 
Interesse sind.   
 
(3) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlan-
gen, wird durch die Kündigung nicht ausge-
schlossen.  
 

 

§ 134 GWB Informations- und Wartepflicht 
 
(1) Öffentliche Auftraggeber haben die Bieter, 
deren Angebote nicht berücksichtigt werden sol-
len, über den Namen des Unternehmens, des-
sen Angebot angenommen werden soll, über die 
Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichti-
gung ihres Angebots und über den frühesten 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses unverzüglich in 
Textform zu informieren. Dies gilt auch für Be-
werber, denen keine Information über die Ableh-
nung ihrer Bewerbung zur Verfügung gestellt 
wurde, bevor die Mitteilung über die Zuschlags-
entscheidung an die betroffenen Bieter ergan-
gen ist.  
 

§ 101a GWB Informations- und Wartepflicht 
 
(1) Der Auftraggeber hat die betroffenen Bieter, 
deren Angebote nicht berücksichtigt werden sol-
len, über den Namen des Unternehmens, des-
sen Angebot angenommen werden soll, über die 
Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichti-
gung ihres Angebots und über den frühesten 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses unverzüglich in 
Textform zu informieren. Dies gilt auch für Be-
werber, denen keine Information über die Ableh-
nung ihrer Bewerbung zur Verfügung gestellt 
wurde, bevor die Mitteilung über die Zuschlags-
entscheidung an die betroffenen Bieter ergan-
gen ist.  
 



 

(2) Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach 
Absendung der Information nach Absatz 1 ge-
schlossen werden. Wird die Information auf 
elektronischem Weg oder per Fax versendet, 
verkürzt sich die Frist auf zehn Kalendertage. 
Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung 
der Information durch den Auftraggeber; auf den 
Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und 
Bewerber kommt es nicht an.  
 
(3) Die Informationspflicht entfällt in Fällen, in 
denen das Verhandlungsverfahren ohne Teil-
nahmewettbewerb wegen besonderer Dringlich-
keit gerechtfertigt ist. Im Fall verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischer Aufträge (…). 
 

Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach Ab-
sendung der Information nach den Sätzen 1 und 
2 geschlossen werden. Wird die Information per 
Fax oder auf elektronischem Weg versendet, 
verkürzt sich die Frist auf zehn Kalendertage. 
Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung 
der Information durch den Auftraggeber; auf den 
Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und 
Bewerber kommt es nicht an. 
 
(2) Die Informationspflicht entfällt in Fällen, in 
denen das Verhandlungsverfahren ohne vorhe-
rige Bekanntmachung wegen besonderer Dring-
lichkeit gerechtfertigt ist. 

§ 135 GWB Unwirksamkeit 
 
(1) Ein öffentlicher Auftrag ist von Anfang an un-
wirksam, wenn der öffentliche Auftraggeber 
1. gegen § 134 verstoßen hat oder 
2. den Auftrag ohne vorherige Veröffentlichung 
einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro-
päischen Union vergeben hat, ohne dass dies 
aufgrund Gesetzes gestattet ist,  
und dieser Verstoß in einem Nachprüfungsver-
fahren festgestellt worden ist.  
 
(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur 
festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungs-
verfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach 
der Information der betroffenen Bieter und Be-
werber durch den öffentlichen Auftraggeber über 
den Abschluss des Vertrags, jedoch nicht später 
als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend 
gemacht worden ist. Hat der Auftraggeber die 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen 
Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Gel-
tendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalender-
tage nach Veröffentlichung der Bekanntma-
chung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union.  
 
(3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 Nummer 2 
tritt nicht ein, wenn  
1. der öffentliche Auftraggeber der Ansicht ist, 
dass die Auftragsvergabe ohne vorherige Veröf-
fentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union zulässig ist, 
2. der öffentliche Auftraggeber eine Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht hat, mit der er die Absicht bekundet, 
den Vertrag abzuschließen, und 
3. der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist von 
mindestens zehn Kalendertagen, gerechnet ab 
dem Tag nach der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung, abgeschlossen wurde. 
Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 2 
muss den Namen und die Kontaktdaten des öf-
fentlichen Auftraggebers, die Beschreibung des 

§ 101b GWB Unwirksamkeit 
 
(1) Ein Vertrag ist von Anfang an unwirksam, 
wenn der Auftraggeber 
1.   gegen § 101a verstoßen hat oder 
2.   einen öffentlichen Auftrag unmittelbar an ein 
Unternehmen erteilt, ohne andere Unternehmen 
am Vergabeverfahren zu beteiligen und ohne 
dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist und 
dieser Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren 
nach Absatz 2 festgestellt worden ist. 
 
(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur 
festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungs-
verfahren innerhalb von 30 Kalendertagen ab 
Kenntnis des Verstoßes, jedoch nicht später als 
sechs Monate nach Vertragsschluss geltend ge-
macht worden ist. Hat der Auftraggeber die Auf-
tragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen 
Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Gel-
tendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalender-
tage nach Veröffentlichung der Bekanntma-
chung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union. 



 

Vertragsgegenstands, die Begründung der Ent-
scheidung des Auftraggebers, den Auftrag ohne 
vorherige Veröffentlichung einer Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union zu 
vergeben, und den Namen und die Kontaktdaten 
des Unternehmens, das den Zuschlag erhalten 
soll, umfassen. 
 
Abschnitt 3 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen in besonde-
ren Bereichen und von Konzessionen 
 
Unterabschnitt 1 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch Sek-
torenauftraggeber 
§§ 136-143 GWB 
(...) 

 

Unterabschnitt 2 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspe-
zifischen öffentlichen Aufträgen  
§§ 144-147 
(...) 

 

Unterabschnitt 3  
Vergabe von Konzessionen 
§§ 148-154 
(...) 

 

Kapitel 2  
Nachprüfungsverfahren 
§§ 155-184 
(...) 

2. Abschnitt 
Nachprüfungsverfahren 
§§ 102-124 
(...) 

 
  



 

VgV, vom 12.04.2016 
VgV alt, vom 31.08.2015, und  
VOF, Ausgabe 2009 

Artikel 1 
Verordnung über die Vergabe öffentlicher Auf-
träge (Vergabeverordnung – VgV) 
 
Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen und Kommunikation 
 
Unterabschnitt 1  
Allgemeine Bestimmungen 
 

VgV - Abschnitt 1 
Vergabebestimmungen 

§ 1 VgV Gegenstand und Anwendungsbe-
reich 
 
(1) Diese Verordnung trifft nähere Bestimmun-
gen über das einzuhaltende Verfahren bei der 
dem Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen unterliegenden Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen und bei der Ausrichtung 
von Wettbewerben durch den öffentlichen Auf-
traggeber. 
 
(2) Diese Verordnung ist nicht anzuwenden auf 
1. die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
die Ausrichtung von Wettbewerben durch Sekto-
renauftraggeber zum Zweck der Ausübung einer 
Sektorentätigkeit, 
2. die Vergabe von verteidigungs- oder sicher-
heitsspezifischen öffentlichen Aufträgen und 
3. die Vergabe von Konzessionen durch Kon-
zessionsgeber. 
 

§ 1 VgV Zweck der Verordnung 
 
 
Diese Verordnung trifft nähere Bestimmungen 
über das einzuhaltende Verfahren bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge, die in den Anwen-
dungsbereich nach § 2 dieser Verordnung fallen. 
 
 
§ 2 VgV Anwendungsbereich 
 
(1) Diese Verordnung gilt nur für Aufträge, deren 
geschätzter Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
die Schwellenwerte erreicht oder überschreitet, 
die in Artikel 7 der Richtlinie 2004/18/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
31. März 2004 über die Koordinierung der Ver-
fahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, 
Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge (ABl. 
L 134 vom 30.4.2004, S. 114, L 351 vom 
26.11.2004, S. 44) in der jeweils geltenden Fas-
sung festgelegt werden (EU-Schwellenwerte). 
Der sich hieraus für zentrale Regierungsbehör-
den ergebende Schwellenwert ist von allen 
obersten Bundesbehörden sowie allen oberen 
Bundesbehörden und vergleichbaren Bundes-
einrichtungen anzuwenden. Das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie gibt die gelten-
den Schwellenwerte unverzüglich, nachdem sie 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent-
licht worden sind, im Bundesanzeiger bekannt. 
 

§ 2 VgV Vergabe von Bauaufträgen 
(...) 

 

§ 3 VgV Schätzung des Auftragswerts 
 
(1) Bei der Schätzung des Auftragswerts ist vom 
voraussichtlichen Gesamtwert der vorgesehe-
nen Leistung ohne Umsatzsteuer auszugehen. 
Zudem sind etwaige Optionen oder Vertrags-
verlängerungen zu berücksichtigen. Sieht der öf-
fentliche Auftraggeber Prämien oder Zahlungen 
an den Bewerber oder Bieter vor, sind auch 
diese zu berücksichtigen. 
 
(2) Die Wahl der Methode zur Berechnung des 
geschätzten Auftragswerts darf nicht in der Ab-

§ 3 VgV Schätzung des Auftragswertes 
 
(1) Bei der Schätzung des Auftragswertes ist 
von der geschätzten Gesamtvergütung für die 
vorgesehene Leistung einschließlich etwaiger 
Prämien oder Zahlungen an Bewerber oder Bie-
ter auszugehen. Dabei sind alle Optionen oder 
etwaige Vertragsverlängerungen zu berücksich-
tigen. 
 
 
(2) Der Wert eines beabsichtigten Auftrages darf 
nicht in der Absicht geschätzt oder aufgeteilt 



 

sicht erfolgen, die Anwendung der Bestimmun-
gen des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen oder dieser Verordnung 
zu umgehen. Eine Auftragsvergabe darf nicht so 
unterteilt werden, dass sie nicht in den Anwen-
dungsbereich der Bestimmungen des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen oder dieser 
Verordnung fällt, es sei denn, es liegen objektive 
Gründe dafür vor, etwa wenn eine eigenständige 
Organisationseinheit selbstständig für ihre Auf-
tragsvergabe oder bestimmte Kategorien der 
Auftragsvergabe zuständig ist. 
 
(3) Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schätzung 
des Auftragswerts ist der Tag, an dem die Auf-
tragsbekanntmachung abgesendet wird oder 
das Vergabeverfahren auf sonstige Weise ein-
geleitet wird. 
 
(4) Der Wert einer Rahmenvereinbarung oder ei-
nes dynamischen Beschaffungssystems wird auf 
der Grundlage des geschätzten Gesamtwertes 
aller Einzelaufträge berechnet, die während der 
gesamten Laufzeit einer Rahmenvereinbarung 
oder eines dynamischen Beschaffungssystems 
geplant sind. 
 
(5) Der zu berücksichtigende Wert im Falle einer 
Innovationspartnerschaft (...) 
 
(6) Bei der Schätzung des Auftragswerts von 
Bauleistungen (…). 
 
(7) Kann das beabsichtigte Bauvorhaben oder 
die vorgesehene Erbringung einer Dienstleis-
tung zu einem Auftrag führen, der in mehreren 
Losen vergeben wird, ist der geschätzte Ge-
samtwert aller Lose zugrunde zu legen. Bei Pla-
nungsleistungen gilt dies nur für Lose über 
gleichartige Leistungen. Erreicht oder über-
schreitet der geschätzte Gesamtwert den maß-
geblichen Schwellenwert, gilt diese Verordnung 
für die Vergabe jedes Loses. 
 
 
 
(8) Kann ein Vorhaben zum Zweck des Erwerbs 
gleichartiger Lieferungen zu einem Auftrag füh-
ren, der in mehreren Losen vergeben wird, ist 
der geschätzte Gesamtwert aller Lose zugrunde 
zu legen. 
 
(9) Der öffentliche Auftraggeber kann bei der 
Vergabe einzelner Lose von Absatz 7 Satz 3 so-
wie Absatz 8 abweichen, wenn der geschätzte 
Nettowert des betreffenden Loses bei Liefer- 
und Dienstleistungen unter 80 000 Euro und bei 
Bauleistungen unter 1 000 000 Euro liegt und 
die Summe der Nettowerte dieser Lose 20 Pro-
zent des Gesamtwertes aller Lose nicht über-
steigt. 
 

werden, den Auftrag der Anwendung dieser Ver-
ordnung zu entziehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schätzung 
des Auftragswertes ist der Tag, an dem die Be-
kanntmachung der beabsichtigten Auftrags-
vergabe abgesendet oder das Vergabeverfahren 
auf andere Weise eingeleitet wird. 
 
(6) Der Wert einer Rahmenvereinbarung oder ei-
nes dynamischen elektronischen Verfahrens 
wird auf der Grundlage des geschätzten Ge-
samtwertes aller Einzelaufträge berechnet, die 
während deren Laufzeit geplant sind. 
 
 
 
 
 
 
(5) Bei Bauleistungen (…). 
 
 
(7) Besteht die beabsichtigte Beschaffung aus 
mehreren Losen, für die jeweils ein gesonderter 
Auftrag vergeben wird, ist der Wert aller Lose 
zugrunde zu legen. Bei Lieferaufträgen gilt dies 
nur für Lose über gleichartige Lieferungen. So-
weit eine zu vergebende freiberufliche Leistung 
nach § 5 in mehrere Teilaufträge derselben frei-
beruflichen Leistung aufgeteilt wird, müssen die 
Werte der Teilaufträge zur Berechnung des ge-
schätzten Auftragswertes addiert werden. Er-
reicht oder überschreitet der Gesamtwert den 
maßgeblichen EU-Schwellenwert, gilt diese Ver-
ordnung für die Vergabe jedes Loses.  
 
 
 
 
 
 
Satz 4 gilt nicht, wenn es sich um Lose handelt, 
deren geschätzter Wert bei Liefer- oder Dienst-
leistungsaufträgen unter 80 000 Euro und bei 
Bauleistungen unter 1 Million Euro liegt, wenn 
die Summe der Werte dieser Lose 20 Prozent 
des Gesamtwertes aller Lose nicht übersteigt. 
 
 
 
 



 

(10) Bei regelmäßig wiederkehrenden Aufträgen 
oder Daueraufträgen über Liefer- oder Dienst-
leistungen sowie bei Liefer- oder Dienstleis-
tungsaufträgen, die innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums verlängert werden sollen, ist der Auf-
tragswert zu schätzen 
1. auf der Grundlage des tatsächlichen Gesamt-
wertes entsprechender aufeinander folgender 
Aufträge aus dem vorangegangenen Haushalts-
jahr oder Geschäftsjahr; dabei sind voraussicht-
liche Änderungen bei Mengen oder Kosten mög-
lichst zu berücksichtigen, die während der zwölf 
Monate zu erwarten sind, die auf den ursprüngli-
chen Auftrag folgen, oder 
2. auf der Grundlage des geschätzten Gesamt-
wertes aufeinander folgender Aufträge, die wäh-
rend der auf die erste Lieferung folgenden zwölf 
Monate oder während des auf die erste Liefe-
rung folgenden Haushaltsjahres oder Geschäfts-
jahres, wenn dieses länger als zwölf Monate ist, 
vergeben werden. 
 
(11) Bei Aufträgen über Liefer- oder Dienstleis-
tungen, für die kein Gesamtpreis angegeben 
wird, ist Berechnungsgrundlage für den ge-
schätzten Auftragswert 
1. bei zeitlich begrenzten Aufträgen mit einer 
Laufzeit von bis zu 48 Monaten der Gesamtwert 
für die Laufzeit dieser Aufträge, und 
2. bei Aufträgen mit unbestimmter Laufzeit oder 
mit einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten der 
48-fache Monatswert. 
 
(12) Bei einem Planungswettbewerb nach § 69, 
der zu einem Dienstleistungsauftrag führen soll, 
ist der Wert des Dienstleistungsauftrags zu 
schätzen zuzüglich etwaiger Preisgelder und 
Zahlungen an die Teilnehmer. Bei allen übrigen 
Planungswettbewerben entspricht der Auftrags-
wert der Summe der Preisgelder und Zahlungen 
an die Teilnehmer einschließlich des Werts des 
Dienstleistungsauftrags, der vergeben werden 
könnte, soweit der öffentliche Auftraggeber 
diese Vergabe in der Wettbewerbsbekanntma-
chung des Planungswettbewerbs nicht aus-
schließt. 
 

(3) Bei regelmäßig wiederkehrenden Aufträgen 
oder Daueraufträgen über Liefer- oder Dienst-
leistungen ist der Auftragswert zu schätzen 
 
 
 
1. entweder auf der Grundlage des tatsächlichen 
Gesamtwertes entsprechender aufeinander fol-
gender Aufträge aus dem vorangegangenen 
Haushaltsjahr; dabei sind voraussichtliche Ände-
rungen bei Mengen oder Kosten möglichst zu 
berücksichtigen, die während der zwölf Monate 
zu erwarten sind, die auf den ursprünglichen 
Auftrag folgen, oder 
2. auf der Grundlage des geschätzten Gesamt-
wertes aufeinander folgender Aufträge, die wäh-
rend der auf die erste Lieferung folgenden zwölf 
Monate oder während des auf die erste Liefe-
rung folgenden Haushaltsjahres, wenn dieses 
länger als zwölf Monate ist, vergeben werden. 
 
 
(4) Bei Aufträgen über Liefer- oder Dienstleistun-
gen, für die kein Gesamtpreis angegeben wird, 
ist Berechnungsgrundlage für den geschätzten 
Auftragswert 
1. bei zeitlich begrenzten Aufträgen mit einer 
Laufzeit von bis zu 48 Monaten der Gesamtwert 
für die Laufzeit dieser Aufträge; 
2. bei Aufträgen mit unbestimmter Laufzeit oder 
mit einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten der 
48-fache Monatswert. 
 
(8) Bei Auslobungsverfahren, die zu einem 
Dienstleistungsauftrag führen sollen, ist der Wert 
des Dienstleistungsauftrags zu schätzen zuzüg-
lich etwaiger Preisgelder und Zahlungen an Teil-
nehmer. Bei allen übrigen Auslobungsverfahren 
entspricht der Wert der Summe aller Preisgelder 
und sonstigen Zahlungen an Teilnehmer sowie 
des Wertes des Dienstleistungsauftrags, der 
vergeben werden könnte, soweit der Auftragge-
ber dies in der Bekanntmachung des Auslo-
bungsverfahrens nicht ausschließt. 
 

§ 4 VgV Gelegentliche gemeinsame Auftrags-
vergabe; zentrale Beschaffung 
(...) 

 

§ 5 VgV Wahrung der Vertraulichkeit 
 
 
(1) Sofern in dieser Verordnung oder anderen 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, 
darf der öffentliche Auftraggeber keine von den 
Unternehmen übermittelten und von diesen als 
vertraulich gekennzeichneten Informationen wei-
tergeben. Dazu gehören insbesondere Betriebs- 

§ 8 VOF Grundsätze der Informationsüber-
mittlung 
 
(3) Die Auftraggeber gewährleisten die Unver-
sehrtheit und die Vertraulichkeit der übermittel-
ten Anträge auf Teilnahme und der Angebote. 
Auf dem Postwege oder direkt übermittelte An-
träge auf Teilnahme und Angebote sind in einem 
verschlossenen Umschlag einzureichen und als 
solche zu kennzeichnen. Bis zum Ablauf der für 
ihre Einreichung vorgesehenen Frist werden sie 



 

und Geschäftsgeheimnisse und die vertrauli-
chen Aspekte der Angebote einschließlich ihrer 
Anlagen. 
 
(2) Bei der gesamten Kommunikation sowie 
beim Austausch und der Speicherung von Infor-
mationen muss der öffentliche Auftraggeber die 
Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der 
Interessensbekundungen, Interessensbestäti-
gungen, Teilnahmeanträge und Angebote ein-
schließlich ihrer Anlagen gewährleisten. Die In-
teressensbekundungen, Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote ein-
schließlich ihrer Anlagen sowie die Dokumenta-
tion über Öffnung und Wertung der Teilnahme-
anträge und Angebote sind auch nach Ab-
schluss des Vergabeverfahrens vertraulich zu 
behandeln. 
 
(3) Der öffentliche Auftraggeber kann Unterneh-
men Anforderungen vorschreiben, die auf den 
Schutz der Vertraulichkeit der Informationen im 
Rahmen des Vergabeverfahrens abzielen. 
Hierzu gehört insbesondere die Abgabe einer 
Verschwiegenheitserklärung. 
 

unter Verschluss gehalten. Bei per Telefax über-
mittelten Anträgen auf Teilnahme und Angebo-
ten ist dies durch entsprechende organisatori-
sche und technische Lösungen nach den Anfor-
derungen des Auftraggebers sicherzustellen; 
dies gilt auch für elektronisch übermittelte An-
träge auf Teilnahme und Angebote, wobei deren 
Vertraulichkeit durch Verschlüsselung sicherzu-
stellen ist. Die Verschlüsselung muss bis zum 
Ablauf der für ihre Einreichung vorgesehenen 
Frist aufrechterhalten bleiben. 
 

§ 6 VgV Vermeidung von Interessenkonflik-
ten 
 
(1) Organmitglieder oder Mitarbeiter des öffentli-
chen Auftraggebers oder eines im Namen des 
öffentlichen Auftraggebers handelnden Beschaf-
fungsdienstleisters, bei denen ein Interessen-
konflikt besteht, dürfen in einem Vergabeverfah-
ren nicht mitwirken. 
 
(2) Ein Interessenkonflikt besteht für Personen, 
die an der Durchführung des Vergabeverfahrens 
beteiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang ei-
nes Vergabeverfahrens nehmen können und die 
ein direktes oder indirektes finanzielles, wirt-
schaftliches oder persönliches Interesse haben, 
das ihre Unparteilichkeit und Unabhängigkeit im 
Rahmen des Vergabeverfahrens beeinträchtigen 
könnte. 
 
(3) Es wird vermutet, dass ein Interessenkonflikt 
besteht, wenn die in Absatz 1 genannten Perso-
nen 
1. Bewerber oder Bieter sind, 
2. einen Bewerber oder Bieter beraten oder 
sonst unterstützen oder als gesetzliche Vertreter 
oder nur in dem Vergabeverfahren vertreten, 
3. beschäftigt oder tätig sind 
a) bei einem Bewerber oder Bieter gegen Ent-
gelt oder bei ihm als Mitglied des Vorstandes, 
Aufsichtsrates oder gleichartigen Organs oder 
b) für ein in das Vergabeverfahren eingeschalte-
tes Unternehmen, wenn dieses Unternehmen 

§ 16 VgV Ausgeschlossene Personen 
 
 
(1) Als Organmitglied oder Mitarbeiter eines Auf-
traggebers oder als Beauftragter oder als Mitar-
beiter eines Beauftragten eines Auftraggebers 
dürfen bei Entscheidungen in einem Vergabe-
verfahren für einen Auftraggeber als voreinge-
nommen geltende natürliche Personen nicht mit-
wirken, soweit sie in diesem Verfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Bieter oder Bewerber sind, 
2. einen Bieter oder Bewerber beraten oder 
sonst unterstützen oder als gesetzliche Vertreter 
oder nur in dem Vergabeverfahren vertreten, 
3. a) bei einem Bieter oder Bewerber gegen Ent-
gelt beschäftigt oder bei ihm als Mitglied des 
Vorstandes, Aufsichtsrates oder gleichartigen 
Organs tätig sind oder 
b) für ein in das Vergabeverfahren eingeschalte-
tes Unternehmen tätig sind, wenn dieses Unter-
nehmen zugleich geschäftliche Beziehungen 



 

zugleich geschäftliche Beziehungen zum öffent-
lichen Auftraggeber und zum Bewerber oder 
Bieter hat. 
 
 
 
 
 
(4) Die Vermutung des Absatzes 3 gilt auch für 
Personen, deren Angehörige die Voraussetzun-
gen nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 erfüllen. An-
gehörige sind der Verlobte, der Ehegatte, Le-
benspartner, Verwandte und Verschwägerte ge-
rader Linie, Geschwister, Kinder der Geschwis-
ter, Ehegatten und Lebenspartner der Ge-
schwister und Geschwister der Ehegatten und 
Lebenspartner, Geschwister der Eltern sowie 
Pflegeeltern und Pflegekinder. 
 

zum Auftraggeber und zum Bieter oder Bewer-
ber hat, 
es sei denn, dass dadurch für die Personen kein 
Interessenkonflikt besteht oder sich die Tätigkei-
ten nicht auf die Entscheidungen in dem Verga-
beverfahren auswirken. 
 
 
(2) Als voreingenommen gelten auch die Perso-
nen, deren Angehörige die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen. Angehörige 
sind der Verlobte, der Ehegatte, Lebenspartner, 
Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 
Geschwister, Kinder der Geschwister, Ehegatten 
und Lebenspartner der Geschwister und Ge-
schwister der Ehegatten und Lebenspartner, 
Geschwister der Eltern sowie Pflegeeltern und 
Pflegekinder. 
 

§ 7 VgV Mitwirkung an der Vorbereitung des 
Vergabeverfahrens 
 
(1) Hat ein Unternehmen oder ein mit ihm in 
Verbindung stehendes Unternehmen den öffent-
lichen Auftraggeber beraten oder war auf andere 
Art und Weise an der Vorbereitung des Verga-
beverfahrens beteiligt (vorbefasstes Unterneh-
men), so ergreift der öffentliche Auftraggeber 
angemessene Maßnahmen, um sicherzustellen, 
dass der Wettbewerb durch die Teilnahme die-
ses Unternehmens nicht verzerrt wird. 
 
(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 umfassen 
insbesondere die Unterrichtung der anderen am 
Vergabeverfahren teilnehmenden Unternehmen 
in Bezug auf die einschlägigen Informationen, 
die im Zusammenhang mit der Einbeziehung 
des vorbefassten Unternehmens in der Vorbe-
reitung des Vergabeverfahrens ausgetauscht 
wurden oder daraus resultieren, und die Festle-
gung angemessener Fristen für den Eingang der 
Angebote und Teilnahmeanträge. 
 
(3) Vor einem Ausschluss nach § 124 Absatz 1 
Nummer 6 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen ist dem vorbefassten Unter-
nehmen die Möglichkeit zu geben nachzuwei-
sen, dass seine Beteiligung an der Vorbereitung 
des Vergabeverfahrens den Wettbewerb nicht 
verzerren kann. 
 

 

§ 8 VgV Dokumentation und Vergabevermerk 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber dokumentiert 
das Vergabeverfahren von Beginn an fortlaufend 
in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs, soweit dies für die Begründung von 
Entscheidungen auf jeder Stufe des Vergabe-
verfahrens erforderlich ist. Dazu gehört zum Bei-
spiel die Dokumentation der Kommunikation mit 

§ 12 VOF Dokumentation 
 
(1) Das Vergabeverfahren ist von Anbeginn fort-
laufend zu dokumentieren, sodass die einzelnen 
Stufen des Verfahrens, die einzelnen Maßnah-
men sowie die Begründung der einzelnen Ent-
scheidungen festgehalten werden. 
 
 
 



 

Unternehmen und interner Beratungen, der Vor-
bereitung der Auftragsbekanntmachung und der 
Vergabeunterlagen, der Öffnung der Angebote, 
Teilnahmeanträge und Interessensbestätigun-
gen, der Verhandlungen und der Dialoge mit 
den teilnehmenden Unternehmen sowie der 
Gründe für Auswahlentscheidungen und den Zu-
schlag. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber fertigt über je-
des Vergabeverfahren einen Vermerk in Text-
form nach § 126b des Bürgerlichen Gesetz-
buchs an. Dieser Vergabevermerk umfasst min-
destens Folgendes: 
1. den Namen und die Anschrift des öffentlichen 
Auftraggebers sowie Gegenstand und Wert des 
Auftrags, der Rahmenvereinbarung oder des dy-
namischen Beschaffungssystems, 
2. die Namen der berücksichtigten Bewerber o-
der Bieter und die Gründe für ihre Auswahl, 
3. die nicht berücksichtigten Angebote und Teil-
nahmeanträge sowie die Namen der nicht be-
rücksichtigten Bewerber oder Bieter und die 
Gründe für ihre Nichtberücksichtigung, 
4. die Gründe für die Ablehnung von Angeboten, 
die für ungewöhnlich niedrig befunden wurden, 
5. den Namen des erfolgreichen Bieters und die 
Gründe für die Auswahl seines Angebots sowie, 
falls bekannt, den Anteil am Auftrag oder an der 
Rahmenvereinbarung, den der Zuschlagsemp-
fänger an Dritte weiterzugeben beabsichtigt, und 
gegebenenfalls, soweit zu jenem Zeitpunkt be-
kannt, den Namen der Unterauftragnehmer des 
Hauptauftragnehmers, 
6. bei Verhandlungsverfahren und wettbewerbli-
chen Dialogen die in § 14 Absatz 3 genannten 
Umstände, die die Anwendung dieser Verfahren 
rechtfertigen, 
7. bei Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Teilnahmewettbewerb die in § 14 Absatz 4 ge-
nannten Umstände, die die Anwendung dieses 
Verfahrens rechtfertigen, 
8. gegebenenfalls die Gründe, aus denen der öf-
fentliche Auftraggeber auf die Vergabe eines 
Auftrags, den Abschluss einer Rahmenvereinba-
rung oder die Einrichtung eines dynamischen 
Beschaffungssystems verzichtet hat, 
9. gegebenenfalls die Gründe, aus denen an-
dere als elektronische Mittel für die Einreichung 
der Angebote verwendet wurden, 
10. gegebenenfalls Angaben zu aufgedeckten 
Interessenkonflikten und getroffenen Abhilfe-
maßnahmen, 
11. gegebenenfalls die Gründe, aufgrund derer 
mehrere Teil- oder Fachlose zusammen verge-
ben wurden, und 
12. gegebenenfalls die Gründe für die Nichtan-
gabe der Gewichtung von Zuschlagskriterien. 
 
(3) Der Vergabevermerk ist nicht erforderlich für 
Aufträge auf der Grundlage von Rahmenverein-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Dokumentation umfasst mindestens Fol-
gendes: 
 
 
 
a) den Namen und die Anschrift des Auftragge-
bers, Gegenstand und Wert des Auftrags, 
 
 
b) die Namen der berücksichtigten Bewerber o-
der Bieter und die Gründe für ihre Auswahl, 
c) die Namen der nicht berücksichtigten Bewer-
ber oder Bieter und die Gründe für ihre Ableh-
nung, 
 
d) die Gründe für die Ablehnung von ungewöhn-
lich niedrigen Angeboten, 
e) den Namen des erfolgreichen Bieters und die 
Gründe für die Auswahl seines Angebots sowie - 
falls bekannt - den Anteil am Auftrag, den der 
Zuschlagempfänger an Dritte weiterzugeben be-
absichtigt, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f) die Gründe für einen Verzicht auf die Vergabe 
eines bekannt gemachten Auftrages 



 

barungen, sofern diese gemäß § 21 Absatz 3 o-
der gemäß § 21 Absatz 4 Nummer 1 geschlos-
sen wurden. Soweit die Vergabebekanntma-
chung die geforderten Informationen enthält, 
kann sich der öffentliche Auftraggeber auf diese 
beziehen. 
 
(4) Die Dokumentation, der Vergabevermerk so-
wie die Angebote, die Teilnahmeanträge, die In-
teressensbekundungen, die Interessensbestäti-
gungen und ihre Anlagen sind bis zum Ende der 
Laufzeit des Vertrages oder der Rahmenverein-
barung aufzubewahren, mindestens jedoch für 
drei Jahre ab dem Tag des Zuschlags. Gleiches 
gilt für Kopien aller abgeschlossenen Verträge, 
die mindestens den folgenden Auftragswert ha-
ben: 
1. 1 Million Euro im Falle von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen, 
2. 10 Millionen Euro im Falle von Bauaufträgen. 
 
(5) Der Vergabevermerk oder dessen Hauptele-
mente sowie die abgeschlossenen Verträge sind 
der Europäischen Kommission sowie den zu-
ständigen Aufsichts- oder Prüfbehörden auf de-
ren Anforderung hin zu übermitteln. 
 
(6) § 5 bleibt unberührt. 
 
Abschnitt 1  
Allgemeine Bestimmungen und Kommunikation 
 
Unterabschnitt 2  
Kommunikation 
 

 

§ 9 VgV Grundsätze der Kommunikation 
 
 
(1) Für das Senden, Empfangen, Weiterleiten 
und Speichern von Daten in einem Vergabever-
fahren verwenden der öffentliche Auftraggeber 
und die Unternehmen grundsätzlich Geräte und 
Programme für die elektronische Datenübermitt-
lung (elektronische Mittel). 
 
(2) Die Kommunikation in einem Vergabeverfah-
ren kann mündlich erfolgen, wenn sie nicht die 
Vergabeunterlagen, die Teilnahmeanträge, die 
Interessensbestätigungen oder die Angebote 
betrifft und wenn sie ausreichend und in geeig-
neter Weise dokumentiert wird. 
 
(3) Der öffentliche Auftraggeber kann von jedem 
Unternehmen die Angabe einer eindeutigen Un-
ternehmensbezeichnung sowie einer elektroni-
schen Adresse verlangen (Registrierung). Für 
den Zugang zur Auftragsbekanntmachung und 
zu den Vergabeunterlagen darf der öffentliche 
Auftraggeber keine Registrierung verlangen; 
eine freiwillige Registrierung ist zulässig. 
 

§ 8 VOF Grundsätze der Informationsüber-
mittlung 
 
(1) Die Auftraggeber geben in der Bekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen an, ob Infor-
mationen auf dem Postweg, mittels Telefax, di-
rekt, elektronisch oder durch eine Kombination 
dieser Kommunikationsmittel übermittelt werden. 
 
 
(4) Telefonisch gestellte Anträge auf Teilnahme 
sind vom Bewerber bis zum Ablauf der Frist für 
die Abgabe der Anträge auf Teilnahme in Text-
form zu bestätigen. 
 
 



 

§ 10 VgV Anforderungen an die verwendeten 
elektronischen Mittel 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber legt das erfor-
derliche Sicherheitsniveau für die elektronischen 
Mittel fest. Elektronische Mittel, die von dem öf-
fentlichen Auftraggeber für den Empfang von 
Angeboten, Teilnahmeanträgen und Interes-
sensbestätigungen sowie von Plänen und Ent-
würfen für Planungswettbewerbe verwendet 
werden, müssen gewährleisten, dass 
1. die Uhrzeit und der Tag des Datenempfanges 
genau zu bestimmen sind, 
2. kein vorfristiger Zugriff auf die empfangenen 
Daten möglich ist, 
3. der Termin für den erstmaligen Zugriff auf die 
empfangenen Daten nur von den Berechtigten 
festgelegt oder geändert werden kann, 
4. nur die Berechtigten Zugriff auf die empfange-
nen Daten oder auf einen Teil derselben haben, 
5. nur die Berechtigten nach dem festgesetzten 
Zeitpunkt Dritten Zugriff auf die empfangenen 
Daten oder auf einen Teil derselben einräumen 
dürfen, 
6. empfangene Daten nicht an Unberechtigte 
übermittelt werden und 
7. Verstöße oder versuchte Verstöße gegen die 
Anforderungen gemäß Nummer 1 bis 6 eindeu-
tig festgestellt werden können. 
 
(2) Die elektronischen Mittel, die von dem öffent-
lichen Auftraggeber für den Empfang von Ange-
boten, Teilnahmeanträgen und Interessensbe-
stätigungen sowie von Plänen und Entwürfen für 
Planungswettbewerbe genutzt werden, müssen 
über eine einheitliche Datenaustauschschnitt-
stelle verfügen. Es sind die jeweils geltenden In-
teroperabilitäts- und Sicherheitsstandards der 
Informationstechnik gemäß § 3 Absatz 1 des 
Vertrags über die Errichtung des IT-Planungs-
rats und über die Grundlagen der Zusammenar-
beit beim Einsatz der Informationstechnologie in 
den Verwaltungen von Bund und Ländern vom 
1. April 2010 zu verwenden. 
 

§ 8 VOF  
Grundsätze der Informationsübermittlung 
 
(2) Das für die elektronische Übermittlung ge-
wählte Netz muss allgemein verfügbar sein und 
darf den Zugang der Bewerber und Bieter zu 
den Vergabeverfahren nicht beschränken. Die 
dafür zu verwendenden Programme und ihre 
technischen Merkmale müssen 
- allgemein zugänglich, 
- kompatibel mit allgemein verbreiteten Erzeug-
nissen der Informations- und Kommunikations-
technologie und 
- nicht diskriminierend sein. 
 
 

§ 11 VgV Anforderungen an den Einsatz 
elektronischer Mittel im Vergabeverfahren 
 
(1) Elektronische Mittel und deren technische 
Merkmale müssen allgemein verfügbar, nicht 
diskriminierend und mit allgemein verbreiteten 
Geräten und Programmen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie kompatibel sein. 
Sie dürfen den Zugang von Unternehmen zum 
Vergabeverfahren nicht einschränken. Der öf-
fentliche Auftraggeber gewährleistet die barrie-
refreie Ausgestaltung der elektronischen Mittel 
nach den §§ 4 und 11 des Gesetzes zur Gleich-
stellung behinderter Menschen vom 27. April 
2002 (BGBl. I S. 1467, 1468) in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

§ 8 VOF Grundsätze der Informationsüber-
mittlung 
 
(6) Die Auftraggeber haben dafür zu sorgen, 
dass den interessierten Unternehmen die Infor-
mationen über die Anforderungen an die Geräte, 
die für die elektronische Übermittlung der An-
träge auf Teilnahme und der Angebote erforder-
lich sind, einschließlich Verschlüsselung zu-
gänglich sind Außerdem muss gewährleistet 
sein, dass die Geräte die in Anhang II genann-
ten Anforderungen erfüllen können. 
 



 

(2) Der öffentliche Auftraggeber verwendet für 
das Senden, Empfangen, Weiterleiten und Spei-
chern von Daten in einem Vergabeverfahren 
ausschließlich solche elektronischen Mittel, die 
die Unversehrtheit, die Vertraulichkeit und die 
Echtheit der Daten gewährleisten. 
 
(3) Der öffentliche Auftraggeber muss den Un-
ternehmen alle notwendigen Informationen zur 
Verfügung stellen über 
1. die in einem Vergabeverfahren verwendeten 
elektronischen Mittel, 
2. die technischen Parameter zur Einreichung 
von Teilnahmeanträgen, Angeboten und Interes-
sensbestätigungen mithilfe elektronischer Mittel 
und 
3. verwendete Verschlüsselungs- und Zeiterfas-
sungsverfahren. 
 
§ 12 VgV Einsatz alternativer elektronischer 
Mittel bei der Kommunikation 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Verga-
beverfahren die Verwendung elektronischer Mit-
tel, die nicht allgemein verfügbar sind (alterna-
tive elektronische Mittel), verlangen, wenn er 
1. Unternehmen während des gesamten Verga-
beverfahrens unter einer Internetadresse einen 
unentgeltlichen, uneingeschränkten, vollständi-
gen und direkten Zugang zu diesen alternativen 
elektronischen Mitteln gewährt und 
2. diese alternativen elektronischen Mittel selbst 
verwendet. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann im Rah-
men der Vergabe von Bauleistungen und für 
Wettbewerbe die Nutzung elektronischer Mittel 
für die Bauwerksdatenmodellierung verlangen. 
Sofern die verlangten elektronischen Mittel für 
die Bauwerksdatenmodellierung nicht allgemein 
verfügbar sind, bietet der öffentliche Auftragge-
ber einen alternativen Zugang zu ihnen gemäß 
Absatz 1 an. 
 

 

§ 13 VgV Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten 
 
Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des 
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten über die zu verwendenden elektronischen 
Mittel (Basisdienste für die elektronische Auf-
tragsvergabe) sowie über die einzuhaltenden 
technischen Standards erlassen. 
 

 

Abschnitt 2 
Vergabeverfahren 
 
Unterabschnitt 1  
Verfahrensarten 
 

 

  



 

§ 14 VgV Wahl der Verfahrensart 
 
(1) Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen er-
folgt nach § 119 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen im offenen Verfahren, im 
nicht offenen Verfahren, im Verhandlungsverfah-
ren, im wettbewerblichen Dialog oder in der In-
novationspartnerschaft. 
 
(2) Dem öffentlichen Auftraggeber stehen das 
offene Verfahren und das nicht offene Verfah-
ren, das stets einen Teilnahmewettbewerb erfor-
dert, nach seiner Wahl zur Verfügung. Die ande-
ren Verfahrensarten stehen nur zur Verfügung, 
soweit dies durch gesetzliche Bestimmungen o-
der nach den Absätzen 3 und 4 gestattet ist. 
 
(3) Der öffentliche Aufraggeber kann Aufträge im 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe-
werb oder im wettbewerblichen Dialog verge-
ben, wenn 
1. die Bedürfnisse des öffentlichen Auftragge-
bers nicht ohne die Anpassung bereits verfügba-
rer Lösungen erfüllt werden können, 
2. der Auftrag konzeptionelle oder innovative Lö-
sungen umfasst, 
3. (...), 
4. (...) 
5. (...). 
 
(4) Der öffentliche Aufraggeber kann Aufträge im 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb vergeben, 
 
1. (...), 
2. wenn der Auftrag nur von einem bestimmten 
Unternehmen erbracht oder bereitgestellt wer-
den kann, 
a) weil ein einzigartiges Kunstwerk oder eine 
einzigartige künstlerische Leistung erschaffen 
oder erworben werden soll, 
b) weil aus technischen Gründen kein Wettbe-
werb vorhanden ist oder 
c) wegen des Schutzes von ausschließlichen 
Rechten, insbesondere von gewerblichen 
Schutzrechten, 
3. wenn äußerst dringliche, zwingende Gründe 
im Zusammenhang mit Ereignissen, die der be-
treffende öffentliche Auftraggeber nicht voraus-
sehen konnte, es nicht zulassen, die Mindestfris-
ten einzuhalten, die für das offene und das nicht 
offene Verfahren sowie für das Verhandlungs-
verfahren mit Teilnahmewettbewerb vorge-
schriebenen sind; die Umstände zur Begrün-
dung der äußersten Dringlichkeit dürfen dem öf-
fentlichen Auftraggeber nicht zuzurechnen sein, 
4. wenn eine Lieferleistung beschafft werden soll 
(...), 
5. (…), 
6. wenn es sich um eine auf einer Warenbörse 
notierte und gekaufte Lieferleistung handelt, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 3 Abs. 4 VOF Die Auftraggeber können in fol-
genden Fällen Aufträge im Verhandlungsverfah-
ren ohne Teilnahmewettbewerb vergeben: 
 
a) wenn der Auftrag aus technischen oder künst-
lerischen Gründen oder aufgrund des Schutzes 
von Ausschließlichkeitsrechten (z.B. Patent-/Ur-
heberrecht) nur von einer bestimmten Person 
ausgeführt werden kann, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

7. wenn Liefer- oder Dienstleistungen zu beson-
ders günstigen Bedingungen bei Lieferanten, die 
ihre Geschäftstätigkeit endgültig einstellen, oder 
bei Insolvenzverwaltern oder Liquidatoren im 
Rahmen eines Insolvenz-, Vergleichs- oder Aus-
gleichsverfahrens oder eines in den Vorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union vorgesehenen gleichartigen Verfahrens 
erworben werden, 
8. wenn im Anschluss an einen Planungswettbe-
werb im Sinne des § 69 ein Dienstleistungsauf-
trag nach den Bedingungen dieses Wettbewerbs 
an den Gewinner oder an einen der Preisträger 
vergeben werden muss; im letzteren Fall müs-
sen alle Preisträger des Wettbewerbs zur Teil-
nahme an den Verhandlungen aufgefordert wer-
den oder 
9. wenn eine Dienstleistung beschafft werden 
soll, die in der Wiederholung gleichartiger Leis-
tungen besteht, die durch denselben öffentlichen 
Auftraggeber an das Unternehmen vergeben 
werden, das den ersten Auftrag erhalten hat, so-
fern sie einem Grundprojekt entsprechen und 
dieses Projekt Gegenstand des ersten Auftrags 
war, das im Rahmen eines Vergabeverfahrens 
mit Ausnahme eines Verhandlungsverfahrens 
ohne Teilnahmewettbewerb vergeben wurde; 
die Möglichkeit der Anwendung des Verhand-
lungsverfahrens muss bereits in der Auftragsbe-
kanntmachung des ersten Vorhabens angege-
ben werden; darüber hinaus sind im Grundpro-
jekt bereits der Umfang möglicher Dienstleistun-
gen sowie die Bedingungen, unter denen sie 
vergeben werden, anzugeben; der für die nach-
folgenden Dienstleistungen in Aussicht genom-
mene Gesamtauftragswert wird vom öffentlichen 
Auftraggeber bei der Berechnung des Auftrags-
werts berücksichtigt; das Verhandlungsverfah-
ren ohne Teilnahmewettbewerb darf nur inner-
halb von drei Jahren nach Abschluss des ersten 
Auftrags angewandt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Im Falle des Absatzes 4 Nummer 1 ist der 
Europäischen Kommission auf Anforderung ein 
Bericht vorzulegen. 
 
(6) Die in Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe a und 
b genannten Voraussetzungen für die Anwen-
dung des Verhandlungsverfahrens ohne Teil-
nahmewettbewerb gelten nur dann, wenn es 
keine vernünftige Alternative oder Ersatzlösung 
gibt und der mangelnde Wettbewerb nicht das 
Ergebnis einer künstlichen Einschränkung der 
Auftragsvergabeparameter ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) wenn im Anschluss an einen Wettbewerb im 
Sinne des Kapitels 2 der Auftrag gemäß den 
einschlägigen Bestimmungen an den Gewinner 
oder an einen Preisträger des Wettbewerbes 
vergeben werden muss. Im letzteren Fall müs-
sen alle Preisträger des Wettbewerbes zur Teil-
nahme an den Verhandlungen aufgefordert wer-
den,  
d) für zusätzliche Dienstleistungen, die weder in 
dem der Vergabe zugrunde liegenden Entwurf 
noch im zuerst geschlossenen Vertrag vorgese-
hen sind, die aber wegen eines unvorhergese-
henen Ereignisses zur Ausführung der darin be-
schriebenen Dienstleistungen erforderlich sind, 
sofern der Auftrag an eine Person vergeben 
wird, die diese Dienstleistungen erbringt, 
- wenn sich die zusätzlichen Dienstleistungen in 
technischer und wirtschaftlicher Hinsicht nicht 
ohne wesentlichen Nachteil für den Auftragge-
ber vom Hauptauftrag trennen lassen oder 
- wenn diese Dienstleistungen zwar von der 
Ausführung des ursprünglichen Auftrags ge-
trennt werden können, aber für dessen Vollen-
dung unbedingt erforderlich sind. Der Gesamt-
wert der Aufträge für die zusätzlichen Dienstleis-
tungen darf jedoch 50 v. H. des Wertes des 
Hauptauftrages nicht überschreiten, 
e) bei neuen Dienstleistungen, die in der Wie-
derholung gleichartiger Leistungen bestehen, 
die durch den gleichen Auftraggeber an die Per-
son vergeben werden, die den ersten Auftrag er-
halten hat, sofern sie einem Grundentwurf ent-
sprechen und dieser Entwurf Gegenstand des 
ersten Auftrags war. Die Möglichkeit der Anwen-
dung dieses Verfahrens muss bereits in der Be-
kanntmachung des ersten Vorhabens angege-
ben werden. Dieses Verfahren darf jedoch nur 
binnen drei Jahren nach Abschluss des ersten 
Auftrags angewandt werden. 



 

§ 15 VgV Offenes Verfahren 
(…) 

 

§ 16 VgV Nicht offenes Verfahren 
(…) 

 

§ 17 VgV Verhandlungsverfahren 
 
(1) Bei einem Verhandlungsverfahren mit Teil-
nahmewettbewerb fordert der öffentliche Auf-
traggeber eine unbeschränkte Anzahl von Unter-
nehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbe-
werbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmean-
trägen auf. Jedes interessierte Unternehmen 
kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem 
Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen 
die vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Informationen für die Prüfung ihrer Eignung. 
 
(2) Die Frist für den Eingang der Teilnahmean-
träge (Teilnahmefrist) beträgt mindestens 30 
Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absen-
dung der Auftragsbekanntmachung. 
 
 
 
(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begrün-
dete Dringlichkeit die Einhaltung der Teilnahme-
frist unmöglich macht, kann der öffentliche Auf-
traggeber eine Frist festlegen, die 15 Tage, ge-
rechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Auftragsbekanntmachung, nicht unterschreiten 
darf. 
 
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffent-
lichen Auftraggeber nach Prüfung der übermit-
telten Informationen dazu aufgefordert werden, 
können ein Erstangebot einreichen. Der öffentli-
che Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Be-
werber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden, gemäß § 51 begrenzen. 
 
(5) Bei einem Verhandlungsverfahren ohne Teil-
nahmewettbewerb erfolgt keine öffentliche Auf-
forderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen, 
sondern unmittelbar eine Aufforderung zur Ab-
gabe von Erstangeboten an die vom öffentlichen 
Auftraggeber ausgewählten Unternehmen. 
 
(6) Die Frist für den Eingang der Erstangebote 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem 
Tag nach der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe. 
 
(7) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden 
kann der öffentlicher Auftraggeber die Angebots-
frist mit den Bewerbern, die zur Angebotsab-
gabe aufgefordert werden, im gegenseitigen 
Einvernehmen festlegen, sofern allen Bewer-
bern dieselbe Frist für die Einreichung der Ange-
bote gewährt wird. Erfolgt keine einvernehmliche 
Festlegung der Angebotsfrist, beträgt diese min-
destens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach 

§ 3 VOF Vergabeart 
 
(1) Aufträge werden im Verhandlungsverfahren 
mit vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teil-
nahme (Teilnahmewettbewerb) vergeben. 
 
 
 
 
 
 
§ 7 VOF Fristen  
 
(1) Die von den Auftraggebern festgesetzte Frist 
für den Antrag auf Teilnahme beträgt mindes-
tens 37 Tage ab dem Tag der Absendung der 
Bekanntmachung. Bei elektronisch erstellten 
und übermittelten Bekanntmachungen kann 
diese Frist um sieben Tage verkürzt werden. 
 
(2) In den Fällen besonderer Dringlichkeit be-
trägt die Frist für den Antrag auf Teilnahme min-
destens 15 Tage, oder mindestens 10 Tage bei 
elektronischer Übermittlung, jeweils ab dem Tag 
der Absendung der Bekanntmachung (Be-
schleunigtes Verfahren). 
 
 



 

der Absendung der Aufforderung zur Angebots-
abgabe. 
 
(8) Für den Fall, dass eine hinreichend begrün-
dete Dringlichkeit die Einhaltung der Angebots-
frist gemäß Absatz 6 unmöglich macht, kann der 
öffentliche Auftraggeber eine Frist festlegen, die 
zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Ab-
sendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe, 
nicht unterschreiten darf. 
 
(9) Der öffentliche Auftraggeber kann die Ange-
botsfrist gemäß Absatz 6 um fünf Tage verkür-
zen, wenn er die elektronische Übermittlung der 
Angebote akzeptiert. 
 
(10) Der öffentliche Auftraggeber verhandelt mit 
den Bietern über die von ihnen eingereichten Er-
stangebote und alle Folgeangebote, mit Aus-
nahme der endgültigen Angebote, mit dem Ziel, 
die Angebote inhaltlich zu verbessern. Dabei 
darf über den gesamten Angebotsinhalt verhan-
delt werden mit Ausnahme der vom öffentlichen 
Auftraggeber in den Vergabeunterlagen festge-
legten Mindestanforderungen und Zuschlagskri-
terien. 
 
(11) Der öffentliche Auftraggeber kann den Auf-
trag auf der Grundlage der Erstangebote verge-
ben, ohne in Verhandlungen einzutreten, wenn 
er sich in der Auftragsbekanntmachung oder in 
der Aufforderung zur Interessensbestätigung 
diese Möglichkeit vorbehalten hat. 
 
(12) Sofern der öffentliche Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabe-
unterlagen darauf hingewiesen hat, kann er die 
Verhandlungen in verschiedenen aufeinander 
folgenden Phasen abwickeln, um so die Zahl der 
Angebote, über die verhandelt wird, anhand der 
vorgegebenen Zuschlagskriterien zu verringern. 
In der Schlussphase des Verfahrens müssen 
noch so viele Angebote vorliegen, dass der 
Wettbewerb gewährleistet ist, sofern ursprüng-
lich eine ausreichende Anzahl von Angeboten o-
der geeigneten Bietern vorhanden war. 
 
(13) Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, 
dass alle Bieter bei den Verhandlungen gleich 
behandelt werden. Insbesondere enthält er sich 
jeder diskriminierenden Weitergabe von Infor-
mationen, durch die bestimmte Bieter gegen-
über anderen begünstigt werden könnten. Er un-
terrichtet alle Bieter, deren Angebote nicht ge-
mäß Absatz 12 ausgeschieden wurden, in Text-
form nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches über etwaige Änderungen der Leistungsbe-
schreibung, insbesondere der technischen An-
forderungen oder anderer Bestandteile der 
Vergabeunterlagen, die nicht die Festlegung der 
Mindestanforderungen und Zuschlagskriterien 
betreffen. Im Anschluss an solche Änderungen 



 

gewährt der öffentliche Auftraggeber den Bietern 
ausreichend Zeit, um ihre Angebote zu ändern 
und gegebenenfalls überarbeitete Angebote ein-
zureichen. Der öffentliche Auftraggeber darf ver-
trauliche Informationen eines an den Verhand-
lungen teilnehmenden Bieters nicht ohne des-
sen Zustimmung an die anderen Teilnehmer 
weitergeben. Eine solche Zustimmung darf nicht 
allgemein, sondern nur in Bezug auf die beab-
sichtigte Mitteilung bestimmter Informationen er-
teilt werden. 
 
(14) Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber, 
die Verhandlungen abzuschließen, so unterrich-
tet er die verbleibenden Bieter und legt eine ein-
heitliche Frist für die Einreichung neuer oder 
überarbeiteter Angebote fest. Er vergewissert 
sich, dass die endgültigen Angebote die Min-
destanforderungen erfüllen und entscheidet über 
den Zuschlag auf der Grundlage der Zuschlags-
kriterien. 
 
§ 18 VgV Wettbewerblicher Dialog 
(…) 

 

§ 19 VgV Innovationspartnerschaft 
(…) 

 

§ 20 VgV Angemessene Fristsetzung; Pflicht 
zur Fristverlängerung 
 
(1) Bei der Festlegung der Fristen für den Ein-
gang der Angebote und der Teilnahmeanträge 
nach den §§ 15 bis 19 ist die Komplexität der 
Leistung und die Zeit für die Ausarbeitung der 
Angebote angemessen zu berücksichtigen. § 38 
Absatz 3 bleibt unberührt. 
 
(2) Können Angebote nur nach einer Besichti-
gung am Ort der Leistungserbringung oder nach 
Einsichtnahme in die Anlagen zu den Vergabe-
unterlagen vor Ort beim öffentlichen Auftragge-
ber erstellt werden, so sind die Angebotsfristen 
so festzulegen, dass alle Unternehmen von allen 
Informationen, die für die Erstellung des Ange-
bots erforderlich sind, unter gewöhnlichen Um-
ständen Kenntnis nehmen können. 
 
(3) Die Angebotsfristen sind, abgesehen von 
den in § 41 Absatz 2 und 3 geregelten Fällen, zu 
verlängern, 
1. wenn zusätzliche Informationen trotz rechtzei-
tiger Anforderung durch ein Unternehmen nicht 
spätestens sechs Tage vor Ablauf der Ange-
botsfrist zur Verfügung gestellt werden; in den 
Fällen der § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 
17 Absatz 8 beträgt dieser Zeitraum vier Tage, 
oder 
2. wenn der öffentliche Auftraggeber wesentli-
che Änderungen an den Vergabeunterlagen vor-
nimmt.  
Die Fristverlängerung muss in einem angemes-
senen Verhältnis zur Bedeutung der Information 

§ 7 VOF Fristen  
 
 
(1) Die von den Auftraggebern festgesetzte Frist 
für den Antrag auf Teilnahme beträgt mindes-
tens 37 Tage ab dem Tag der Absendung der 
Bekanntmachung. Bei elektronisch erstellten 
und übermittelten Bekanntmachungen kann 
diese Frist um sieben Tage verkürzt werden. 
 
(4) Können die Teilnahmeanträge oder Ange-
bote nur nach einer Ortsbesichtigung oder Ein-
sichtnahme in nicht übersandte Unterlagen er-
stellt werden oder können die Auftraggeber die 
Auskünfte nicht rechtzeitig erteilen, so sind die 
Bewerbungs- oder Angebotsfristen entspre-
chend zu verlängern. 
 
 
 
(3) Die Auftraggeber müssen rechtzeitig ange-
forderte, zusätzliche Auskünfte über die Aufga-
ben spätestens 6 Tage, im Beschleunigten Ver-
fahren spätestens 4 Tage vor Ablauf der Bewer-
bungsfrist, erteilen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

oder Änderung stehen und gewährleisten, dass 
alle Unternehmen Kenntnis von den Informatio-
nen oder Änderungen nehmen können. Dies gilt 
nicht, wenn die Information oder Änderung für 
die Erstellung des Angebotes unerheblich ist o-
der die Information nicht rechtzeitig angefordert 
wurde. 
 

 
 
 
 
 
 

Abschnitt 2 
Vergabeverfahren 
 
Unterabschnitt 2  
Besondere Methoden und Instrumente in Verga-
beverfahren 
 

 

§ 21 VgV Rahmenvereinbarungen 
(…) 

 

§ 22 VgV Grundsätze für den Betrieb dynami-
scher Beschaffungssysteme 
(…) 

 

§ 23 VgV Betrieb eines dynamischen Be-
schaffungssystems 
(…) 

 

§ 24 VgV Fristen beim Betrieb dynamischer 
Beschaffungssysteme 
(…) 

 

§ 25 VgV Grundsätze für die Durchführung 
elektronischer Auktionen 
(…) 

 

§ 26 VgV Durchführung elektronischer Aukti-
onen 
(…) 

 

§ 27 VgV Elektronische Kataloge 
(…) 

 

Abschnitt 2 
Vergabeverfahren 
 
Unterabschnitt 3  
Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
 

 

§ 28 VgV Markterkundung 
 
(1) Vor der Einleitung eines Vergabeverfahrens 
darf der öffentliche Auftraggeber Markterkun-
dungen zur Vorbereitung der Auftragsvergabe 
und zur Unterrichtung der Unternehmen über 
seine Auftragsvergabepläne und -anforderungen 
durchführen. 
 
(2) Die Durchführung von Vergabeverfahren le-
diglich zur Markterkundung und zum Zwecke der 
Kosten- oder Preisermittlung ist unzulässig. 
 

 

§ 29 VgV Vergabeunterlagen 
 
 
(1) Die Vergabeunterlagen umfassen alle Anga-
ben, die erforderlich sind, um dem Bewerber o-
der Bieter eine Entscheidung zur Teilnahme am 
Vergabeverfahren zu ermöglichen. Sie bestehen 
in der Regel aus 

§ 11 VOF Aufforderung zur Verhandlung, An-
gebotsabgabe, Auftragserteilung 
 
(2) Die Aufforderung zur Verhandlung enthält 
mindestens Folgendes:  
 
 
 



 

1. dem Anschreiben, insbesondere der Aufforde-
rung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen oder 
Angeboten oder Begleitschreiben für die Abgabe 
der angeforderten Unterlagen, 
2. der Beschreibung der Einzelheiten der Durch-
führung des Verfahrens (Bewerbungsbedingun-
gen), einschließlich der Angabe der Eignungs- 
und Zuschlagskriterien, sofern nicht bereits in 
der Auftragsbekanntmachung genannt, und 
3. den Vertragsunterlagen, die aus der Leis-
tungsbeschreibung und den Vertragsbedingun-
gen bestehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Teil B der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Leistungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. August 2003 (BAnz. Nr. 
178a) ist in der Regel in den Vertrag einzubezie-
hen. Dies gilt nicht für die Vergabe von Aufträ-
gen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätig-
keit erbracht oder im Wettbewerb mit freiberufli-
chen Tätigen angeboten werden und deren Ge-
genstand eine Aufgabe ist, deren Lösung nicht 
vorab eindeutig und erschöpfend beschrieben 
werden kann. 
 

–  das Anschreiben mit den Verfahrensbedin-
gungen, Angaben zu den Fristen, einen Hinweis 
auf die Bekanntmachung sowie die Zuschlags-
kriterien, falls sie noch nicht in der Bekanntma-
chung aufgeführt sind,   
–  die Aufgabenbeschreibung und eventuell ei-
nen Vertragsentwurf, aus dem die konkrete 
Leistung und die Auftragsbedingungen hervor-
gehen.   
 
(4) Die Auftraggeber haben in der Aufgabenbe-
schreibung oder der Vergabebekanntmachung 
oder der Aufforderung zur Angebotsabgabe alle 
Zuschlagskriterien anzugeben, deren Anwen-
dung vorgesehen ist. Sie haben auch anzuge-
ben, wie die einzelnen Kriterien gewichtet wer-
den. Die Gewichtung kann mittels einer Spanne 
angegeben werden. Kann die Gewichtung aus 
nachvollziehbaren Gründen nicht angegeben 
werden, so gibt der Auftraggeber die Kriterien in 
der absteigenden Reihenfolge ihrer Bedeutung 
an.  
 

§ 30 VgV Aufteilung nach Losen 
 
(1) Unbeschadet des § 97 Absatz 4 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen kann 
der öffentliche Auftraggeber festlegen, ob die 
Angebote nur für ein Los, für mehrere oder für 
alle Lose eingereicht werden dürfen. Er kann, 
auch wenn Angebote für mehrere oder alle Lose 
eingereicht werden dürfen, die Zahl der Lose auf 
eine Höchstzahl beschränken, für die ein einzel-
ner Bieter den Zuschlag erhalten kann. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt die Vorga-
ben nach Absatz 1 in der Auftragsbekanntma-
chung oder der Aufforderung zur Interessensbe-
stätigung bekannt. Er gibt die objektiven und 
nicht diskriminierenden Kriterien in den Verga-
beunterlagen an, die er bei der Vergabe von Lo-
sen anzuwenden beabsichtigt, wenn die Anwen-
dung der Zuschlagskriterien dazu führen würde, 
dass ein einzelner Bieter den Zuschlag für eine 
größere Zahl von Losen als die Höchstzahl er-
hält. 
 
(3) In Fällen, in denen ein einziger Bieter den 
Zuschlag für mehr als ein Los erhalten kann, 
kann der öffentliche Auftraggeber Aufträge über 

 



 

mehrere oder alle Lose vergeben, wenn er in 
der Auftragsbekanntmachung oder in der Auffor-
derung zur Interessensbestätigung angegeben 
hat, dass er sich diese Möglichkeit vorbehält und 
die Lose oder Losgruppen angibt, die kombiniert 
werden können. 
 
§ 31 VgV Leistungsbeschreibung 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber fasst die Leis-
tungsbeschreibung (§ 121 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen) in einer Weise, 
dass sie allen Unternehmen den gleichen Zu-
gang zum Vergabeverfahren gewährt und die 
Öffnung des nationalen Beschaffungsmarktes 
für den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter 
Weise behindert. 
 
(2) In der Leistungsbeschreibung sind die Merk-
male des Auftragsgegenstandes zu beschrei-
ben: 
1. in Form von Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen oder einer Beschreibung der zu lösen-
den Aufgabe, die so genau wie möglich zu fas-
sen sind, dass sie ein klares Bild vom Auftrags-
gegenstand vermitteln und hinreichend ver-
gleichbare Angebote erwarten lassen, die dem 
öffentlichen Auftraggeber die Erteilung des Zu-
schlags ermöglichen, 
2. unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 defi-
nierten technischen Anforderungen in der Rang-
folge: 
a) nationale Normen, mit denen europäische 
Normen umgesetzt werden, 
b) Europäische Technische Bewertungen, 
c) gemeinsame technische Spezifikationen, 
d) internationale Normen und andere technische 
Bezugssysteme, die von den europäischen Nor-
mungsgremien erarbeitet wurden, oder 
e) falls solche Normen und Spezifikationen feh-
len, nationale Normen, nationale technische Zu-
lassungen oder nationale technische Spezifikati-
onen für die Planung, Berechnung und Ausfüh-
rung von Bauwerken und den Einsatz von Pro-
dukten, oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. als Kombination von den Nummern 1 und 2 
a) in Form von Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen unter Bezugnahme auf die techni-
schen Anforderungen gemäß Nummer 2 als Mit-
tel zur Vermutung der Konformität mit diesen 
Leistungs- und Funktionsanforderungen oder 

§ 6 VOF Aufgabenbeschreibung 
 
(1) Die Aufgabe ist klar und eindeutig zu be-
schreiben, damit alle Bewerber oder Bieter die 
Beschreibung im gleichen Sinne verstehen kön-
nen. 
 
 
 
 
 
(2) Die technischen Anforderungen sind in der 
Aufgabenbeschreibung zu formulieren: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. entweder unter Bezugnahme auf die im An-
hang TS definierten technischen Spezifikationen 
in der Rangfolge: 
a) nationale Normen, mit denen europäische 
Normen umgesetzt werden, 
b) europäische technische Zulassungen, 
c) gemeinsame technische Spezifikationen, 
d) internationale Normen und andere technische 
Bezugssysteme, die von den europäischen Nor-
mungsgremien erarbeitet wurden oder, 
e) falls solche Normen und Spezifikationen feh-
len, nationale Normen, nationale technische Zu-
lassungen oder nationale technische Spezifikati-
onen für die Planung, Berechnung und Ausfüh-
rung von Bauwerken und den Einsatz von Pro-
dukten. 
Jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig" zu versehen; 
2. oder in Form von Leistungs- oder Funktions-
anforderungen, die so genau zu fassen sind, 
dass sie ein klares Bild vom Auftragsgegenstand 
vermitteln und den Auftraggebern die Erteilung 
des Zuschlags ermöglichen; 
3. oder als Kombination von Nummer 1 und 2, 
d.h. 
a) in Form von Leistungsanforderungen unter 
Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß 
Nummer 1 als Mittel zur Vermutung der Konfor-
mität mit diesen Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen; 



 

b) mit Bezugnahme auf die technischen Anfor-
derungen gemäß Nummer 2 hinsichtlich be-
stimmter Merkmale und mit Bezugnahme auf die 
Leistungs- und Funktionsanforderungen gemäß 
Nummer 1 hinsichtlich anderer Merkmale.  
Jede Bezugnahme auf eine Anforderung nach 
Nummer 2 Buchstabe a bis e ist mit dem Zusatz 
„oder gleichwertig“ zu versehen. 
 
(3) Die Merkmale können auch Aspekte der 
Qualität und der Innovation sowie soziale und 
umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können 
sich auch auf den Prozess oder die Methode zur 
Herstellung oder Erbringung der Leistung oder 
auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus des 
Auftragsgegenstandes einschließlich der Pro-
duktions- und Lieferkette beziehen, auch wenn 
derartige Faktoren keine materiellen Bestand-
teile der Leistung sind, sofern diese Merkmale in 
Verbindung mit dem Auftragsgegenstand stehen 
und zu dessen Wert und Beschaffungszielen 
verhältnismäßig sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) In der Leistungsbeschreibung kann ferner 
festgelegt werden, ob Rechte des geistigen Ei-
gentums übertragen oder dem öffentlichen Auf-
traggeber daran Nutzungsrechte eingeräumt 
werden müssen. 
 
(5) Werden verpflichtende Zugänglichkeitserfor-
dernisse im Sinne des § 121 Absatz 2 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit 
einem Rechtsakt der Europäischen Union erlas-
sen, so muss die Leistungsbeschreibung, soweit 
die Kriterien der Zugänglichkeit für Menschen 
mit Behinderungen oder der Konzeption für alle 
Nutzer betroffen sind, darauf Bezug nehmen. 
 
 
(6) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf 
eine bestimmte Produktion oder Herkunft oder 
ein besonderes Verfahren, das die Erzeugnisse 
oder Dienstleistungen eines bestimmten Unter-
nehmens kennzeichnet, oder auf gewerbliche 
Schutzrechte, Typen oder einen bestimmten Ur-
sprung verwiesen werden, wenn dadurch be-
stimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte 
begünstigt oder ausgeschlossen werden, es sei 

b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen 
gemäß Nummer 1 hinsichtlich bestimmter Merk-
male und mit Bezugnahme auf die Leistungs- 
und Funktionsanforderungen gemäß Nummer 2 
hinsichtlich anderer Merkmale. 
 
[siehe oben: „Jede Bezugnahme ist mit dem Zu-
satz „oder gleichwertig" zu versehen“ (…)] 
 
(5) Schreiben die Auftraggeber Umwelteigen-
schaften in Form von Leistungs- oder Funktions-
anforderungen vor, so können sie die Spezifika-
tionen verwenden, die in europäischen, multina-
tionalen oder anderen Umweltzeichen definiert 
sind, wenn 
a) sie sich zur Definition der Merkmale des Auf-
tragsgegenstands eignen, 
b) die Anforderungen des Umweltzeichens auf 
der Grundlage von wissenschaftlich abgesicher-
ten Informationen ausgearbeitet werden, 
c) die Umweltzeichen im Rahmen eines Verfah-
rens erlassen werden, an dem interessierte 
Kreise wie z.B. staatliche Stellen, Verbraucher, 
Hersteller, Händler und Umweltorganisationen 
teilnehmen können und 
d) das Umweltzeichen für alle Betroffenen zu-
gänglich und verfügbar ist. 
Die Auftraggeber können in den Vergabeunterla-
gen angeben, dass bei Dienstleistungen, die mit 
einem Umweltzeichen ausgestattet sind, vermu-
tet wird, dass sie den in der Leistungs- oder Auf-
gabenbeschreibung festgelegten technischen 
Anforderungen genügen. Die Auftraggeber müs-
sen jedes andere geeignete Beweismittel, wie 
technische Unterlagen des Herstellers oder 
Prüfberichte anerkannter Stellen, akzeptieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) Soweit es nicht durch den Auftragsgegen-
stand gerechtfertigt ist, darf in den technischen 
Anforderungen nicht auf eine bestimmte Produk-
tion oder Herkunft oder ein besonderes Verfah-
ren oder auf Marken, Patente, Typen, eines be-
stimmten Ursprungs oder einer bestimmten Pro-
duktion verwiesen werden, wenn dadurch be-
stimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte 
begünstigt oder ausgeschlossen werden. Solche 



 

denn, dieser Verweis ist durch den Auftragsge-
genstand gerechtfertigt. Solche Verweise sind 
ausnahmsweise zulässig, wenn der Auftragsge-
genstand anderenfalls nicht hinreichend genau 
und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen. 
 

Verweise sind jedoch ausnahmsweise zulässig, 
wenn der Auftragsgegenstand nicht hinreichend 
genau und allgemein verständlich beschrieben 
werden kann; solche Verweise sind mit dem Zu-
satz „oder gleichwertig" zu versehen. 
 

§ 32 VgV Technische Anforderungen 
 
(1) Verweist der öffentliche Auftraggeber in der 
Leistungsbeschreibung auf technische Anforde-
rungen nach § 31 Absatz 2 Nummer 2, so darf 
er ein Angebot nicht mit der Begründung ableh-
nen, dass die angebotenen Liefer- und Dienst-
leistungen nicht den von ihm herangezogenen 
technischen Anforderungen der Leistungsbe-
schreibung entsprechen, wenn das Unterneh-
men in seinem Angebot dem öffentlichen Auf-
traggeber mit geeigneten Mitteln nachweist, 
dass die vom Unternehmen vorgeschlagenen 
Lösungen diesen technischen Anforderungen 
gleichermaßen entsprechen. 
 
 
(2) Enthält die Leistungsbeschreibung Leis-
tungs- oder Funktionsanforderungen, so darf der 
öffentliche Auftraggeber ein Angebot nicht ab-
lehnen, wenn diese Anforderungen die von ihm 
geforderten Leistungs- oder Funktionsanforde-
rungen betreffen und das Angebot Folgendem 
entspricht: 
1. einer nationalen Norm, mit der eine europäi-
sche Norm umgesetzt wird, 
2. einer Europäischen Technischen Bewertung, 
3. einer gemeinsamen technischen Spezifika-
tion, 
4. einer internationalen Norm oder 
5. einem technischen Bezugssystem, das von 
den europäischen Normungsgremien erarbeitet 
wurde.  
Das Unternehmen muss in seinem Angebot be-
legen, dass die jeweilige der Norm entspre-
chende Liefer- oder Dienstleistung den Leis-
tungs- oder Funktionsanforderungen des öffent-
lichen Auftraggebers entspricht. Belege können 
insbesondere eine technische Beschreibung des 
Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkann-
ten Stelle sein. 
 

§ 6 VOF Aufgabenbeschreibung 
 
(3) Verweisen die Auftraggeber auf die in Absatz 
2 Nummer 1 Buchstabe a genannten techni-
schen Anforderungen, so dürfen sie ein Angebot 
nicht mit der Begründung ablehnen, die angebo-
tene Dienstleistung entspräche nicht den Spezi-
fikationen, sofern die Bieter in ihrem Angebot 
den Auftraggebern mit geeigneten Mitteln nach-
weisen, dass die von ihnen vorgeschlagenen 
Lösungen den Anforderungen der technischen 
Spezifikation, auf die Bezug genommen wurde, 
gleichermaßen entsprechen. Als geeignetes Mit-
tel gelten insbesondere eine technische Be-
schreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht 
einer anerkannten Stelle. 
 
(4) Legen die Auftraggeber die technischen An-
forderungen in Form von Leistungs- oder Funkti-
onsanforderungen fest, so dürfen sie ein Ange-
bot, das einer nationalen Norm, mit der eine eu-
ropäische Norm umgesetzt wird, oder einer eu-
ropäischen technischen Zulassung, einer ge-
meinsamen technischen Spezifikation, einer in-
ternationalen Norm oder einem technischen Be-
zugssystem, das von den europäischen Nor-
mungsgremien erarbeitet wurde, entspricht, 
nicht zurückweisen, wenn diese Spezifikationen 
die geforderten Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen betreffen. Die Bieter müssen in ihren 
Angeboten mit geeigneten Mitteln dem Auftrag-
geber nachweisen, dass die der Norm entspre-
chende jeweilige Dienstleistung den Leistungs- 
oder Funktionsanforderungen der Auftraggeber 
entspricht. Als geeignete Mittel gelten eine tech-
nische Beschreibung des Herstellers oder ein 
Prüfbericht einer anerkannten Stelle. 
 

§ 33 VgV Nachweisführung durch Bescheini-
gungen von Konformitätsbewertungsstellen 
 
(1) Als Beleg dafür, dass eine Liefer- oder 
Dienstleistung bestimmten, in der Leistungsbe-
schreibung geforderten Merkmalen entspricht, 
kann der öffentliche Auftraggeber die Vorlage 
von Bescheinigungen, insbesondere Testberich-
ten oder Zertifizierungen, einer Konformitätsbe-
wertungsstelle verlangen. Wird die Vorlage einer 

§ 5 VOF Nachweis der Eignung 
 
 
(9) Bei der Prüfung der Eignung erkennen die 
Auftraggeber als Nachweis auch Bescheinigun-
gen der zuständigen Berufskammer an. 



 

Bescheinigung einer bestimmten Konformitäts-
bewertungsstelle verlangt, hat der öffentliche 
Auftraggeber auch Bescheinigungen gleichwerti-
ger anderer Konformitätsbewertungsstellen zu 
akzeptieren. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber akzeptiert auch 
andere als die in Absatz 1 genannten geeigne-
ten Unterlagen, insbesondere ein technisches 
Dossier des Herstellers, (...). 
 
(3) Eine Konformitätsbewertungsstelle ist eine 
Stelle, (...). 
 
§ 34 VgV Nachweisführung durch Gütezei-
chen 
 
(1) Als Beleg dafür, dass eine Liefer- oder 
Dienstleistung bestimmten, in der Leistungsbe-
schreibung geforderten Merkmalen entspricht, 
kann der öffentliche Auftraggeber die Vorlage 
von Gütezeichen nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 5 verlangen. 
(...)  
 

 

§ 35 VgV Nebenangebote 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Nebenan-
gebote in der Auftragsbekanntmachung oder in 
der Aufforderung zur Interessensbestätigung zu-
lassen oder vorschreiben. Fehlt eine entspre-
chende Angabe, sind keine Nebenangebote zu-
gelassen. Nebenangebote müssen mit dem Auf-
tragsgegenstand in Verbindung stehen. 
 
(2) Lässt der öffentliche Auftraggeber Nebenan-
gebote zu oder schreibt er diese vor, legt er in 
den Vergabeunterlagen Mindestanforderungen 
fest und gibt an, in welcher Art und Weise Ne-
benangebote einzureichen sind. Die Zuschlags-
kriterien sind gemäß § 127 Absatz 4 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen so 
festzulegen, dass sie sowohl auf Hauptangebote 
als auch auf Nebenangebote anwendbar sind. 
Nebenangebote können auch zugelassen oder 
vorgeschrieben werden, wenn der Preis oder die 
Kosten das alleinige Zuschlagskriterium sind. 
 
(3) Der öffentliche Auftraggeber berücksichtigt 
nur Nebenangebote, die die Mindestanforderun-
gen erfüllen. Ein Nebenangebot darf nicht des-
halb ausgeschlossen werden, weil es im Falle 
des Zuschlags zu einem Dienstleistungsauftrag 
anstelle eines Lieferauftrags oder zu einem Lie-
ferauftrag anstelle eines Dienstleistungsauftrags 
führen würde. 
 

 

  



 

§ 36 VgV Unteraufträge 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Unterneh-
men in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen auffordern, bei Angebotsab-
gabe die Teile des Auftrags, die sie im Wege der 
Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben be-
absichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorgese-
henen Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der öffentliche Auftrag-
geber von den Bietern, deren Angebote in die 
engere Wahl kommen, verlangen, die Unterauf-
tragnehmer zu benennen und nachzuweisen, 
dass ihnen die erforderlichen Mittel dieser Unter-
auftragnehmer zur Verfügung stehen. Wenn ein 
Bewerber oder Bieter die Vergabe eines Teils 
des Auftrags an einen Dritten im Wege der Un-
terauftragsvergabe beabsichtigt und sich zu-
gleich im Hinblick auf seine Leistungsfähigkeit 
gemäß den §§ 45 und 46 auf die Kapazitäten 
dieses Dritten beruft, ist auch § 47 anzuwenden. 
 
(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers ge-
genüber dem öffentlichen Auftraggeber bleibt 
von Absatz 1 unberührt. 
 
(3) Bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträ-
gen, die in einer Einrichtung des öffentlichen 
Auftraggebers unter dessen direkter Aufsicht zu 
erbringen sind, schreibt der öffentliche Auftrag-
geber in den Vertragsbedingungen vor, dass der 
Auftragnehmer spätestens bei Beginn der Auf-
tragsausführung die Namen, die Kontaktdaten 
und die gesetzlichen Vertreter seiner Unterauf-
tragnehmer mitteilt und dass jede im Rahmen 
der Auftragsausführung eintretende Änderung 
auf der Ebene der Unterauftragnehmer mitzutei-
len ist. Der öffentliche Auftraggeber kann die 
Mitteilungspflichten nach Satz 1 auch als Ver-
tragsbedingungen bei der Vergabe anderer 
Dienstleistungsaufträge oder bei der Vergabe 
von Lieferaufträgen vorsehen. Des Weiteren 
können die Mitteilungspflichten auch auf Liefe-
ranten, die an Dienstleistungsaufträgen beteiligt 
sind, sowie auf weitere Stufen in der Kette der 
Unterauftragnehmer ausgeweitet werden. 
 
(4) Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 
128 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen. 
 
(5) Der öffentliche Auftraggeber überprüft vor 
der Erteilung des Zuschlags, ob Gründe für den 
Ausschluss des Unterauftragnehmers vorliegen. 
Bei Vorliegen zwingender Ausschlussgründe 
verlangt der öffentliche Auftraggeber die Erset-
zung des Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen 
fakultativer Ausschlussgründe kann der öffentli-
che Auftraggeber verlangen, dass dieser ersetzt 
wird. Der öffentliche Auftraggeber kann dem Be-
werber oder Bieter dafür eine Frist setzen. 
 

 



 

Abschnitt 2 
Vergabeverfahren 
 
Unterabschnitt 4  
Veröffentlichungen, Transparenz 
 

 

§ 37 VgV Auftragsbekanntmachung, Be-
schafferprofil 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber teilt seine Ab-
sicht, einen öffentlichen Auftrag zu vergeben o-
der eine Rahmenvereinbarung abzuschließen, in 
einer Auftragsbekanntmachung mit. § 17 Absatz 
5 und § 38 Absatz 4 bleiben unberührt. 
 
(2) Die Auftragsbekanntmachung wird nach dem 
Muster gemäß Anhang II der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2015/1986 erstellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der öffentliche Auftraggeber benennt in der 
Auftragsbekanntmachung die Vergabekammer, 
an die sich die Unternehmen zur Nachprüfung 
geltend gemachter Vergabeverstöße wenden 
können. 
 
(4) Der öffentliche Auftraggeber kann im Internet 
zusätzlich ein Beschafferprofil einrichten. Es ent-
hält die Veröffentlichung von Vorinformationen, 
Angaben über geplante oder laufende Vergabe-
verfahren, über vergebene Aufträge oder aufge-
hobene Vergabeverfahren sowie alle sonstigen 
für die Auftragsvergabe relevanten Informatio-
nen wie zum Beispiel Kontaktstelle, Anschrift, E-
Mail-Adresse, Telefon- und Telefaxnummer des 
öffentlichen Auftraggebers. 
 

§ 14 VgV und § 9 VOF Bekanntmachungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 9 (1) VOF Die Bekanntmachung einer beab-
sichtigten Auftragsvergabe wird nach dem in An-
hang n der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 ent-
haltenen Muster erstellt. 
 
§ 9 (2) VOF Auftraggeber, die einen Wettbewerb 
nach Kapitel 2 durchführen wollen, teilen ihre 
Absicht durch Bekanntmachung nach dem in 
Anhang XII der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 
enthaltenen Muster mit. Die Bekanntmachung ist 
dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften unverzüglich mit-
zuteilen.  
 
§ 14 (1) VgV Die Auftraggeber geben in der Be-
kanntmachung und den Vergabeunterlagen die 
Anschrift der Vergabekammer an, der die Nach-
prüfung obliegt. 
 
§ 9 (5) VOF Die Auftraggeber können im Inter-
net ein Beschafferprofil einrichten. Es enthält 
Angaben über geplante und laufende Vergabe-
verfahren, über vergebene Aufträge sowie alle 
sonstigen für die Auftragsvergabe relevanten In-
formationen wie zum Beispiel Kontaktstelle, Te-
lefon- und Telefaxnummer, Anschrift, E-Mail-Ad-
resse des Auftraggebers. 
 

§ 38 VgV Vorinformation 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann die Ab-
sicht einer geplanten Auftragsvergabe mittels 
Veröffentlichung einer Vorinformation nach dem 
Muster gemäß Anhang I der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2015/1986 bekanntgeben. 
 
(2) Die Vorinformation kann an das Amt für Ver-
öffentlichungen der Europäischen Union ver-
sandt oder im Beschafferprofil veröffentlicht wer-
den. Veröffentlicht der öffentliche Auftraggeber 
eine Vorinformation im Beschafferprofil, übermit-
telt er die Mitteilung dieser Veröffentlichung dem 
Amt für Veröffentlichungen der Europäischen 

 
 
 
 



 

Union nach dem Muster gemäß Anhang VIII der 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986. 
 
(3) Hat der öffentliche Auftraggeber eine Vorin-
formation gemäß Absatz 1 veröffentlicht, kann 
die Mindestfrist für den Eingang von Angeboten 
im offenen Verfahren auf 15 Tage und im nicht 
offenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren 
auf zehn Tage verkürzt werden, sofern 
1. die Vorinformation alle nach Anhang I der 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 ge-
forderten Informationen enthält, soweit diese 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Vorinfor-
mation vorlagen, und 
2. die Vorinformation wenigstens 35 Tage und 
nicht mehr als 12 Monate vor dem Tag der Ab-
sendung der Auftragsbekanntmachung zur Ver-
öffentlichung an das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union übermittelt wurde. 
 
(4) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden 
kann der öffentliche Auftraggeber im nicht offe-
nen Verfahren oder im Verhandlungsverfahren 
auf eine Auftragsbekanntmachung nach § 37 
Absatz 1 verzichten, sofern die Vorinformation 
1. die Liefer- oder Dienstleistungen benennt, die 
Gegenstand des zu vergebenden Auftrages sein 
werden, 
2. den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag im 
nicht offenen Verfahren oder Verhandlungsver-
fahren ohne gesonderte Auftragsbekanntma-
chung vergeben wird, 
3. die interessierten Unternehmen auffordert, ihr 
Interesse mitzuteilen (Interessensbekundung), 
4. alle nach Anhang I der Durchführungsverord-
nung (EU) 2015/1986 geforderten Informationen 
enthält und 
5. wenigstens 35 Tage und nicht mehr als zwölf 
Monate vor dem Zeitpunkt der Absendung der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung veröf-
fentlicht wird.  
Ungeachtet der Verpflichtung zur Veröffentli-
chung der Vorinformation können solche Vorin-
formationen zusätzlich in einem Beschafferprofil 
veröffentlicht werden. 
 
(5) Der öffentliche Auftraggeber fordert alle Un-
ternehmen, die auf die Veröffentlichung einer 
Vorinformation nach Absatz 4 hin eine Interes-
sensbekundung übermittelt haben, zur Bestäti-
gung ihres Interesses an einer weiteren Teil-
nahme auf (Aufforderung zur Interessensbestäti-
gung). Mit der Aufforderung zur Interessensbe-
stätigung wird der Teilnahmewettbewerb nach § 
16 Absatz 1 und § 17 Absatz 1 eingeleitet. Die 
Frist für den Eingang der Interessensbestäti-
gung beträgt 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Aufforderung zur Inte-
ressensbestätigung. 
 
(6) Der von der Vorinformation abgedeckte Zeit-
raum beträgt höchstens zwölf Monate ab dem 



 

Datum der Übermittlung der Vorinformation an 
das Amt für Veröffentlichung der Europäischen 
Union. 
 
§ 39 VgV Vergabebekanntmachung; Bekannt-
machung über Auftragsänderungen 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber übermittelt spä-
testens 30 Tage nach der Vergabe eines öffent-
lichen Auftrags oder nach dem Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung eine Vergabebekanntma-
chung mit den Ergebnissen des Vergabeverfah-
rens an das Amt für Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Union. 
 
(2) Die Vergabebekanntmachung wird nach dem 
Muster gemäß Anhang III der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2015/1986 erstellt. 
 
(3) Ist das Vergabeverfahren durch eine Vorin-
formation in Gang gesetzt worden und hat der 
öffentliche Auftraggeber beschlossen, keine wei-
tere Auftragsvergabe während des Zeitraums 
vorzunehmen, der von der Vorinformation abge-
deckt ist, muss die Vergabebekanntmachung ei-
nen entsprechenden Hinweis enthalten. 
 
(4) Die Vergabebekanntmachung umfasst die 
abgeschlossenen Rahmenvereinbarungen, aber 
nicht die auf ihrer Grundlage vergebenen Einzel-
aufträge. Bei Aufträgen, die im Rahmen eines 
dynamischen Beschaffungssystems vergeben 
werden, umfasst die Vergabebekanntmachung 
eine vierteljährliche Zusammenstellung der Ein-
zelaufträge, die Zusammenstellung muss spä-
testens 30 Tage nach Quartalsende versendet 
werden. 
 
(5) Auftragsänderungen gemäß § 132 Absatz 2 
Nummer 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen sind gemäß § 132 Ab-
satz 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen unter Verwendung des Musters 
gemäß Anhang XVII der Durchführungsverord-
nung (EU) 2015/1986 bekannt zu machen. 
 
(6) Der öffentliche Auftraggeber ist nicht ver-
pflichtet, einzelne Angaben zu veröffentlichen, 
wenn deren Veröffentlichung 
1. den Gesetzesvollzug behindern, 
2. dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen, 
3. den berechtigten geschäftlichen Interessen ei-
nes Unternehmens schaden oder 
4. den lauteren Wettbewerb zwischen Unterneh-
men beeinträchtigen  
würde. 
 

 
 

  



 

§ 40 VgV Veröffentlichung von Bekanntma-
chungen 
 
(1) Auftragsbekanntmachungen, Vorinformatio-
nen, Vergabebekanntmachungen und Bekannt-
machungen über Auftragsänderungen (Bekannt-
machungen) sind dem Amt für Veröffentlichun-
gen der Europäischen Union mit elektronischen 
Mitteln zu übermitteln. Der öffentliche Auftragge-
ber muss den Tag der Absendung nachweisen 
können. 
 
 
 
 
 
(2) Bekanntmachungen werden durch das Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
veröffentlicht. Als Nachweis der Veröffentlichung 
dient die Bestätigung der Veröffentlichung der 
übermittelten Informationen, die der öffentliche 
Auftraggeber vom Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union erhält. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Bekanntmachungen dürfen auf nationaler 
Ebene erst nach der Veröffentlichung durch das 
Amt für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union oder 48 Stunden nach der Bestätigung 
über den Eingang der Bekanntmachung durch 
das Amt für Veröffentlichungen der Europäi-
schen Union veröffentlicht werden. Die Veröf-
fentlichung darf nur Angaben enthalten, die in 
den an das Amt für Veröffentlichung der Europä-
ischen Union übermittelten Bekanntmachungen 
enthalten sind oder in einem Beschafferprofil 
veröffentlicht wurden. In der nationalen Bekannt-
machung ist der Tag der Übermittlung an das 
Amt für Veröffentlichung der Europäischen 
Union oder der Tag der Veröffentlichung im Be-
schafferprofil anzugeben. 
 
(4) Der öffentliche Auftraggeber kann auch Auf-
tragsbekanntmachungen über öffentliche Liefer- 
oder Dienstleistungsaufträge, die nicht der Be-
kanntmachungspflicht unterliegen, an das Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
übermitteln. 
 

§ 9 VOF Bekanntmachungen 
 
 
(3) Die Bekanntmachung ist auf elektronischem³ 
oder anderem Wege unverzüglich dem Amt für 
amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften zu übermitteln. Soweit keine 
elektronische Übermittlung der Bekanntma-
chung erfolgt, darf der Inhalt der Bekanntma-
chung nicht mehr als 650 Wörter umfassen. In 
Fällen besonderer Dringlichkeit muss die Be-
kanntmachung per Telefax oder auf elektroni-
schem Weg übermittelt werden. Der Auftragge-
ber muss den Tag der Absendung nachweisen 
können. 
 
(4) Elektronisch erstellte und übersandte Be-
kanntmachungen werden spätestens fünf Tage 
nach ihrer Absendung an das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen veröffentlicht. Nicht elektro-
nisch erstellte und übermittelte Bekanntmachun-
gen werden spätestens zwölf Tage nach der Ab-
sendung veröffentlicht. Die Bekanntmachungen 
werden unentgeltlich und ungekürzt im Supple-
ment zum Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in der jeweiligen Originalsprache und 
eine Zusammenfassung der wichtigsten Be-
standteile davon in den anderen Amtssprachen 
der Gemeinschaft veröffentlicht.  
 
In den Amtsblättern oder der Presse des Landes 
des Auftraggebers darf die Bekanntmachung 
nicht vor dem Tag der Absendung an das Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht werden; 
bei der Veröffentlichung ist dieser Zeitpunkt an-
zugeben. Die Veröffentlichung darf nur die im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften o-
der die in einem Beschafferprofil nach Absatz 5 
veröffentlichten Angaben enthalten. 

§ 41 VgV Bereitstellung der Vergabeunterla-
gen 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung eine elektronische 
Adresse an, unter der die Vergabeunterlagen 

 



 

unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und 
direkt abgerufen werden können. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann die Verga-
beunterlagen auf einem anderen geeigneten 
Weg übermitteln, wenn die erforderlichen elekt-
ronischen Mittel zum Abruf der Vergabeunterla-
gen 
1. aufgrund der besonderen Art der Auftrags-
vergabe nicht mit allgemein verfügbaren oder 
verbreiteten Geräten und Programmen der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie kom-
patibel sind, 
2. Dateiformate zur Beschreibung der Angebote 
verwenden, die nicht mit allgemein verfügbaren 
oder verbreiteten Programmen verarbeitet wer-
den können oder die durch andere als kosten-
lose und allgemein verfügbare Lizenzen ge-
schützt sind, oder 
3. die Verwendung von Bürogeräten vorausset-
zen, die dem öffentlichen Auftraggeber nicht all-
gemein zur Verfügung stehen.  
Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf 
Tage verlängert, sofern nicht ein Fall hinrei-
chend begründeter Dringlichkeit gemäß § 15 Ab-
satz 3, § 16 Absatz 7 oder § 17 Absatz 8 vor-
liegt. 
 
(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung an, welche Maßnah-
men er zum Schutz der Vertraulichkeit von Infor-
mationen anwendet und wie auf die Vergabeun-
terlagen zugegriffen werden kann. Die Ange-
botsfrist wird in diesen Fällen um fünf Tage ver-
längert, es sei denn, die Maßnahme zum Schutz 
der Vertraulichkeit besteht ausschließlich in der 
Abgabe einer Verschwiegenheitserklärung oder 
es liegt ein Fall hinreichend begründeter Dring-
lichkeit gemäß § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 o-
der § 17 Absatz 8 vor. 
 
Abschnitt 2 
Vergabeverfahren 
 
Unterabschnitt 5  
Anforderungen an Unternehmen; Eignung 
 

 

§ 42 VgV Auswahl der geeigneten Unterneh-
men; Ausschluss von Bewerbern und Bie-
tern 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber überprüft die 
Eignung der Bewerber oder Bieter anhand der 
nach § 122 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen festgelegten Eignungskriterien 
und das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
nach den §§ 123 und 124 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sowie gegebe-
nenfalls Maßnahmen des Bewerbers oder Bie-

§ 10 VOF Auswahl der Bewerber 
 
 
 
(1) Die Auftraggeber wählen unter den Bewer-
bern, die nicht ausgeschlossen wurden und die 
die Eignungskriterien (Fachkunde, Zuverlässig-
keit und Leistungsfähigkeit) erfüllen, diejenigen 
aus, die sie zu Verhandlungen auffordern. 
 
 



 

ters zur Selbstreinigung nach § 125 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und 
schließt gegebenenfalls Bewerber oder Bieter 
vom Vergabeverfahren aus. 
 
(2) Im nicht offenen Verfahren, im Verhand-
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, im 
wettbewerblichen Dialog und in der Innovations-
partnerschaft fordert der öffentliche Auftragge-
ber nur solche Bewerber zur Abgabe eines An-
gebotes auf, die ihre Eignung nachgewiesen ha-
ben und nicht ausgeschlossen worden sind. § 
51 bleibt unberührt. 
 
(3) Bei offenen Verfahren (...). 
 
§ 43 VgV Rechtsform von Unternehmen und 
Bietergemeinschaften 
 
(1) Bewerber oder Bieter, die gemäß den 
Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie nie-
dergelassen sind, zur Erbringung der betreffen-
den Leistung berechtigt sind, dürfen nicht allein 
deshalb zurückgewiesen werden, weil sie ge-
mäß den deutschen Rechtsvorschriften eine na-
türliche oder juristische Person sein müssten. 
Juristische Personen können jedoch bei Dienst-
leistungsaufträgen sowie bei Lieferaufträgen, die 
zusätzlich Dienstleistungen umfassen, verpflich-
tet werden, in ihrem Antrag auf Teilnahme oder 
in ihrem Angebot die Namen und die berufliche 
Befähigung der Personen anzugeben, die für die 
Erbringung der Leistung als verantwortlich vor-
gesehen sind. 
 
(2) Bewerber- und Bietergemeinschaften sind 
wie Einzelbewerber und -bieter zu behandeln. 
Der öffentliche Auftraggeber darf nicht verlan-
gen, dass Gruppen von Unternehmen eine be-
stimmte Rechtsform haben müssen, um einen 
Antrag auf Teilnahme zu stellen oder ein Ange-
bot abzugeben. Sofern erforderlich kann der öf-
fentliche Auftraggeber in den Vergabeunterlagen 
Bedingungen festlegen, wie Gruppen von Unter-
nehmen die Eignungskriterien zu erfüllen und 
den Auftrag auszuführen haben; solche Bedin-
gungen müssen durch sachliche Gründe ge-
rechtfertigt und angemessen sein. 
 
(3) Unbeschadet des Absatzes 2 kann der öf-
fentliche Auftraggeber verlangen, dass eine Bie-
tergemeinschaft nach Zuschlagserteilung eine 
bestimmte Rechtsform annimmt, soweit dies für 
die ordnungsgemäße Durchführung des Auf-
trags erforderlich ist. 
 

§ 4 VOF Teilnehmer am Vergabeverfahren 
 
 
(1) Bewerber oder Bieter können einzelne oder 
mehrere natürliche oder juristische Personen 
sein, die Leistungen nach § 1 Absatz 1 ausfüh-
ren. Sind Bewerber gemäß der Rechtsvorschrif-
ten des Staates, in dem sie ansässig sind (Her-
kunftsland), zur Erbringung der betreffenden 
Leistung berechtigt, dürfen sie nicht allein des-
halb zurückgewiesen werden, weil sie gemäß 
den einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften 
entweder eine natürliche oder juristische Person 
sein müssten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Soll der Auftrag an mehrere Bieter gemein-
sam vergeben werden, kann der Auftraggeber 
verlangen, dass diese im Falle der Auftragsertei-
lung eine bestimmte Rechtsform annehmen, so-
fern dies für die ordnungsgemäße Durchführung 
des Auftrages notwendig ist und berufsrechtliche 
Vorschriften dem nicht entgegenstehen. 
 

  



 

§ 44 VgV Befähigung und Erlaubnis zur Be-
rufsausübung 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann verlangen, 
dass Bewerber oder Bieter je nach den Rechts-
vorschriften des Staates, in dem sie niederge-
lassen sind, entweder die Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister dieses Staates 
nachweisen oder auf andere Weise die erlaubte 
Berufsausübung nachweisen. Für die Mitglied-
staaten der Europäischen Union sind die jeweili-
gen Berufs- oder Handelsregister und die Be-
scheinigungen oder Erklärungen über die Be-
rufsausübung in Anhang XI der Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 über die öf-
fentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 65) aufgeführt. 
 
(2) Bei der Vergabe öffentlicher Dienstleistungs-
aufträge kann der öffentliche Auftraggeber dann, 
wenn Bewerber oder Bieter eine bestimmte Be-
rechtigung besitzen oder Mitglied einer bestimm-
ten Organisation sein müssen, um die betref-
fende Dienstleistung in ihrem Herkunftsstaat er-
bringen zu können, von den Bewerbern oder 
Bietern verlangen, ihre Berechtigung oder Mit-
gliedschaft nachzuweisen. 
 

§ 4 VOF Teilnehmer am Vergabeverfahren 
 
 
(1) Bewerber oder Bieter können einzelne oder 
mehrere natürliche oder juristische Personen 
sein, die Leistungen nach § 1 Absatz 1 ausfüh-
ren. Sind Bewerber gemäß der Rechtsvorschrif-
ten des Staates, in dem sie ansässig sind (Her-
kunftsland), zur Erbringung der betreffenden 
Leistung berechtigt, dürfen sie nicht allein des-
halb zurückgewiesen werden, weil sie gemäß 
den einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften 
entweder eine natürliche oder juristische Person 
sein müssten. 

§ 45 VgV Wirtschaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Hinblick 
auf die wirtschaftliche und finanzielle Leistungs-
fähigkeit der Bewerber oder Bieter Anforderun-
gen stellen, die sicherstellen, dass die Bewerber 
oder Bieter über die erforderlichen wirtschaftli-
chen und finanziellen Kapazitäten für die Aus-
führung des Auftrags verfügen. Zu diesem 
Zweck kann er insbesondere Folgendes verlan-
gen: 
1. einen bestimmten Mindestjahresumsatz, ein-
schließlich eines bestimmten Mindestjahresum-
satzes in dem Tätigkeitsbereich des Auftrags, 
2. Informationen über die Bilanzen der Bewerber 
oder Bieter; dabei kann das in den Bilanzen an-
gegebene Verhältnis zwischen Vermögen und 
Verbindlichkeiten dann berücksichtigt werden, 
wenn der öffentliche Auftraggeber transparente, 
objektive und nichtdiskriminierende Methoden 
und Kriterien für die Berücksichtigung anwendet 
und die Methoden und Kriterien in den Vergabe-
unterlagen angibt, oder 
3. eine Berufs- oder Betriebshaftpflichtversiche-
rung in bestimmter geeigneter Höhe. 
 
(2) Sofern ein Mindestjahresumsatz verlangt 
wird, darf dieser das Zweifache des geschätzten 
Auftragswerts nur überschreiten, wenn aufgrund 

§ 5 VOF Nachweis der Eignung 
 
 
(1) Zum Nachweis der Fachkunde, Leistungsfä-
higkeit und Zuverlässigkeit (Eignung) dürfen nur 
Unterlagen und Angaben gefordert werden, die 
durch den Gegenstand des Auftrages gerecht-
fertigt sind. Dabei hat der Auftraggeber die be-
rechtigten Interessen der Bewerber oder Bieter 
am Schutz ihrer technischen, fachlichen oder 
handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu be-
rücksichtigen; die Verpflichtung zur beruflichen 
Verschwiegenheit bleibt unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

der Art des Auftragsgegenstands spezielle Risi-
ken bestehen. Der öffentliche Auftraggeber hat 
eine solche Anforderung in den Vergabeunterla-
gen oder im Vergabevermerk hinreichend zu be-
gründen. 
 
(3) Ist ein öffentlicher Auftrag in Lose unterteilt, 
finden die Absätze 1 und 2 auf jedes einzelne 
Los Anwendung. Der öffentliche Auftraggeber 
kann jedoch für den Fall, dass der erfolgreiche 
Bieter den Zuschlag für mehrere gleichzeitig 
auszuführende Lose erhält, einen Mindestjah-
resumsatz verlangen, der sich auf diese Gruppe 
von Losen bezieht. 
 
(4) Als Beleg der erforderlichen wirtschaftlichen 
und finanziellen Leistungsfähigkeit des Bewer-
bers oder Bieters kann der öffentliche Auftragge-
ber in der Regel die Vorlage einer oder mehrerer 
der folgenden Unterlagen verlangen: 
1. entsprechende Bankerklärungen, 
2. Nachweis einer entsprechenden Berufs- oder 
Betriebshaftpflichtversicherung, 
3. Jahresabschlüsse oder Auszüge von Jahres-
abschlüssen, falls deren Veröffentlichung in dem 
Land, in dem der Bewerber oder Bieter nieder-
gelassen ist, gesetzlich vorgeschrieben ist, 
4. eine Erklärung über den Gesamtumsatz und 
gegebenenfalls den Umsatz in dem Tätigkeits-
bereich des Auftrags; eine solche Erklärung 
kann höchstens für die letzten drei Geschäfts-
jahre verlangt werden und nur, sofern entspre-
chende Angaben verfügbar sind. 
 
(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem 
berechtigten Grund die geforderten Unterlagen 
nicht beibringen, so kann er seine wirtschaftliche 
und finanzielle Leistungsfähigkeit durch Vorlage 
anderer, vom öffentlichen Auftraggeber als ge-
eignet angesehener Unterlagen belegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Der Nachweis der finanziellen und wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit des Bewerbers kann in 
der Regel durch einen oder mehrere der nach-
stehenden Nachweise erbracht werden: 
a) entsprechende Bankerklärung oder den 
Nachweis entsprechender Berufshaftpflichtversi-
cherungsdeckung, 
b) Vorlage von Bilanzen oder Bilanzauszügen, 
falls deren Veröffentlichung nach dem Gesell-
schaftsrecht des Mitgliedsstaates, in dem der 
Bewerber ansässig ist, vorgeschrieben ist, 
c) Erklärung über den Gesamtumsatz des Be-
werbers und seinen Umsatz für entsprechende 
Dienstleistungen in den letzten drei Geschäfts-
jahren. 
 
 
 
 
Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem be-
rechtigten Grund die vom Auftraggeber gefor-
derten Nachweise nicht beibringen, so kann er 
den Nachweis seiner finanziellen und wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit durch Vorlage jedes 
anderen, vom Auftraggeber für geeignet erach-
teten Belegs erbringen. 
 

§ 46 VgV Technische und berufliche Leis-
tungsfähigkeit 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Hinblick 
auf die technische und berufliche Leistungsfä-
higkeit der Bewerber oder Bieter Anforderungen 
stellen, die sicherstellen, dass die Bewerber o-
der Bieter über die erforderlichen personellen 
und technischen Mittel sowie ausreichende Er-
fahrungen verfügen, um den Auftrag in ange-
messener Qualität ausführen zu können. Bei 
Lieferaufträgen, für die Verlege- oder Installati-
onsarbeiten erforderlich sind, sowie bei Dienst-
leistungsaufträgen darf die berufliche Leistungs-
fähigkeit der Unternehmen auch anhand ihrer 
Fachkunde, Effizienz, Erfahrung und Verläss-
lichkeit beurteilt werden. 
 

§ 5 VOF Nachweis der Eignung 
 
 
(1) Zum Nachweis der Fachkunde, Leistungsfä-
higkeit und Zuverlässigkeit (Eignung) dürfen nur 
Unterlagen und Angaben gefordert werden, die 
durch den Gegenstand des Auftrages gerecht-
fertigt sind. Dabei hat der Auftraggeber die be-
rechtigten Interessen der Bewerber oder Bieter 
am Schutz ihrer technischen, fachlichen oder 
handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu be-
rücksichtigen; die Verpflichtung zur beruflichen 
Verschwiegenheit bleibt unberührt. 
 
 
 
 
 
 



 

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann die berufli-
che Leistungsfähigkeit eines Bewerbers oder 
Bieters verneinen, wenn er festgestellt hat, dass 
dieser Interessen hat, die mit der Ausführung 
des öffentlichen Auftrags im Widerspruch stehen 
und sie nachteilig beeinflussen könnten. 
 
(3) Als Beleg der erforderlichen technischen und 
beruflichen Leistungsfähigkeit des Bewerbers o-
der Bieters kann der öffentliche Auftraggeber je 
nach Art, Verwendungszweck und Menge oder 
Umfang der zu erbringenden Liefer- oder Dienst-
leistungen ausschließlich die Vorlage von einer 
oder mehrerer der folgenden Unterlagen verlan-
gen: 
1. geeignete Referenzen über früher ausge-
führte Liefer- und Dienstleistungsaufträge in 
Form einer Liste der in den letzten höchstens 
drei Jahren erbrachten wesentlichen Liefer- oder 
Dienstleistungen, mit Angabe des Werts, des 
Liefer- beziehungsweise Erbringungszeitpunkts 
sowie des öffentlichen oder privaten Empfän-
gers; soweit erforderlich, um einen ausreichen-
den Wettbewerb sicherzustellen, kann der öf-
fentliche Auftraggeber darauf hinweisen, dass er 
auch einschlägige Liefer- oder Dienstleistungen 
berücksichtigen wird, die mehr als drei Jahre zu-
rückliegen, 
2. Angabe der technischen Fachkräfte oder der 
technischen Stellen, die im Zusammenhang mit 
der Leistungserbringung eingesetzt werden sol-
len, unabhängig davon, ob diese dem Unterneh-
men angehören oder nicht, und zwar insbeson-
dere derjenigen, die mit der Qualitätskontrolle 
beauftragt sind,  
3. Beschreibung der technischen Ausrüstung, 
der Maßnahmen zur Qualitätssicherung und der 
Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten 
des Unternehmens, 
 
4. Angabe des Lieferkettenmanagement- und -
überwachungssystems, das dem Unternehmen 
zur Vertragserfüllung zur Verfügung steht, 
 
 
5. bei komplexer Art der zu erbringenden Leis-
tung oder bei solchen Leistungen, die aus-
nahmsweise einem besonderen Zweck dienen 
sollen, eine Kontrolle, die vom öffentlichen Auf-
traggeber oder in dessen Namen von einer zu-
ständigen amtlichen Stelle im Niederlassungs-
staat des Unternehmens durchgeführt wird; 
diese Kontrolle betrifft die Produktionskapazität 
beziehungsweise die technische Leistungsfähig-
keit und erforderlichenfalls die Untersuchungs- 
und Forschungsmöglichkeiten des Unterneh-
mens sowie die von diesem für die Qualitätskon-
trolle getroffenen Vorkehrungen, 
6. Studien- und Ausbildungsnachweise sowie 
Bescheinigungen über die Erlaubnis zur Berufs-
ausübung für die Inhaberin, den Inhaber oder 
die Führungskräfte des Unternehmens, sofern 

 
 
 
 
 
 
(5) Der Nachweis der fachlichen Eignung kann 
folgendermaßen erbracht werden: 
a) soweit nicht bereits durch Nachweis der Be-
rufszulassung erbracht, durch Studiennachweise 
und Bescheinigungen über die berufliche Befähi-
gung des Bewerbers oder Bieters und/oder der 
Führungskräfte des Unternehmens, insbeson-
dere der für die Dienstleistungen verantwortli-
chen Person oder Personen, 
b) durch eine Liste der wesentlichen in den letz-
ten drei Jahren erbrachten Leistungen mit An-
gabe des Rechnungswertes, der Leistungszeit 
sowie der öffentlichen oder privaten Auftragge-
ber der Dienstleistungen, 
- bei Leistungen für öffentliche Auftraggeber 
durch eine von der zuständigen Behörde ausge-
stellte oder beglaubigte Bescheinigung, 
- bei Leistungen für private Auftraggeber durch 
eine vom Auftraggeber ausgestellte Bescheini-
gung; ist eine derartige Bescheinigung nicht er-
hältlich, so ist eine einfache Erklärung des Be-
werbers zulässig, 
c) durch Angabe über die technische Leitung, 
d) durch eine Erklärung, aus der das jährliche 
Mittel der vom Bewerber oder Bieter in den letz-
ten drei Jahren Beschäftigten und die Anzahl 
seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren 
ersichtlich ist, 
e) durch eine Erklärung, aus der hervorgeht, 
über welche Ausstattung, welche Geräte und 
welche technische Ausrüstung der Bewerber o-
der Bieter für die Dienstleistungen verfügen 
wird,  
f) durch eine Beschreibung der Maßnahmen des 
Bewerbers oder Bieters zur Gewährleistung der 
Qualität und seiner Untersuchungs- und For-
schungsmöglichkeiten (z.B. durch Fortbildungs-
zertifikate von Kammern und Verbänden), 
g) sind die zu erbringenden Leistungen komple-
xer Art oder sollten sie ausnahmsweise einem 
besonderen Zweck dienen, durch eine Kontrolle, 
die vom Auftraggeber oder in dessen Namen 
von einer anderen damit einverstandenen zu-
ständigen amtlichen Stelle aus dem Land durch-
geführt wird in dem der Bewerber oder Bieter 
ansässig ist; diese Kontrolle betrifft die Leis-
tungsfähigkeit und erforderlichenfalls die Unter-
suchungs- und Forschungsmöglichkeiten des 
Bewerbers sowie die zur Gewährleistung der 
Qualität getroffenen Vorkehrungen, 
 
 
 



 

diese Nachweise nicht als Zuschlagskriterium 
bewertet werden, 
7. Angabe der Umweltmanagementmaßnah-
men, die das Unternehmen während der Auf-
tragsausführung anwendet, 
8. Erklärung, aus der die durchschnittliche jährli-
che Beschäftigtenzahl des Unternehmens und 
die Zahl seiner Führungskräfte in den letzten 
drei Jahren ersichtlich ist, 
9. Erklärung, aus der ersichtlich ist, über welche 
Ausstattung, welche Geräte und welche techni-
sche Ausrüstung das Unternehmen für die Aus-
führung des Auftrags verfügt, 
10. Angabe, welche Teile des Auftrags das Un-
ternehmen unter Umständen als Unteraufträge 
zu vergeben beabsichtigt, 
11. bei Lieferleistungen: 
a) Muster, Beschreibungen oder Fotografien der 
zu liefernden Güter, wobei die Echtheit auf Ver-
langen des öffentlichen Auftraggebers nachzu-
weisen ist, oder 
b) Bescheinigungen, die von als zuständig aner-
kannten Instituten oder amtlichen Stellen für 
Qualitätskontrolle ausgestellt wurden, mit denen 
bestätigt wird, dass die durch entsprechende 
Bezugnahmen genau bezeichneten Güter be-
stimmten technischen Anforderungen oder Nor-
men entsprechen. 
 
§ 47 VgV Eignungsleihe 
 
(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für einen be-
stimmten öffentlichen Auftrag im Hinblick auf die 
erforderliche wirtschaftliche und finanzielle so-
wie die technische und berufliche Leistungsfä-
higkeit die Kapazitäten anderer Unternehmen in 
Anspruch nehmen, wenn er nachweist, dass ihm 
die für den Auftrag erforderlichen Mittel tatsäch-
lich zur Verfügung stehen werden, indem er bei-
spielsweise eine entsprechende Verpflichtungs-
erklärung dieser Unternehmen vorlegt. Diese 
Möglichkeit besteht unabhängig von der Rechts-
natur der zwischen dem Bewerber oder Bieter 
und den anderen Unternehmen bestehenden 
Verbindungen. Ein Bewerber oder Bieter kann 
jedoch im Hinblick auf Nachweise für die erfor-
derliche berufliche Leistungsfähigkeit wie Ausbil-
dungs- und Befähigungsnachweise nach § 46 
Absatz 3 Nummer 6 oder die einschlägige beruf-
liche Erfahrung die Kapazitäten anderer Unter-
nehmen nur dann in Anspruch nehmen, wenn 
diese die Leistung erbringen, für die diese Kapa-
zitäten benötigt werden. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber überprüft im 
Rahmen der Eignungsprüfung, ob die Unterneh-
men, deren Kapazitäten der Bewerber oder Bie-
ter für die Erfüllung bestimmter Eignungskrite-
rien in Anspruch nehmen will, die entsprechen-
den Eignungskriterien erfüllen und ob Aus-

§ 5 VOF Nachweis der Eignung 
 
(6) Ein Bewerber oder Bieter kann sich, auch als 
Mitglied einer Bietergemeinschaft, bei der Erfül-
lung eines Auftrags der Kapazitäten anderer Un-
ternehmen bedienen, ungeachtet des rechtli-
chen Charakters der zwischen ihm und diesen 
Unternehmen bestehenden Verbindungen. Er 
muss in diesem Fall vor Zuschlagserteilung dem 
Auftraggeber gegenüber nachweisen, dass ihm 
die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen, 
z.B. durch Vorlage einer entsprechenden Ver-
pflichtungserklärung dieser Unternehmen. 
 



 

schlussgründe vorliegen. Legt der Bewerber o-
der Bieter eine Einheitliche Europäische Eigen-
erklärung nach § 50 vor, so muss diese auch die 
Angaben enthalten, die für die Überprüfung 
nach Satz 1 erforderlich sind. Der öffentliche 
Auftraggeber schreibt vor, dass der Bewerber o-
der Bieter ein Unternehmen, das das entspre-
chende Eignungskriterium nicht erfüllt oder bei 
dem zwingende Ausschlussgründe nach § 123 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen vorliegen, ersetzen muss. Er kann vor-
schreiben, dass der Bewerber oder Bieter auch 
ein Unternehmen, bei dem fakultative Aus-
schlussgründe nach § 124 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vorliegen, erset-
zen muss. Der öffentliche Auftraggeber kann 
dem Bewerber oder Bieter dafür eine Frist set-
zen. 
 
(3) Nimmt ein Bewerber oder Bieter die Kapazi-
täten eines anderen Unternehmens im Hinblick 
auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzi-
elle Leistungsfähigkeit in Anspruch, so kann der 
öffentliche Auftraggeber eine gemeinsame Haf-
tung des Bewerbers oder Bieters und des ande-
ren Unternehmens für die Auftragsausführung 
entsprechend des Umfangs der Eignungsleihe 
verlangen. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Bewer-
ber- oder Bietergemeinschaften. 
 
(5) Der öffentliche Auftraggeber kann vorschrei-
ben, dass bestimmte kritische Aufgaben bei 
Dienstleistungsaufträgen oder kritische Verlege- 
oder Installationsarbeiten im Zusammenhang 
mit einem Lieferauftrag direkt vom Bieter selbst 
oder im Fall einer Bietergemeinschaft von einem 
Teilnehmer der Bietergemeinschaft ausgeführt 
werden müssen. 
 
§ 48 VgV Beleg der Eignung und des Nicht-
Vorliegens von Ausschlussgründen 
 
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung ist ne-
ben den Eignungskriterien ferner anzugeben, 
mit welchen Unterlagen (Eigenerklärungen, An-
gaben, Bescheinigungen und sonstige Nach-
weise) Bewerber oder Bieter ihre Eignung ge-
mäß den §§ 43 bis 47 und das Nichtvorliegen 
von Ausschlussgründen zu belegen haben. 
 
 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert grund-
sätzlich die Vorlage von Eigenerklärungen an. 
Wenn der öffentliche Auftraggeber Bescheini-
gungen und sonstige Nachweise anfordert, ver-
langt er in der Regel solche, die vom Online-Do-
kumentenarchiv e-Certis abgedeckt sind. 

§ 5 VOF Nachweis der Eignung 
 
 
(1) Zum Nachweis der Fachkunde, Leistungsfä-
higkeit und Zuverlässigkeit (Eignung) dürfen nur 
Unterlagen und Angaben gefordert werden, die 
durch den Gegenstand des Auftrages gerecht-
fertigt sind. Dabei hat der Auftraggeber die be-
rechtigten Interessen der Bewerber oder Bieter 
am Schutz ihrer technischen, fachlichen oder 
handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu be-
rücksichtigen; die Verpflichtung zur beruflichen 
Verschwiegenheit bleibt unberührt. 
 
(2) Grundsätzlich sind als Nachweise nach Ab-
satz 4 Buchstabe c und Absatz 5 Buchstabe b 
bis f und h sowie nach § 4 Absatz 9 Eigenerklä-
rungen zu verlangen. Die Forderung von dar-
über hinausgehenden Unterlagen und Angaben 



 

 
 
(3) Als vorläufigen Beleg der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen akzep-
tiert der öffentliche Auftraggeber die Vorlage ei-
ner Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung 
nach § 50. 
 
(4) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 
123 Absatz 1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen genannten Ausschluss-
gründe auf den Bewerber oder Bieter nicht zu-
treffen, erkennt der öffentliche Auftraggeber ei-
nen Auszug aus einem einschlägigen Register, 
insbesondere ein Führungszeugnis aus dem 
Bundeszentralregister oder, in Ermangelung ei-
nes solchen, eine gleichwertige Bescheinigung 
einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungs-
behörde des Herkunftslandes oder des Nieder-
lassungsstaates des Bewerbers oder Bieters an. 
 
(5) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 
123 Absatz 4 und in § 124 Absatz 1 Nummer 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen genannten Ausschlussgründe auf den Be-
werber oder Bieter nicht zutreffen, erkennt der 
öffentliche Auftraggeber eine von der zuständi-
gen Behörde des Herkunftslandes oder des Nie-
derlassungsstaates des Bewerbers oder Bieters 
ausgestellte Bescheinigung an. 
 
(6) Werden Urkunden oder Bescheinigungen 
nach den Absätzen 4 und 5 von dem Herkunfts-
land oder dem Niederlassungsstaat des Bewer-
bers oder Bieters nicht ausgestellt oder werden 
darin nicht alle Ausschlussgründe nach § 123 
Absatz 1 bis 4 sowie § 124 Absatz 1 Nummer 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen erwähnt, so können sie durch eine Versi-
cherung an Eides statt ersetzt werden. In den 
Staaten, in denen es keine Versicherung an Ei-
des statt gibt, darf die Versicherung an Eides 
statt durch eine förmliche Erklärung ersetzt wer-
den, die ein Vertreter des betreffenden Unter-
nehmens vor einer zuständigen Gerichts- oder 
Verwaltungsbehörde, einem Notar oder einer 
dazu bevollmächtigten Berufs- oder Handelsor-
ganisation des Herkunftslandes oder des Nie-
derlassungsstaates des Bewerbers oder Bieters 
abgibt. 
 
(7) Der öffentliche Auftraggeber kann Bewerber 
oder Bieter auffordern, die erhaltenen Unterla-
gen zu erläutern. 
 
 
 
(8) Sofern der Bewerber oder Bieter in einem 
amtlichen Verzeichnis eingetragen ist oder über 
eine Zertifizierung verfügt, die jeweils den Anfor-
derungen des Artikel 64 der Richtlinie 

haben die Auftraggeber in der Dokumentation zu 
begründen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Fehlende Erklärungen und Nachweise, die 
bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist nicht vorge-
legt wurden, können auf Anforderung der Auf-
traggeber bis zum Ablauf einer zu bestimmen-
den Nachfrist nachgereicht werden. 
 
(9) Bei der Prüfung der Eignung erkennen die 
Auftraggeber als Nachweis auch Bescheinigun-
gen der zuständigen Berufskammer an. 
 



 

2014/24/EU entsprechen, werden die im amtli-
chen Verzeichnis oder dem Zertifizierungssys-
tem niedergelegten Unterlagen und Angaben 
vom öffentlichen Auftraggeber nur in begründe-
ten Fällen in Zweifel gezogen (Eignungsvermu-
tung). Ein den Anforderungen des Artikels 64 
der Richtlinie 2014/24/EU entsprechendes amtli-
ches Verzeichnis kann auch durch Industrie- 
und Handelskammern eingerichtet werden. Die 
Industrie- und Handelskammern bedienen sich 
bei der Führung des amtlichen Verzeichnisses 
einer gemeinsamen verzeichnisführenden 
Stelle. Der öffentliche Auftraggeber kann mit 
Blick auf die Entrichtung von Steuern, Abgaben 
oder Sozialversicherungsbeiträgen die geson-
derte Vorlage einer entsprechenden Bescheini-
gung verlangen. 
 
§ 49 VgV Beleg der Einhaltung von Normen 
der Qualitätssicherung und des Umweltma-
nagements 
 
(1) Verlangt der öffentliche Auftraggeber als Be-
leg dafür, dass Bewerber oder Bieter bestimmte 
Normen der Qualitätssicherung erfüllen, die Vor-
lage von Bescheinigungen unabhängiger Stel-
len, so bezieht sich der öffentliche Auftraggeber 
auf Qualitätssicherungssysteme, die 
1. den einschlägigen europäischen Normen ge-
nügen und 
2. von akkreditierten Stellen zertifiziert sind.  
Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch 
gleichwertige Bescheinigungen von akkreditier-
ten Stellen aus anderen Staaten an. Konnte ein 
Bewerber oder Bieter aus Gründen, die er nicht 
zu vertreten hat, die betreffenden Bescheinigun-
gen nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
einholen, so muss der öffentliche Auftraggeber 
auch andere Unterlagen über gleichwertige 
Qualitätssicherungssysteme anerkennen, sofern 
der Bewerber oder Bieter nachweist, dass die 
vorgeschlagenen Qualitätssicherungsmaßnah-
men den geforderten Qualitätssicherungsnor-
men entsprechen. 
 
(2) Verlangt der öffentliche Auftraggeber als Be-
leg dafür, dass Bewerber oder Bieter bestimmte 
Systeme oder Normen des Umweltmanage-
ments erfüllen, die Vorlage von Bescheinigun-
gen unabhängiger Stellen, so bezieht sich der 
öffentliche Auftraggeber 
1. entweder auf das Gemeinschaftssystem für 
das Umweltmanagement und die Umweltbe-
triebsprüfung EMAS der Europäischen Union o-
der 
2. auf andere nach Artikel 45 der Verordnung 
(EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. November 2009 
über die freiwillige Teilnahme von Organisatio-
nen an einem Gemeinschaftssystem für Umwelt-
management und Umweltbetriebsprüfung (ABl. 

§ 5 VOF Nachweis der Eignung 
 
 
 
(7) Verlangen die Auftraggeber zum Nachweis 
dafür, dass die Bewerber oder Bieter bestimmte 
Qualitätssicherungsnormen erfüllen, die Vorlage 
von Bescheinigungen unabhängiger Stellen, so 
nehmen sie auf Qualitätssicherungsverfahren 
Bezug, die den einschlägigen europäischen Nor-
men entsprechen und von entsprechenden Stel-
len gemäß den europäischen Zertifizierungsnor-
men zertifiziert sind Gleichwertige Bescheinigun-
gen von Stellen aus anderen EG-Mitgliedstaaten 
sind anzuerkennen. Die Auftraggeber erkennen 
auch andere gleichwertige Nachweise für Quali-
tätssicherungsmaßnahmen an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Verlangen die Auftraggeber als Merkmal der 
technischen Leistungsfähigkeit den Nachweis 
dafür, dass die Bewerber oder Bieter bestimmte 
Normen für das Umweltmanagement erfüllen, 
die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger 
Stellen, so nehmen sie auf das Gemeinschafts-
system für das Umweltmanagement und die 
Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Nor-
men für das Umweltmanagement Bezug, die auf 
den einschlägigen europäischen oder internatio-
nalen Normen beruhen und von entsprechenden 
Stellen zertifiziert sind, die dem europäischen 
Gemeinschaftsrecht oder europäischen oder in-
ternationalen Zertifizierungsnormen entspre-
chen. Gleichwertige Bescheinigungen von Stel-



 

L 342 vom 22.12.2009, S. 1) anerkannte Um-
weltmanagementsysteme oder 
3. auf andere Normen für das Umweltmanage-
ment, die auf den einschlägigen europäischen o-
der internationalen Normen beruhen und von ak-
kreditierten Stellen zertifiziert sind.  
Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch 
gleichwertige Bescheinigungen von Stellen in 
anderen Staaten an. Hatte ein Bewerber oder 
Bieter aus Gründen, die ihm nicht zugerechnet 
werden können, nachweislich keinen Zugang zu 
den betreffenden Bescheinigungen oder aus 
Gründen, die er nicht zu vertreten hat, keine 
Möglichkeit, diese innerhalb der einschlägigen 
Fristen zu erlangen, so muss der öffentliche Auf-
traggeber auch andere Unterlagen über gleich-
wertige Umweltmanagementmaßnahmen aner-
kennen, sofern der Bewerber oder Bieter nach-
weist, dass diese Maßnahmen mit denen, die 
nach dem geltenden System oder den geltenden 
Normen für das Umweltmanagement erforder-
lich sind, gleichwertig sind. 
 

len in anderen EG-Mitgliedstaaten sind anzuer-
kennen. Die Auftraggeber erkennen auch an-
dere Nachweise für gleichwertige Umweltma-
nagementmaßnahmen an, die von den Bewer-
bern oder Bietern vorgelegt werden. 
 

§ 50 VgV Einheitliche Europäische Eigener-
klärung 
 
(1) Die Einheitliche Europäische Eigenerklärung 
ist in der Form des Anhangs 2 der Durchfüh-
rungsverordnung der Kommission (EU) 7/2016 
vom 5. Januar 2016 zur Einführung des Stan-
dardformulars für die Einheitliche Europäische 
Eigenerklärung (ABl. L 3 vom 6.1.2016, S. 16) 
zu übermitteln. Bewerber oder Bieter können 
eine bereits bei einer früheren Auftragsvergabe 
verwendete Einheitliche Europäische Eigener-
klärung wiederverwenden, sofern sie bestätigen, 
dass die darin enthaltenen Informationen weiter-
hin zutreffend sind. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann bei Über-
mittlung einer Einheitlichen Europäischen Eigen-
erklärung Bewerber oder Bieter jederzeit wäh-
rend des Verfahrens auffordern, sämtliche oder 
einen Teil der nach den §§ 44 bis 49 geforderten 
Unterlagen beizubringen, wenn dies zur ange-
messenen Durchführung des Verfahrens erfor-
derlich ist. Vor der Zuschlagserteilung fordert 
der öffentliche Auftraggeber den Bieter, an den 
er den Auftrag vergeben will, auf, die geforder-
ten Unterlagen beizubringen. 
 
(3) Ungeachtet von Absatz 2 müssen Bewerber 
oder Bieter keine Unterlagen beibringen, sofern 
und soweit die zuschlagerteilende Stelle 
1. die Unterlagen über eine für den öffentlichen 
Auftraggeber kostenfreie Datenbank innerhalb 
der Europäischen Union, insbesondere im Rah-
men eines Präqualifikationssystems, erhalten 
kann oder 
2. bereits im Besitz der Unterlagen ist. 
 

 



 

§ 51 VgV Begrenzung der Anzahl der Bewer-
ber 
 
(1) Bei allen Verfahrensarten mit Ausnahme des 
offenen Verfahrens kann der öffentliche Auftrag-
geber die Zahl der geeigneten Bewerber, die zur 
Abgabe eines Angebots aufgefordert oder zum 
Dialog eingeladen werden, begrenzen, sofern 
genügend geeignete Bewerber zur Verfügung 
stehen. Dazu gibt der öffentliche Auftraggeber in 
der Auftragsbekanntmachung oder der Aufforde-
rung zur Interessensbestätigung die von ihm 
vorgesehenen objektiven und nicht diskriminie-
renden Eignungskriterien für die Begrenzung der 
Zahl, die vorgesehene Mindestzahl und gegebe-
nenfalls auch die Höchstzahl der einzuladenden 
Bewerber an. 
 
 
 
 
 
(2) Die vom öffentlichen Auftraggeber vorgese-
hene Mindestzahl der einzuladenden Bewerber 
darf nicht niedriger als drei sein, beim nicht offe-
nen Verfahren nicht niedriger als fünf. In jedem 
Fall muss die vorgesehene Mindestzahl ausrei-
chend hoch sein, dass der Wettbewerb gewähr-
leistet ist. 
 
(3) Sofern geeignete Bewerber in ausreichender 
Zahl zur Verfügung stehen, lädt der öffentliche 
Auftraggeber eine Anzahl von geeigneten Be-
werbern ein, die nicht niedriger als die festge-
legte Mindestzahl an Bewerbern ist. Sofern die 
Zahl geeigneter Bewerber unter der Mindestzahl 
liegt, kann der öffentliche Auftraggeber das 
Vergabeverfahren fortführen, indem er den oder 
die Bewerber einlädt, die über die geforderte 
Eignung verfügen. Andere Unternehmen, die 
sich nicht um die Teilnahme beworben haben, o-
der Bewerber, die nicht über die geforderte Eig-
nung verfügen, dürfen nicht zu demselben Ver-
fahren zugelassen werden. 
 

§ 10 VOF Auswahl der Bewerber 
 
 
(1) Die Auftraggeber wählen unter den Bewer-
bern, die nicht ausgeschlossen wurden und die 
die Eignungskriterien (Fachkunde, Zuverlässig-
keit und Leistungsfähigkeit) erfüllen, diejenigen 
aus, die sie zu Verhandlungen auffordern.  
 
(2) Die der Auswahl zugrunde gelegten Eig-
nungskriterien und die erforderlichen Erklärun-
gen und Nachweise sind von den Auftraggebern 
in der Bekanntmachung zu benennen.  
 
(3) Erfüllen mehrere Bewerber gleichermaßen 
die Anforderungen und ist die Bewerberzahl 
nach einer objektiven Auswahl entsprechend der 
zu Grunde gelegten Kriterien zu hoch, kann die 
Aus- wahl unter den verbleibenden Bewerbern 
durch Los getroffen werden.  
 
 
(4) Die Auftraggeber haben die Mindestzahl und 
gegebenenfalls die Höchstzahl der zu Verhand-
lungen aufzufordernden Bewerber in der Be-
kanntmachung zu benennen. Bei hinreichender 
Anzahl geeigneter Bewerber darf die Mindest-
zahl nicht unter drei liegen.  
 

Abschnitt 2 
Vergabeverfahren 
 
Unterabschnitt 6 
Einreichung, Form und Umgang mit Interessens-
bekundungen, Interessensbestätigungen, Teil-
nahmeanträgen und Angeboten 

 

§ 52 VgV Aufforderung zur Interessensbestä-
tigung, zur Angebotsabgabe, zur Verhand-
lung oder zur Teilnahme am Dialog 
 
(1) Ist ein Teilnahmewettbewerb durchgeführt 
worden, wählt der öffentliche Auftraggeber ge-
mäß § 51 Bewerber aus, die er auffordert, in ei-
nem nicht offenen Verfahren oder einem Ver-
handlungsverfahren ein Angebot einzureichen, 

§ 11 VOF Aufforderung zur Verhandlung, An-
gebotsabgabe, Auftragserteilung 
 
 
(1) Die Auftraggeber fordern die ausgewählten 
Bewerber gleichzeitig in Textform zu Verhand-
lungen auf. Die Verhandlungen können sowohl 
über den Gegenstand der Leistung als auch 



 

am wettbewerblichen Dialog teilzunehmen oder 
an Verhandlungen im Rahmen einer Innovati-
onspartnerschaft teilzunehmen. 
 
(2) Die Aufforderung nach Absatz 1 enthält min-
destens: 
1. einen Hinweis auf die veröffentlichte Auftrags-
bekanntmachung, 
2. den Tag, bis zu dem ein Angebot eingehen 
muss, die Anschrift der Stelle, bei der es einzu-
reichen ist, die Art der Einreichung sowie die 
Sprache, in der es abzufassen ist, 
3. beim wettbewerblichen Dialog den Termin 
und den Ort des Beginns der Dialogphase sowie 
die verwendete Sprache, 
4. die Bezeichnung der gegebenenfalls beizufü-
genden Unterlagen, sofern nicht bereits in der 
Auftragsbekanntmachung enthalten, 
5. die Zuschlagskriterien sowie deren Gewich-
tung oder gegebenenfalls die Kriterien in der 
Rangfolge ihrer Bedeutung, wenn diese Anga-
ben nicht bereits in der Auftragsbekanntma-
chung oder in der Aufforderung zur Interessens-
bestätigung enthalten sind.  
Bei öffentlichen Aufträgen, die in einem wettbe-
werblichen Dialog oder im Rahmen einer Inno-
vationspartnerschaft vergeben werden, sind die 
in Nummer 2 genannten Angaben nicht in der 
Aufforderung zur Teilnahme am Dialog oder an 
den Verhandlungen aufzuführen, sondern in der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe. 
 
(3) Im Falle einer Vorinformation nach § 38 Ab-
satz 4 fordert der öffentliche Auftraggeber 
gleichzeitig alle Unternehmen, die eine Interes-
sensbekundung übermittelt haben, nach § 38 
Absatz 5 auf, ihr Interesse zu bestätigen. Diese 
Aufforderung umfasst zumindest folgende Anga-
ben: 
1. Umfang des Auftrags, einschließlich aller Op-
tionen auf zusätzliche Aufträge, und, sofern 
möglich, eine Einschätzung der Frist für die Aus-
übung dieser Optionen; bei wiederkehrenden 
Aufträgen Art und Umfang und, sofern möglich, 
das voraussichtliche Datum der Veröffentlichung 
zukünftiger Auftragsbekanntmachungen für die 
Liefer- oder Dienstleistungen, die Gegenstand 
des Auftrags sein soll, 
2. Art des Verfahrens, 
3. gegebenenfalls Zeitpunkt, an dem die Liefer-
leistung erbracht oder die Dienstleistung begin-
nen oder abgeschlossen sein sollen, 
4. Internetadresse, über die die Vergabeunterla-
gen unentgeltlich, uneingeschränkt und vollstän-
dig direkt verfügbar sind, 
5. falls kein elektronischer Zugang zu den 
Vergabeunterlagen bereitgestellt werden kann, 
Anschrift und Schlusstermin für die Anforderung 
der Vergabeunterlagen sowie die Sprache, in 
der die Interessensbekundung abzufassen ist, 
6. Anschrift des öffentlichen Auftraggebers, der 
den Zuschlag erteilt, 

über die im Rahmen der Verhandlung abgefor-
derten Angebote geführt werden. 
 
 
(2) Die Aufforderung zur Verhandlung enthält 
mindestens Folgendes: 
- das Anschreiben mit den Verfahrensbedingun-
gen, Angaben zu den Fristen, einen Hinweis auf 
die Bekanntmachung sowie die Zuschlagskrite-
rien, falls sie noch nicht in der Bekanntmachung 
aufgeführt sind, 
- die Aufgabenbeschreibung und eventuell einen 
Vertragsentwurf, aus dem die konkrete Leistung 
und die Auftragsbedingungen hervorgehen. 
 



 

7. alle wirtschaftlichen und technischen Anforde-
rungen, finanziellen Sicherheiten und Angaben, 
die von den Unternehmen verlangt werden, 
8. Art des Auftrags, der Gegenstand des Verga-
beverfahrens ist und 
9. die Zuschlagskriterien sowie deren Gewich-
tung oder gegebenenfalls die Kriterien in der 
Rangfolge ihrer Bedeutung, wenn diese Anga-
ben nicht bereits in der Vorinformation oder den 
Vergabeunterlagen enthalten sind. 
 
§ 53 VgV Form und Übermittlung der Interes-
sensbekundungen, Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote 
 
(1) Die Unternehmen übermitteln ihre Interes-
sensbekundungen, Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angebote in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit-
hilfe elektronischer Mittel gemäß § 10. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber ist nicht ver-
pflichtet, die Einreichung von Angeboten mithilfe 
elektronischer Mittel zu verlangen, wenn auf die 
zur Einreichung erforderlichen elektronischen 
Mittel einer der in § 41 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 
genannten Gründe zutrifft oder wenn zugleich 
physische oder maßstabsgetreue Modelle einzu-
reichen sind, die nicht elektronisch übermittelt 
werden können. In diesen Fällen erfolgt die 
Kommunikation auf dem Postweg oder auf ei-
nem anderen geeigneten Weg oder in Kombina-
tion von postalischem oder einem anderen ge-
eigneten Weg und Verwendung elektronischer 
Mittel. Der öffentliche Auftraggeber gibt im 
Vergabevermerk die Gründe an, warum die An-
gebote mithilfe anderer als elektronischer Mittel 
eingereicht werden können. 
(3) Der öffentliche Auftraggeber prüft, ob zu 
übermittelnde Daten erhöhte Anforderungen an 
die Sicherheit stellen. Soweit es erforderlich ist, 
kann der öffentliche Auftraggeber verlangen, 
dass Interessensbekundungen, Interessensbe-
stätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote 
mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signa-
tur gemäß § 2 Nummer 2 des Gesetzes über 
Rahmenbedingungen für elektronische Signatu-
ren vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 Absatz 111 des Geset-
zes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), oder 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
gemäß § 2 Nummer 3 des Gesetzes über Rah-
menbedingungen für elektronische Signaturen 
vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 Absatz 111 des Gesetzes 
vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), zu verse-
hen sind. 
 
(4) Der öffentliche Auftraggeber kann festlegen, 
dass Angebote mithilfe anderer als elektroni-

 



 

scher Mittel einzureichen sind, wenn sie beson-
ders schutzwürdige Daten enthalten, die bei 
Verwendung allgemein verfügbarer oder alterna-
tiver elektronischer Mittel nicht angemessen ge-
schützt werden können, oder wenn die Sicher-
heit der elektronischen Mittel nicht gewährleistet 
werden kann. Der öffentliche Auftraggeber gibt 
im Vergabevermerk die Gründe an, warum er 
die Einreichung der Angebote mithilfe anderer 
als elektronischer Mittel für erforderlich hält. 
 
(5) Auf dem Postweg oder direkt übermittelte In-
teressensbekundungen, Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote sind in ei-
nem verschlossenen Umschlag einzureichen 
und als solche zu kennzeichnen. 
 
(6) Auf dem Postweg oder direkt übermittelte In-
teressensbekundungen, Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote müssen 
unterschrieben sein. Bei Abgabe mittels Telefax 
genügt die Unterschrift auf der Telefaxvorlage. 
 
(7) Änderungen an den Vergabeunterlagen sind 
unzulässig. Die Interessensbestätigungen, Teil-
nahmeanträge und Angebote müssen vollstän-
dig sein und alle geforderten Angaben, Erklärun-
gen und Preise enthalten. Nebenangebote müs-
sen als solche gekennzeichnet sein. 
 
(8) Die Unternehmen haben anzugeben, ob für 
den Auftragsgegenstand gewerbliche Schutz-
rechte bestehen, beantragt sind oder erwogen 
werden. 
 
(9) Bewerber- oder Bietergemeinschaften haben 
in der Interessensbestätigung, im Teilnahmean-
trag oder im Angebot jeweils die Mitglieder so-
wie eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigen 
Vertreter für den Abschluss und die Durchfüh-
rung des Vertrags zu benennen. Fehlt eine die-
ser Angaben, so ist sie vor der Zuschlagsertei-
lung beizubringen. 
 
§ 54 VgV Aufbewahrung ungeöffneter Inte-
ressensbekundungen, Interessensbestäti-
gungen, Teilnahmeanträge und Angebote 
 
Elektronisch übermittelte Interessensbekundun-
gen, Interessensbestätigungen, Teilnahmean-
träge und Angebote sind auf geeignete Weise 
zu kennzeichnen und verschlüsselt zu spei-
chern. Auf dem Postweg und direkt übermittelte 
Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge 
und Angebote sind ungeöffnet zu lassen, mit 
Eingangsvermerk zu versehen und bis zum Zeit-
punkt der Öffnung unter Verschluss zu halten. 
Mittels Telefax übermittelte Interessensbestäti-
gungen, Teilnahmeanträge und Angebote sind 
ebenfalls entsprechend zu kennzeichnen und 
auf geeignete Weise unter Verschluss zu halten. 

 



 

§ 55 VgV Öffnung der Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber darf vom Inhalt 
der Interessensbestätigungen, Teilnahmean-
träge und Angebote erst nach Ablauf der ent-
sprechenden Fristen Kenntnis nehmen. 
 
(2) Die Öffnung der Angebote wird von mindes-
tens zwei Vertretern des öffentlichen Auftragge-
bers gemeinsam an einem Termin unverzüglich 
nach Ablauf der Angebotsfrist durchgeführt. Bie-
ter sind nicht zugelassen. 
 

 

Abschnitt 2 
Vergabeverfahren 
 
Unterabschnitt 7 
Prüfung und Wertung der Teilnahmeanträge und 
Angebote; Zuschlag 
 

 

§ 56 VgV Prüfung der Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote; Nach-
forderung von Unterlagen 
 
(1) Die Interessensbestätigungen, Teilnahmean-
träge und Angebote sind auf Vollständigkeit und 
fachliche Richtigkeit, Angebote zudem auf rech-
nerische Richtigkeit zu prüfen. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann den Be-
werber oder Bieter unter Einhaltung der Grunds-
ätze der Transparenz und der Gleichbehandlung 
auffordern, fehlende, unvollständige oder fehler-
hafte unternehmensbezogene Unterlagen, ins-
besondere Eigenerklärungen, Angaben, Be-
scheinigungen oder sonstige Nachweise, nach-
zureichen, zu vervollständigen oder zu korrigie-
ren, oder fehlende oder unvollständige leis-
tungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder 
zu vervollständigen. Der öffentliche Aufraggeber 
ist berechtigt, in der Auftragsbekanntmachung o-
der den Vergabeunterlagen festzulegen, dass er 
keine Unterlagen nachfordern wird. 
 
(3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen 
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung 
der Angebote anhand der Zuschlagskriterien be-
treffen, ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht für 
Preisangaben, wenn es sich um unwesentliche 
Einzelpositionen handelt, deren Einzelpreise 
den Gesamtpreis nicht verändern oder die Wer-
tungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht be-
einträchtigen. 
 
(4) Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bie-
ter nach Aufforderung durch den öffentlichen 
Auftraggeber innerhalb einer von diesem festzu-
legenden angemessenen, nach dem Kalender 
bestimmten Frist vorzulegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 11 (3) VOF Fehlende Erklärungen und Nach-
weise können auf Verlangen der Auftraggeber 
bis zum Ablauf einer zu bestimmenden Frist 
nachgereicht werden. 
 



 

(5) Die Entscheidung zur und das Ergebnis der 
Nachforderung sind zu dokumentieren. 
 
§ 57 VgV Ausschluss von Interessensbekun-
dungen, Interessensbestätigungen, Teilnah-
meanträgen und Angeboten 
 
(1) Von der Wertung ausgeschlossen werden 
Angebote von Unternehmen, die die Eignungs-
kriterien nicht erfüllen, und Angebote, die nicht 
den Erfordernissen des § 53 genügen, insbe-
sondere: 
1. Angebote, die nicht form- oder fristgerecht 
eingegangen sind, es sei denn, der Bieter hat 
dies nicht zu vertreten, 
2. Angebote, die nicht die geforderten oder 
nachgeforderten Unterlagen enthalten, 
3. Angebote, in denen Änderungen des Bieters 
an seinen Eintragungen nicht zweifelsfrei sind, 
4. Angebote, bei denen Änderungen oder Er-
gänzungen an den Vergabeunterlagen vorge-
nommen worden sind, 
5. Angebote, die nicht die erforderlichen Preis-
angaben enthalten, es sei denn, es handelt sich 
um unwesentliche Einzelpositionen, deren Ein-
zelpreise den Gesamtpreis nicht verändern oder 
die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb 
nicht beeinträchtigen, oder 
6. nicht zugelassene Nebenangebote. 
 
(2) Hat der öffentliche Auftraggeber Nebenange-
bote zugelassen, so berücksichtigt er nur die 
Nebenangebote, die die von ihm verlangten Min-
destanforderungen erfüllen. 
 
(3) Absatz 1 findet auf die Prüfung von Interes-
sensbekundungen, Interessensbestätigungen 
und Teilnahmeanträgen entsprechende Anwen-
dung. 

 

§ 58 VgV Zuschlag und Zuschlagskriterien 
 
 
(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 
 
(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Ange-
bots erfolgt auf der Grundlage des besten Preis-
Leistungs-Verhältnisses. Neben dem Preis oder 
den Kosten können auch qualitative, umweltbe-
zogene oder soziale Zuschlagskriterien berück-
sichtigt werden, insbesondere: 
1. die Qualität, einschließlich technischer Wert, 
Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit der 
Leistung insbesondere für Menschen mit Behin-
derungen, ihrer Übereinstimmung mit Anforde-
rungen des "Designs für Alle", soziale, umwelt-
bezogene und innovative Eigenschaften sowie 
Vertriebs- und Handelsbedingungen, 
2. die Organisation, Qualifikation und Erfahrung 
des mit der Ausführung des Auftrags betrauten 

§ 11 VOF Aufforderung zur Verhandlung, An-
gebotsabgabe, Auftragserteilung 
 
 
 
 
 
(5) Bei der Entscheidung über die Auftragsertei-
lung berücksichtigen die Auftraggeber verschie-
dene, durch den Auftragsgegenstand gerechtfer-
tigte Kriterien, zum Beispiel Qualität, fachlicher 
oder technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßig-
keit, Umwelteigenschaften, Kundendienst und 
technische Hilfe, Leistungszeitpunkt, Ausfüh-
rungszeitraum oder -frist und Preis/Honorar. Bei 
der Festlegung dieser Zuschlagskriterien ist auf 
die klare und nachvollziehbare Abgrenzung zu 
den Eignungskriterien bei der Auswahl der Be-
werber zu achten. Ist die zu erbringende Leis-
tung nach einer gesetzlichen Gebühren- oder 
Honorarordnung zu vergüten, ist der Preis nur 



 

Personals, wenn die Qualität des eingesetzten 
Personals erheblichen Einfluss auf das Niveau 
der Auftragsausführung haben kann, oder 
3. die Verfügbarkeit von Kundendienst und tech-
nischer Hilfe sowie Lieferbedingungen wie Lie-
fertermin, Lieferverfahren sowie Liefer- oder 
Ausführungsfristen.  
Der öffentliche Auftraggeber kann auch Fest-
preise oder Festkosten vorgeben, sodass das 
wirtschaftlichste Angebot ausschließlich nach 
qualitativen, umweltbezogenen oder sozialen 
Zuschlagskriterien nach Satz 1 bestimmt wird. 
 
(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder den Vergabeunterla-
gen an, wie er die einzelnen Zuschlagskriterien 
gewichtet, um das wirtschaftlichste Angebot zu 
ermitteln. Diese Gewichtung kann auch mittels 
einer Spanne angegeben werden, deren Band-
breite angemessen sein muss. Ist die Gewich-
tung aus objektiven Gründen nicht möglich, so 
gibt der öffentliche Auftraggeber die Zuschlags-
kriterien in absteigender Rangfolge an. 
 
 
(4) Für den Beleg, ob und wieweit die angebo-
tene Leistung den geforderten Zuschlagskrite-
rien entspricht, gelten die §§ 33 und 34 entspre-
chend. 
 
(5) An der Entscheidung über den Zuschlag sol-
len in der Regel mindestens zwei Vertreter des 
öffentlichen Auftraggebers mitwirken. 
 

im dort vorgeschriebenen Rahmen zu berück-
sichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Auftraggeber haben in der Aufgabenbe-
schreibung oder der Vergabebekanntmachung 
oder der Aufforderung zur Angebotsabgabe alle 
Zuschlagskriterien anzugeben, deren Anwen-
dung vorgesehen ist. Sie haben auch anzuge-
ben, wie die einzelnen Kriterien gewichtet wer-
den. Die Gewichtung kann mittels einer Spanne 
angegeben werden. Kann die Gewichtung aus 
nachvollziehbaren Gründen nicht angegeben 
werden, so gibt der Auftraggeber die Kriterien in 
der absteigenden Reihenfolge ihrer Bedeutung 
an.  
 

§ 59 VgV Berechnung von Lebenszykluskos-
ten 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann vorgeben, 
dass das Zuschlagskriterium "Kosten" auf der 
Grundlage der Lebenszykluskosten der Leistung 
berechnet wird. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt die Me-
thode zur Berechnung der Lebenszykluskosten 
und die zur Berechnung vom Unternehmen zu 
übermittelnden Informationen in der Auftragsbe-
kanntmachung oder den Vergabeunterlagen an. 
Die Berechnungsmethode kann umfassen 
1. die Anschaffungskosten, 
2. die Nutzungskosten, insbesondere den Ver-
brauch von Energie und anderen Ressourcen, 
3. die Wartungskosten, 
4. Kosten am Ende der Nutzungsdauer, insbe-
sondere die Abholungs-, Entsorgungs- oder Re-
cyclingkosten, oder 
5. Kosten, die durch die externen Effekte der 
Umweltbelastung entstehen, die mit der Leis-
tung während ihres Lebenszyklus in Verbindung 
stehen, sofern ihr Geldwert nach Absatz 3 be-
stimmt und geprüft werden kann; solche Kosten 

 



 

können Kosten der Emission von Treibhausga-
sen und anderen Schadstoffen sowie sonstige 
Kosten für die Eindämmung des Klimawandels 
umfassen. 
 
(3) Die Methode zur Berechnung der Kosten, die 
durch die externen Effekte der Umweltbelastung 
entstehen, muss folgende Bedingungen erfüllen: 
1. Sie beruht auf objektiv nachprüfbaren und 
nichtdiskriminierenden Kriterien; ist die Methode 
nicht für die wiederholte oder dauerhafte Anwen-
dung entwickelt worden, darf sie bestimmte Un-
ternehmen weder bevorzugen noch benachteili-
gen, 
2. sie ist für alle interessierten Beteiligten zu-
gänglich, und 
3. die zur Berechnung erforderlichen Informatio-
nen lassen sich von Unternehmen, die ihrer 
Sorgfaltspflicht im üblichen Maße nachkommen, 
einschließlich Unternehmen aus Drittstaaten, die 
dem Übereinkommen über das öffentliche Be-
schaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 vom 
3.9.1996, S. 1), geändert durch das Protokoll zur 
Änderung des Übereinkommens über das öf-
fentliche Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 
7.3.2014, S. 2) oder anderen, für die Europäi-
sche Union bindenden internationalen Überein-
kommen beigetreten sind, mit angemessenem 
Aufwand bereitstellen. 
 
(4) Sofern eine Methode zur Berechnung der Le-
benszykluskosten durch einen Rechtsakt der 
Europäischen Union verbindlich vorgeschrieben 
worden ist, hat der öffentliche Auftraggeber 
diese Methode vorzugeben. 
 
§ 60 VgV Ungewöhnlich niedrige Angebote 
 
(1) Erscheinen der Preis oder die Kosten eines 
Angebots im Verhältnis zu der zu erbringenden 
Leistung ungewöhnlich niedrig, verlangt der öf-
fentliche Auftraggeber vom Bieter Aufklärung. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber prüft die Zusam-
mensetzung des Angebots und berücksichtigt 
die übermittelten Unterlagen. Die Prüfung kann 
insbesondere betreffen: 
1. die Wirtschaftlichkeit des Fertigungsverfah-
rens einer Lieferleistung oder der Erbringung der 
Dienstleistung, 
2. die gewählten technischen Lösungen oder die 
außergewöhnlich günstigen Bedingungen, über 
die das Unternehmen bei der Lieferung der Wa-
ren oder bei der Erbringung der Dienstleistung 
verfügt, 
3. die Besonderheiten der angebotenen Liefer- 
oder Dienstleistung, 
4. die Einhaltung der Verpflichtungen nach § 
128 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, insbesondere der für 

 



 

das Unternehmen geltenden umwelt-, sozial- 
und arbeitsrechtlichen Vorschriften, oder 
5. die etwaige Gewährung einer staatlichen Bei-
hilfe an das Unternehmen. 
 
(3) Kann der öffentliche Auftraggeber nach der 
Prüfung gemäß den Absätzen 1 und 2 die ge-
ringe Höhe des angebotenen Preises oder der 
angebotenen Kosten nicht zufriedenstellend auf-
klären, darf er den Zuschlag auf dieses Angebot 
ablehnen. Der öffentliche Auftraggeber lehnt das 
Angebot ab, wenn er festgestellt hat, dass der 
Preis oder die Kosten des Angebots ungewöhn-
lich niedrig sind, weil Verpflichtungen nach Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht eingehalten wer-
den. 
 
(4) Stellt der öffentliche Auftraggeber fest, dass 
ein Angebot ungewöhnlich niedrig ist, weil der 
Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten hat, so 
lehnt der öffentliche Auftraggeber das Angebot 
ab, wenn der Bieter nicht fristgemäß nachwei-
sen kann, dass die staatliche Beihilfe rechtmä-
ßig gewährt wurde. Der öffentliche Auftraggeber 
teilt die Ablehnung der Europäischen Kommis-
sion mit. 
 
§ 61 VgV Ausführungsbedingungen 
 
Für den Beleg, dass die angebotene Leistung 
den geforderten Ausführungsbedingungen ge-
mäß § 128 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen entspricht, gelten die 
§§ 33 und 34 entsprechend. 
 

 

§ 62 VgV Unterrichtung der Bewerber und 
Bieter 
 
(1) Unbeschadet des § 134 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen teilt der öffentli-
che Auftraggeber jedem Bewerber und jedem 
Bieter unverzüglich seine Entscheidungen über 
den Abschluss einer Rahmenvereinbarung, die 
Zuschlagserteilung oder die Zulassung zur Teil-
nahme an einem dynamischen Beschaffungs-
system mit. Gleiches gilt für die Entscheidung, 
ein Vergabeverfahren aufzuheben oder erneut 
einzuleiten einschließlich der Gründe dafür, so-
fern eine Auftragsbekanntmachung oder Vorin-
formation veröffentlicht wurde. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber unterrichtet auf 
Verlangen des Bewerbers oder Bieters unver-
züglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen 
nach Eingang des Antrags in Textform nach § 
126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
1. jeden nicht erfolgreichen Bewerber über die 
Gründe für die Ablehnung seines Teilnahmean-
trags, 
2. jeden nicht erfolgreichen Bieter über die 
Gründe für die Ablehnung seines Angebots, 

§ 14 VOF Information über die Auftragsertei-
lung, Verzicht auf die Auftragserteilung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Auftraggeber teilen unverzüglich, spätes-
tens innerhalb von 15 Tagen nach Eingang ei-
nes entsprechenden Antrags, den nicht berück-
sichtigten Bietern die Gründe für die Ablehnung 
ihres Angebotes, die Merkmale und Vorteile des 
erfolgreichen Angebots sowie den Namen des 
erfolgreichen Bieters mit. 
 
 



 

3. jeden Bieter über die Merkmale und Vorteile 
des erfolgreichen Angebots sowie den Namen 
des erfolgreichen Bieters, und 
4. jeden Bieter über den Verlauf und die Fort-
schritte der Verhandlungen und des wettbewerb-
lichen Dialogs mit den Bietern. 
 
(3) § 39 Absatz 6 ist auf die in den Absätzen 1 
und 2 genannten Angaben über die Zu-
schlagserteilung, den Abschluss von Rahmen-
vereinbarungen oder die Zulassung zu einem 
dynamischen Beschaffungssystem entspre-
chend anzuwenden. 
 
§ 63 VgV Aufhebung von Vergabeverfahren 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber ist berechtigt, 
ein Vergabeverfahren ganz oder teilweise aufzu-
heben, wenn 
1. kein Angebot eingegangen ist, das den Bedin-
gungen entspricht, 
2. sich die Grundlage des Vergabeverfahrens 
wesentlich geändert hat, 
3. kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt wurde o-
der 
4. andere schwerwiegende Gründe bestehen. 
Im Übrigen ist der öffentliche Auftraggeber 
grundsätzlich nicht verpflichtet, den Zuschlag zu 
erteilen. 
 
(2) Der öffentliche Auftraggeber teilt den Bewer-
bern oder Bietern nach Aufhebung des Vergabe-
verfahrens unverzüglich die Gründe für seine 
Entscheidung mit, auf die Vergabe eines Auftra-
ges zu verzichten oder das Verfahren erneut 
einzuleiten. Auf Antrag teilt er ihnen dies in Text-
form nach § 126b des Bürgerlichen Gesetz-
buchs mit. 
 

§ 14 VOF Information über die Auftragsertei-
lung, Verzicht auf die Auftragserteilung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Die Auftraggeber teilen den Bewerbern un-
verzüglich die Gründe mit, aus denen beschlos-
sen wurde, auf die Vergabe eines bekannt ge-
machten Auftrages zu verzichten oder das Ver-
fahren erneut einzuleiten. Auf Antrag teilen sie 
dies in Textform mit. Die Entscheidung, auf die 
Vergabe eines Auftrages zu verzichten, teilen 
die Auftraggeber dem Amt für amtliche Veröf-
fentlichungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten mit. 

Abschnitt 3 
Besondere Vorschriften für die Vergabe von so-
zialen und anderen besonderen Dienstleistun-
gen 
 

 

§ 64 VgV Vergabe von Aufträgen für soziale 
und andere besondere Dienstleistungen 
(…) 

 

§ 65 VgV Ergänzende Verfahrensregeln 
(…) 

 

§ 66 VgV Veröffentlichungen, Transparenz 
(…) 

 

Abschnitt 4 
Besondere Vorschriften für die Beschaffung 
energieverbrauchsrelevanter Leistungen und 
von Straßenfahrzeugen 
 

 

§ 67 VgV Beschaffung energieverbrauchsre-
levanter Liefer- oder Dienstleistungen 
(…) 

 



 

§ 68 VgV Beschaffung von Straßenfahrzeu-
gen 
(…) 

 

Abschnitt 5 
Planungswettbewerbe 
 

VOF – Kapitel 2 
Wettbewerbe 

§ 69 VgV Anwendungsbereich 
 
(1) Wettbewerbe nach § 103 Absatz 6 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
werden insbesondere auf den Gebieten der 
Raumplanung, des Städtebaus und des Bauwe-
sens oder der Datenverarbeitung durchgeführt 
(Planungswettbewerbe). 
 
(2) Bei der Durchführung eines Planungswettbe-
werbs wendet der öffentliche Auftraggeber die 
§§ 5, 6 und 43 und die Vorschriften dieses Ab-
schnitts an. 
 

§ 15 VOF Grundsätze 
 
(1) Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die 
dazu dienen, dem Auftraggeber einen Plan oder 
eine Planung zu verschaffen, deren Auswahl 
durch ein Preisgericht aufgrund vergleichender 
Beurteilungen mit oder ohne Verteilung von 
Preisen erfolgt. 
 
(2) Wettbewerbe, die dem Ziel dienen, alterna-
tive Vorschläge für Planungen insbesondere auf 
dem Gebiet der Raumplanung, des Städtebaus 
und des Bauwesens auf der Grundlage veröf-
fentlichter einheitlicher Richtlinien zu erhalten 
(Planungswettbewerbe), können jederzeit vor, 
während oder ohne Verhandlungsverfahren aus-
gelobt werden. In den einheitlichen Richtlinien 
wird auch die Mitwirkung von Architekten- und 
Ingenieurkammern an der Vorbereitung und 
Durchführung der Wettbewerbe geregelt. 
 

§ 70 VgV Veröffentlichung, Transparenz 
 
(1) Der öffentliche Auftraggeber teilt seine Ab-
sicht, einen Planungswettbewerb auszurichten, 
in einer Wettbewerbsbekanntmachung mit. Die 
Wettbewerbsbekanntmachung wird nach dem 
Muster gemäß Anhang IX der Durchführungs-
verordnung (EU) 2015/1986 erstellt. § 40 ist ent-
sprechend anzuwenden. 
 
(2) Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber im 
Anschluss an einen Planungswettbewerb einen 
Dienstleistungsauftrag im Verhandlungsverfah-
ren ohne Teilnahmewettbewerb zu vergeben, 
hat der öffentliche Auftraggeber die Eignungskri-
terien und die zum Nachweis der Eignung erfor-
derlichen Unterlagen hierfür bereits in der Wett-
bewerbsbekanntmachung anzugeben. 
 
(3) Die Ergebnisse des Planungswettbewerbs 
sind bekannt zu machen und innerhalb von 30 
Tagen an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union zu übermitteln. Die Be-
kanntmachung wird nach dem Muster gemäß 
Anhang X der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/1986 erstellt. 
 
(4) § 39 Absatz 6 gilt entsprechend. 
 

 

  



 

§ 71 VgV Ausrichtung 
 
(1) Die an einem Planungswettbewerb Interes-
sierten sind vor Wettbewerbsbeginn über die 
geltenden Durchführungsregeln zu informieren. 
 
 
(2) Die Zulassung von Teilnehmern an einem 
Planungswettbewerb darf nicht beschränkt wer-
den 
1. unter Bezugnahme auf das Gebiet eines Mit-
gliedstaats der Europäischen Union oder einen 
Teil davon oder 
2. auf nur natürliche oder nur juristische Perso-
nen. 
 
(3) Bei einem Planungswettbewerb mit be-
schränkter Teilnehmerzahl hat der öffentliche 
Auftraggeber eindeutige und nichtdiskriminie-
rende Auswahlkriterien festzulegen. Die Zahl der 
Bewerber, die zur Teilnahme aufgefordert wer-
den, muss ausreichen, um den Wettbewerb zu 
gewährleisten. 
 

§ 15 VOF Grundsätze 
 
(3) Die auf die Durchführung von Wettbewerben 
anwendbaren Regeln sind den an der Teil-
nahme am Wettbewerb Interessierten mitzutei-
len. 
 
(4) Die Zulassung zur Teilnahme an einem Wett-
bewerb darf nicht beschränkt werden  
- auf das Gebiet eines Mitgliedstaates oder ei-
nen Teil davon, 
- auf natürliche oder juristische Personen. 
 
 
 
 
(5) Der Auslober eines Wettbewerbes hat zu ge-
währleisten, dass jedem Bewerber und jedem 
Teilnehmer die gleiche Chance eingeräumt wird. 
Für alle Teilnehmer gelten die gleichen Bedin-
gungen und Fristen. Ihnen werden die gleichen 
Informationen jeweils zum gleichen Zeitpunkt 
übermittelt. 
 

§ 72 VgV Preisgericht 
 
(1) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern 
bestehen, die von den Teilnehmern des Pla-
nungswettbewerbs unabhängig sind. Wird von 
den Wettbewerbsteilnehmern eine bestimmte 
berufliche Qualifikation verlangt, muss mindes-
tens ein Drittel der Preisrichter über dieselbe o-
der eine gleichwertige Qualifikation verfügen. 
 
(2) Das Preisgericht ist in seinen Entscheidun-
gen und Stellungnahmen unabhängig. Es trifft 
seine Entscheidungen nur auf Grund von Krite-
rien, die in der Wettbewerbsbekanntmachung 
genannt sind. Die Wettbewerbsarbeiten sind ihm 
anonym vorzulegen. Die Anonymität ist bis zu 
den Stellungnahmen oder Entscheidungen des 
Preisgerichts zu wahren. 
 
 
 
 
 
(3) Das Preisgericht erstellt einen Bericht über 
die Rangfolge der von ihm ausgewählten Wett-
bewerbsarbeiten, indem es auf die einzelnen 
Projekte eingeht und seine Bemerkungen sowie 
noch zu klärende Fragen aufführt. Dieser Bericht 
ist von den Preisrichtern zu unterzeichnen. 
 
(4) Die Teilnehmer können zur Klärung be-
stimmter Aspekte der Wettbewerbsarbeiten auf-
gefordert werden, Fragen zu beantworten, die 
das Preisgericht in seinem Protokoll festzuhalten 
hat. Der Dialog zwischen Preisrichtern und Teil-
nehmern ist zu dokumentieren. 
 

§ 16 VOF Wettbewerbsdurchführung 
 
(4) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern 
bestehen, die von den Teilnehmern des Wettbe-
werbes unabhängig sind Wird von diesen Teil-
nehmern eine bestimmte berufliche Qualifikation 
verlangt, muss die Mehrheit der Preisrichter 
über dieselbe oder eine gleichwertige Qualifika-
tion verfügen. 
 
(5) Das Preisgericht ist in seinen Entscheidun-
gen und Stellungnahmen unabhängig. Es trifft 
diese aufgrund von Wettbewerbsarbeiten, die 
anonym vorgelegt werden, und nur aufgrund von 
Kriterien, die in der Bekanntmachung nach § 9 
Absatz 2 genannt sind.  
Das Preisgericht hat in seinen Entscheidungen 
die in der Auslobung als bindend bezeichneten 
Vorgaben des Auslobers zu beachten. Nicht zu-
gelassene oder über das geforderte Maß hin-
ausgehende Leistungen sind von der Wertung 
auszuschließen. 
 
(6) Das Preisgericht hat einen von den Preisrich-
tern zu unterzeichnenden Bericht zu erstellen 
über die Rangfolge der von ihm ausgewählten 
Projekte und die einzelnen Wettbewerbsarbei-
ten. Der Auslober informiert die Teilnehmer un-
verzüglich über das Ergebnis durch Versendung 
des Protokolls der Preisgerichtssitzung. Der 
Auslober stellt möglichst spätestens einen Mo-
nat nach der Entscheidung des Preisgerichts 
alle eingereichten Wettbewerbsarbeiten mit Na-
mensangaben der Verfasser unter Auslegung 
des Protokolls öffentlich aus.  
Soweit ein Preisträger wegen mangelnder Teil-
nahmeberechtigung oder Verstoßes gegen 



 

Wettbewerbsregeln nicht berücksichtigt werden 
kann, rücken die übrigen Preisträger sowie 
sonstige Teilnehmer in der Rangfolge des Preis-
gerichts nach, soweit das Preisgericht ausweis-
lich seines Protokolls nichts anderes bestimmt 
hat. 
 

Abschnitt 6 
Besondere Vorschriften für die Vergabe von Ar-
chitekten- und Ingenieurleistungen 
 
Unterabschnitt 1  
Allgemeines 
 

VOF – Kapitel 3 
Besondere Vorschriften zur Vergabe von Archi-
tekten- und Ingenieurleistungen 

§ 73 VgV Anwendungsbereich und Grund-
sätze 
 
(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten 
zusätzlich für die Vergabe von Architekten- und 
Ingenieurleistungen, deren Gegenstand eine 
Aufgabe ist, deren Lösung vorab nicht eindeutig 
und erschöpfend beschrieben werden kann. 
 
(2) Architekten- und Ingenieurleistungen sind  
1. Leistungen, die von der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure vom 10. Juli 2013 
(BGBl. I, S. 2276) erfasst werden und 
2. sonstige Leistungen, für die die berufliche 
Qualifikation des Architekten oder Ingenieurs er-
forderlich ist oder vom öffentlichen Auftraggeber 
gefordert wird. 
 
(3) Aufträge über Leistungen nach Absatz 1 sol-
len unabhängig von Ausführungs- und Lieferin-
teressen vergeben werden. 
 

§ 18 VOF Anwendungsbereich 
 
 
(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten 
zusätzlich für die Vergabe von Architekten- und 
Ingenieurleistungen. 
 
 
 
(2) Architekten- und Ingenieurleistungen sind 
- Leistungen, die von der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI) erfasst wer-
den sowie 
- sonstige Leistungen, für die die berufliche Qua-
lifikation des Architekten oder Ingenieurs erfor-
derlich ist oder vom Auftraggeber gefordert wird. 
 
 
§ 2 (3) VOF Aufträge sollen unabhängig von 
Ausführungs- und Lieferinteressen vergeben 
werden. 

§ 74 VgV Verfahrensart 
 
Architekten- und Ingenieurleistungen werden in 
der Regel im Verhandlungsverfahren mit Teil-
nahmewettbewerb nach § 17 oder im wettbe-
werblichen Dialog nach § 18 vergeben. 
 

§ 3 VOF Vergabeart 
 
(1) Aufträge werden im Verhandlungsverfahren 
mit vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teil-
nahme (Teilnahmewettbewerb) vergeben. 
 

§ 75 VgV Eignung 
 
(1) Wird als Berufsqualifikation der Beruf des Ar-
chitekten, Innenarchitekten, Landschaftsarchi-
tekten oder Stadtplaners gefordert, so ist zuzu-
lassen, wer nach dem für die öffentliche Auf-
tragsvergabe geltenden Landesrecht berechtigt 
ist, die entsprechende Berufsbezeichnung zu 
tragen oder in der Bundesrepublik Deutschland 
entsprechend tätig zu werden. 
 
(2) Wird als Berufsqualifikation der Beruf des 
"Beratenden Ingenieurs" oder "Ingenieurs" ge-
fordert, so ist zuzulassen, wer nach dem für die 
öffentliche Auftragsvergabe geltenden Landes-
recht berechtigt ist, die entsprechende Berufsbe-
zeichnung zu tragen oder in der Bundesrepublik 
Deutschland entsprechend tätig zu werden. 

§ 19 VOF Qualifikation des Auftragnehmers 
 
(1) Wird als Berufsqualifikation der Beruf des Ar-
chitekten oder der einer seiner Fachrichtungen 
gefordert, so ist jeder zuzulassen, der nach dem 
für die Auftragsvergabe geltenden Landesrecht 
berechtigt ist, die Berufsbezeichnung Architekt 
zu tragen oder in der Bundesrepublik Deutsch-
land als Architekt tätig zu werden. 
 
 
(2) Wird als Berufsqualifikation der Beruf des 
„Beratenden Ingenieurs" oder „Ingenieurs" ge-
fordert, so ist jeder zuzulassen, der nach dem 
für die Auftragsvergabe geltenden Landesrecht 
berechtigt ist, die Berufsbezeichnung „Beraten-
der Ingenieur" oder „Ingenieur" zu tragen oder in 



 

 
 
 
(3) Juristische Personen sind als Auftragnehmer 
zuzulassen, wenn sie für die Durchführung der 
Aufgabe einen verantwortlichen Berufsangehöri-
gen gemäß Absatz 1 oder 2 benennen. 
 
(4) Eignungskriterien müssen gemäß § 122 Ab-
satz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen mit dem Auftragsgegenstand in 
Verbindung und zu diesem in einem angemes-
senen Verhältnis stehen. Sie sind bei geeigne-
ten Aufgabenstellungen so zu wählen, dass klei-
nere Büroorganisationen und Berufsanfänger 
sich beteiligen können. 
 
(5) Die Präsentation von Referenzprojekten ist 
zugelassen. Verlangt der öffentliche Auftragge-
ber geeignete Referenzen im Sinne von § 46 
Absatz 3 Nummer 1, so lässt er hierfür Referen-
zobjekte zu, deren Planungs- oder Beratungsan-
forderungen mit denen der zu vergebenden Pla-
nungs- oder Beratungsleistung vergleichbar 
sind. Für die Vergleichbarkeit der Referenzob-
jekte ist es in der Regel unerheblich, ob der Be-
werber bereits Objekte derselben Nutzungsart 
geplant oder realisiert hat. 
 
(6) Erfüllen mehrere Bewerber an einem Teil-
nahmewettbewerb mit festgelegter Höchstzahl 
gemäß § 51 gleichermaßen die Anforderungen 
und ist die Bewerberzahl auch nach einer objek-
tiven Auswahl entsprechend der zu Grunde ge-
legten Eignungskriterien zu hoch, kann die Aus-
wahl unter den verbleibenden Bewerbern durch 
Los getroffen werden. 
 

der Bundesrepublik Deutschland als „Beratender 
Ingenieur" oder „Ingenieur" tätig zu werden. 
 
(3) Juristische Personen sind als Auftragnehmer 
zuzulassen, wenn sie für die Durchführung der 
Aufgabe einen verantwortlichen Berufsangehöri-
gen nach den Absätzen 1 und 2 benennen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 20 (2) VOF Die Präsentation von Referenzob-
jekten, die der Bewerber oder Bieter zum Nach-
weis seiner Leistungsfähigkeit vorlegt, ist zuge-
lassen. Die Ausarbeitung von Lösungsvorschlä-
gen der gestellten Planungsaufgabe kann vom 
Auftraggeber nur im Rahmen eines Verfahrens 
nach Absatz 3 oder eines Wettbewerbes gemäß 
Kapitel 2 verlangt werden. Die Auswahl eines 
Bewerbers oder Bieters darf nicht durch unauf-
gefordert eingereichte Lösungsvorschläge be-
einflusst werden. 
 
§ 10 (3) VOF Erfüllen mehrere Bewerber gleich-
ermaßen die Anforderungen und ist die Bewer-
berzahl nacheiner objektiven Auswahl entspre-
chend der zu Grunde gelegten Kriterien zu hoch, 
kann die Auswahlunter den verbleibenden Be-
werbern durch Los getroffen werden. 
 
 

§ 76 VgV Zuschlag 
 
(1) Architekten- und Ingenieurleistungen werden 
im Leistungswettbewerb vergeben. Ist die zu er-
bringende Leistung nach einer gesetzlichen Ge-
bühren- oder Honorarordnung zu vergüten, ist 
der Preis im dort vorgeschriebenen Rahmen zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 
(2) Die Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen 
der gestellten Aufgabe kann der öffentliche Auf-
traggeber nur im Rahmen eines Planungswett-
bewerbs, eines Verhandlungsverfahrens oder ei-
nes wettbewerblichen Dialogs verlangen. Die Er-
stattung der Kosten richtet sich nach § 77. Un-
aufgefordert eingereichte Ausarbeitungen blei-
ben unberücksichtigt. 
 

§ 20 VOF Auftragserteilung 
 
(1) Die Auftrags Verhandlungen mit den nach § 
10 Absatz 1 ausgewählten Bietern dienen der 
Ermittlung des Bieters, der im Hinblick auf die 
gestellte Aufgabe am ehesten die Gewähr für 
eine sachgerechte und qualitätsvolle Leistungs-
erfüllung bietet. Die Auftraggeber führen zu die-
sem Zweck Auftragsgespräche mit den ausge-
wählten Bietern durch und entscheiden über die 
Auftragsvergabe nach Abschluss dieser Gesprä-
che. 
(2) Die Präsentation von Referenzobjekten, die 
der Bewerber oder Bieter zum Nachweis seiner 
Leistungsfähigkeit vorlegt, ist zugelassen. Die 
Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen der ge-
stellten Planungsaufgabe kann vom Auftragge-
ber nur im Rahmen eines Verfahrens nach Ab-
satz 3 oder eines Wettbewerbes gemäß Kapitel 
2 verlangt werden. Die Auswahl eines Bewer-
bers oder Bieters darf nicht durch unaufgefordert 
eingereichte Lösungsvorschläge beeinflusst 
werden. 



 

§ 77 VgV Kosten und Vergütung 
 
(1) Für die Erstellung der Bewerbungs- und An-
gebotsunterlagen werden Kosten nicht erstattet. 
 
 
(2) Verlangt der öffentliche Auftraggeber außer-
halb von Planungswettbewerben darüber hinaus 
die Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen für 
die gestellte Planungsaufgabe in Form von Ent-
würfen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen o-
der anderen Unterlagen, so ist einheitlich für alle 
Bewerber eine angemessene Vergütung festzu-
setzen. 
 
(3) Gesetzliche Gebühren- oder Honorarordnun-
gen und der Urheberrechtsschutz bleiben unbe-
rührt. 
 

§ 13 VOF Kosten 
 
(2) Für die Ausarbeitung der Bewerbungs- und 
Angebotsunterlagen werden Kosten nicht erstat-
tet. 
 
§ 20 (3) VOF Verlangen Auftraggeber außerhalb 
eines Planungswettbewerbes Lösungsvor-
schläge für die Planungsaufgabe, so sind die 
Lösungsvorschläge der Bieter nach den Honor-
arbestimmungen der HOAI zu vergüten. 
 
§ 13 (3) VOF Verlangt der Auftraggeber darüber 
hinaus, dass Bewerber Entwürfe, Pläne, Zeich-
nungen, Berechnungen oder andere Unterlagen 
ausarbeiten, so ist einheitlich für alle Bewerber 
eine angemessene Vergütung festzusetzen. Ge-
setzliche Gebühren- oder Honorarordnungen 
und der Urheberrechtsschutz bleiben unberührt. 

Abschnitt 6 
Besondere Vorschriften für die Vergabe von Ar-
chitekten- und Ingenieurleistungen 
 
Unterabschnitt 2 
Planungswettbewerbe für Architekten- und Inge-
nieurleistungen 
 

 

§ 78 VgV Grundsätze und Anwendungsbe-
reich für Planungswettbewerbe 
 
(1) Planungswettbewerbe gewährleisten die 
Wahl der besten Lösung der Planungsaufgabe 
und sind gleichzeitig ein geeignetes Instrument 
zur Sicherstellung der Planungsqualität und För-
derung der Baukultur. 
 
(2) Planungswettbewerbe dienen dem Ziel, alter-
native Vorschläge für Planungen, insbesondere 
auf dem Gebiet der Raumplanung, des Städte-
baus und des Bauwesens, auf der Grundlage 
veröffentlichter einheitlicher Richtlinien zu erhal-
ten. Sie können vor oder ohne Vergabeverfah-
ren ausgerichtet werden. In den einheitlichen 
Richtlinien wird auch die Mitwirkung der Archi-
tekten- und Ingenieurkammern an der Vorberei-
tung und bei der Durchführung von Planungs-
wettbewerben geregelt. Der öffentliche Auftrag-
geber prüft bei Aufgabenstellungen im Hoch-, 
Städte- und Brückenbau sowie der Landschafts- 
und Freiraumplanung, ob für diese ein Pla-
nungswettbewerb durchgeführt werden soll und 
dokumentiert seine Entscheidung. 
 
(3) Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts 
sind zusätzlich zu Abschnitt 5 für die Ausrich-
tung von Planungswettbewerben anzuwenden. 
Die auf die Durchführung von Planungswettbe-
werben anwendbaren Regeln nach Absatz 2 
sind in der Wettbewerbsbekanntmachung mitzu-
teilen. 
 

 



 

§ 79 VgV Durchführung von Planungswettbe-
werben 
 
(1) Mit der Ausrichtung eines Planungswettbe-
werbs sind Preise oder neben Preisen Anerken-
nungen auszuloben, die der Bedeutung und 
Schwierigkeit der Bauaufgabe sowie dem Leis-
tungsumfang nach der jeweils geltenden Hono-
rarordnung angemessen sind. 
 
(2) Ausgeschlossen von Planungswettbewerben 
sind Personen, die infolge ihrer Beteiligung an 
der Vorbereitung oder Durchführung des Pla-
nungswettbewerbs bevorzugt sein oder Einfluss 
auf die Entscheidung des Preisgerichts nehmen 
können. Das Gleiche gilt für Personen, die sich 
durch Angehörige oder ihnen wirtschaftlich ver-
bundene Personen einen entsprechenden Vor-
teil oder Einfluss verschaffen können. 
 
(3) Abweichend von § 72 Absatz 1 Satz 2 muss 
die Mehrheit der Preisrichter über dieselbe oder 
eine gleichwertige Qualifikation verfügen, wie sie 
von den Teilnehmern verlangt wird. Auch muss 
die Mehrheit der Preisrichter unabhängig vom 
Ausrichter sein. 
 
(4) Das Preisgericht hat in seinen Entscheidun-
gen die in der Wettbewerbsbekanntmachung als 
bindend bezeichneten Vorgaben des Ausrichters 
zu beachten. Nicht zugelassene oder über das 
geforderte Maß hinausgehende Teilleistungen 
sind von der Wertung auszuschließen. 
 
(5) Das Preisgericht hat einen von den Preisrich-
tern zu unterzeichnenden Bericht über die Rang-
folge und hierin eine Beurteilung der von ihm 
ausgewählten Wettbewerbsarbeiten zu erstellen. 
Der Ausrichter informiert die Teilnehmer unver-
züglich über das Ergebnis durch Versendung 
des Protokolls der Preisgerichtssitzung. Der 
Ausrichter soll spätestens einen Monat nach der 
Entscheidung des Preisgerichts alle eingereich-
ten Wettbewerbsarbeiten mit Namensangaben 
der Verfasser unter Auslegung des Protokolls öf-
fentlich ausstellen. Soweit ein Preisträger wegen 
mangelnder Teilnahmeberechtigung oder Ver-
stoßes gegen Wettbewerbsregeln nicht berück-
sichtigt werden kann, rücken die übrigen Preis-
träger sowie sonstige Teilnehmer in der Rang-
folge des Preisgerichts nach, soweit das Preis-
gericht ausweislich seines Protokolls nichts an-
deres bestimmt hat. 
 

§ 16 VOF Wettbewerbsdurchführung 
 
 
(1) Mit der Auslobung sind Preise und ggf. Aner-
kennungen auszusetzen, die der Bedeutung und 
Schwierigkeit der Bauaufgabe sowie dem Leis-
tungsumfang nach der jeweils geltenden Hono-
rarordnung angemessen sind. 
 
 
(2) Ausgeschlossen von der Teilnahme an Wett-
bewerben sind Personen, die infolge ihrer Betei-
ligung an der Auslobung oder Durchführung des 
Wettbewerbes bevorzugt sein oder Einfluss auf 
die Entscheidung des Preisgerichts nehmen 
können. Das Gleiche gilt für Personen, die sich 
durch Angehörige oder ihnen wirtschaftlich ver-
bundene Personen einen entsprechenden Vor-
teil oder Einfluss verschaffen können. 
 
(4) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern 
bestehen, die von den Teilnehmern des Wettbe-
werbes unabhängig sind Wird von diesen Teil-
nehmern eine bestimmte berufliche Qualifikation 
verlangt, muss die Mehrheit der Preisrichter 
über dieselbe oder eine gleichwertige Qualifika-
tion verfügen. 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Das Preisgericht hat einen von den Preisrich-
tern zu unterzeichnenden Bericht zu erstellen 
über die Rangfolge der von ihm ausgewählten 
Projekte und die einzelnen Wettbewerbsarbei-
ten. Der Auslober informiert die Teilnehmer un-
verzüglich über das Ergebnis durch Versendung 
des Protokolls der Preisgerichtssitzung. Der 
Auslober stellt möglichst spätestens einen Mo-
nat nach der Entscheidung des Preisgerichts 
alle eingereichten Wettbewerbsarbeiten mit Na-
mensangaben der Verfasser unter Auslegung 
des Protokolls öffentlich aus. 
Soweit ein Preisträger wegen mangelnder Teil-
nahmeberechtigung oder Verstoßes gegen 
Wettbewerbsregeln nicht berücksichtigt werden 
kann, rücken die übrigen Preisträger sowie 
sonstige Teilnehmer in der Rangfolge des Preis-
gerichts nach, soweit das Preisgericht ausweis-
lich seines Protokolls nichts anderes bestimmt 
hat. 
 

  



 

§ 80 VgV Aufforderung zur Verhandlung; 
Nutzung der Ergebnisse des Planungswett-
bewerbs 
 
(1) Soweit und sobald das Ergebnis des Pla-
nungswettbewerbs realisiert werden soll und be-
absichtigt ist, einen oder mehrere der Preisträ-
ger mit den zu beschaffenden Planungsleistun-
gen zu beauftragen, hat der öffentliche Auftrag-
geber in der Aufforderung zur Teilnahme an den 
Verhandlungen die zum Nachweis der Eignung 
erforderlichen Unterlagen für die gemäß § 70 
Absatz 2 bereits in der Wettbewerbsbekanntma-
chung genannten Eignungskriterien zu verlan-
gen. 
 
(2) Gesetzliche Vorschriften, nach denen Teillö-
sungen von Teilnehmern des Planungswettbe-
werbs, die bei der Auftragserteilung nicht be-
rücksichtigt worden sind, nur mit deren Erlaubnis 
genutzt werden dürfen, bleiben unberührt. 
 

§ 17 VOF Auftrag, Nutzung 
 
 
 
(1) Soweit und sobald die Wettbewerbsaufgabe 
realisiert werden soll, ist einer oder sind mehrere 
der Preisträger mit den weiteren Planungsleis-
tungen nach Maßgabe der in § 15 Absatz 2 ge-
nannten einheitlichen Richtlinien zu beauftragen, 
sofern mindestens einer der Preisträger eine 
einwandfreie Ausführung der zu übertragenden 
Leistungen gewährleistet und sonstige wichtige 
Gründe der Beauftragung nicht entgegenstehen. 
 
 
 
(2) Urheberrechtlich und wettbewerbsrechtlich 
geschützte Teillösungen von Wettbewerbsteil-
nehmern, die bei der Auftragserteilung nicht be-
rücksichtigt worden sind, dürfen nur gegen eine 
angemessene Vergütung genutzt werden. 
 

Abschnitt 7 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 

 

§ 81 VgV Übergangsbestimmungen 
 
Zentrale Beschaffungsstellen im Sinne von § 
120 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen können bis zum 18. 
April 2017, andere öffentliche Auftraggeber bis 
zum 18. Oktober 2018, abweichend von § 53 
Absatz 1 die Übermittlung der Angebote, Teil-
nahmeanträge und Interessensbestätigungen 
auch auf dem Postweg, anderem geeigneten 
Weg, Fax oder durch die Kombination dieser 
Mittel verlangen. Dasselbe gilt für die sonstige 
Kommunikation im Sinne des § 9 Absatz 1, so-
weit sie nicht die Übermittlung von Bekanntma-
chungen und die Bereitstellung der Vergabeun-
terlagen betrifft. 
 

 

§ 82 VgV Fristenberechnung 
 
Die Berechnung der in dieser Verordnung gere-
gelten Fristen bestimmt sich nach der Verord-
nung EWG Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 
1971 zur Festlegung der Regeln für die Fristen, 
Daten und Termine. 
 

 

 
 
Mannheim, den 20.04.2016 
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